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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 

über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 10. bis 14. Mai 1993 in Straßburg 


Während des fünften TeUs der 44. Sitzungsperiode vom 10. bis 
14. Mai 1993 erörterte die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates Berichte, behandelte die üblichen geschäftsordnungs- 
mäßigen Vorgänge und faßte eine Reihe von Beschlüssen zu 
folgenden Themen: 


Bericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses 


Bericht des Ministerkomitees 


Politische Fragen 

— Antrag der Republik Litauen auf Mitgliedschaft im Europarat 
(Stellungnahme 168 — S. 13) 

Hierzu sprachen die Abg. Hans Büchler (S. 12), Günter Marten 
(S. 11) und Gerhard Reddemann (S. 13). 

— Ansprache des Ratspräsidenten der Interparlamentarischen 
Union, Sir Michael MarshaU 

— Antrag der Republik Slowenien auf MitgUedschaft im Europarat 
(Stellungnahme 169 — S. 25) 

Hierzu sprach Abg. Gerhard Reddemann (S. 24) 

— Antrag der RepubUk Estland auf Mitgliedschaft im Emoparat 
(Stellungnahme 170 — S. 34) 

Hierzu sprachen die Abg. Rudolf Bindig (S. 32), Wilfried Böhm 
(S. 33), Gerhard Reddemann (S. 33) und Margitta Terborg 
(S. 34). 

— Ansprache der Ministerpräsidentin der Volksrepubhk Polen, 
Hanna Suchocka 
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— Die Situation in Bosnien-Herzegowina [Entschließung 999 — 
S. 39) 

Hierzu sprachen die Abg. Robert Antretter (S. 38), Dr. Günther 
Müller (S. 36), Gerhard Reddemann (SS. 35 und 39) und 
Margitta Terborg (S. 37). 


Rechts- und Menschenrechtsfragen 

— Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen 


Sozialordnung und Gesundheit 

— Gleichberechtigimg von Mann imd Frau: Recht auf freie Wahl 
der Mutterschaft 

Hierzu sprach Abg. Leni Fischer (S. 10). 


Geschäftsordnungsfragen 

— Verabschiedimg einer revidierten Satzung des Europarates 
[Empfehlung 1212 — S. 16) 

Hierzu sprachen die Abg. Hans Büchler (S. 16) und Prof. Dr. 
Uwe Holtz (S. 15). 


Wirtschafts- und Entwicklungsfragen 

— Das Nord-Süd-Zentrum des Emoparates: seine Rolle — seine 
Leistimgen [Entschließung 998 — S. 26) 

Hierzu sprachen die Abg. Leni Fischer (S. 25) luid Prof. Dr. Uwe 
Holtz (S. 26). 


Landwirtschaftsfragen 

— Die Entwicklung in der Biotechnologie und deren Folgen für die 
Landwirtschaft [Empfehlung 1213 — S. 30) 

Hierzu sprachen die Abg. Ulrich Junghanns (S. 28) und Albert 
Probst (SS. 27 und 29). 


Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

— Illegale Wanderungsbewegungen: Schlepper und Arbeitgeber 
illegaler Einwanderer [Empfehlung 1211 — S. 14) 

— Die vietnamesischen Auswanderer und Asylbewerber in Hong- 
kong („Boat people") [Entschließung 1000 — S. 40) 


Zum Ablauf der Tagung 

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende Vorsit- 
zende, der britische Staatsminister für Auswärtige und Conunon- 
wealth Angelegenheiten, Tristan Garel-Jones, vor. Außerdem 
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sprachen zu der Versammlung die polnische Ministerpräsidentin 
Hanna Suchocka sowie der Präsident des Interparlamentarischen 
Rates der Interparlamentarischen Union, Sir Michael Marshall. 

Gemäß der Empfehlung der Parlamentarischen Versammlung 
beschloß das Ministerkomitee am 14. Mai die Aufnahme von 
Estland, Litauen imd Slowenien in den Europarat. Die Parlaments- 
präsidenten dieser drei Staaten, Ulo Nugis, Ceslovas Jarsenas xmd 
Herman Rigelnik nahmen dies zum Anlaß, der Versammlung für 
ihr Votum zu danken. 

Dem Parlament der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo- 
nien wurde der besondere Qaststatus der Parlamentarischen Ver- 
sammlimg verliehen. 

Zxnn Stellv. Generalsekretär des Europarates wurde der Österrei- 
cher Peter Leuprecht gewählt. 

Ein von der deutschen Delegation initiierter Antrag zur Einführung 
von Deutsch als Amtssprache neben Französisch und Englisch im 
Europarat fand nicht die erforderliche Zustimmung. Deutsch ver- 
fügt neben Italienisch bisher über den Status einer Arbeitsspra- 
che. 

Die Reden xmd Fragen der Mitglieder der deutschen Delegation in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates sowie die 
Beschlußtexte sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt. 


Schwerpunkte der Beratung 

Die Versammlung empfahl dem Ministerkomitee einstimmig die 
Aufnahme von Estland, Litauen und Slowenien in den Eiuoparat, 
der damit 29 Mitgliedstaaten umfaßt. Allen drei Staaten wxude die 
Fähigkeit xmd die Bereitschaft bescheinigt, das Rechtsstaatsprinzip 
anzuerkennen und die Menschenrechte zu garantieren sowie sich 
für die Verwirklichxmg der Ziele des Europarates einzusetzen.*) 

Zu den von russischer Seite geäußerten Vorbehalten bezüglich 
eines unzxireichenden Schutzes der russischen Minderheit in 
Estland wurde übereinstimmend axif das liberale Staatsbürger- 
recht des Landes xmd seine Bemühungen für eine Verständigung 
zwischen den Bevölkerungsgruppen hingewiesen. Auch wxirde 
xmterstrichen, daß es sich bei den dort lebenden Russen nicht um 
eine historische Minderheit handele, sondern überwiegend xun 
Russen, die nach der Annexion Estlands von der Sowjetunion dort 
mit dem Ziel der „Russifizierung" des Landes angesiedelt wurden 
(ca. 30% der Bevölkerung). Unabhängig davon wxirde Estland 
axifgefordert, sich an dem von der Parlamentarischen Versamm- 
lung vorgelegten Entwurf für ein Zusatzprotokoll zur Exiropäischen 
Menschenrechtskonvention zum Schutz der Minderheiten zu 
orientieren. 

Die Aufnahme Litauens wxirde von den Rednern der russischen 
Delegation vorbehaltlos begrüßt. Aufgrund jüngster Schwierigkei- 
ten im Bereich der kommunalen Selbstverwaltxmg wurde Litauen 


*) Das Ministerkomitee stimmte der Aufnahme aller drei Staaten am 14. Mai 1993 zu. 
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von der Versammlung gebeten, die diesbezügliche Europäische 
Charta möglichst bald zu imterzeichnen. 

Unterstrichen wurde die besondere Rolle der baltischen Staaten als 
Tor zum Norden und Brücke zu Rußland sowie den übrigen 
GUS-Staaten, begleitet von einem Axifruf zur Fortführung der 
wirtschaftlichen Hilfe imd Zusammenarbeit insbesondere im Hin- 
blick auf die Weiterführung des Demokratisierungsprozesses. Von 
deutscher Seite wurde betont, daß Deutsche xmd Russen aus 
historischen Gründen gerade gegenüber den baltischen Staaten 
eine besondere Verantwortung trügen, den Demokratisienmgs- 
prozeß dort zu xmterstützen. 

Vom Berichterstatter und anderen Abgeordneten wurde die beson- 
dere Rolle Sloweniens als Element der Stabilität imd vermittelnder 
Faktor in der zerrissenen Region hervorgehoben. Slowenien, erstes 
Mitgliedsland des früheren Jugoslawien, könne als tmabhängiges 
demokratisches Land dort eine Art Vorbildfimktion einnehmen. 

In einer Dringlichkeitsdebatte zum Krieg in Bosnien-Herzegowina 
unterstrich die Versanunlung, daß der Vance-Owen-Friedensplan 
trotz erheblicher Risiken zur Zeit die einzige realistische Möglich- 
keit für die Herbeiführung eines Waffenstillstands sowie den 
Beginn eines Friedensprozesses darstelle. In einer insbesondere an 
die Mitglieder des UN-Sicherheitsrates adressierten Entschließung 
wurde dieser an den Vorschlag der Versammlung zur Schaffung 
eines internationalen Gerichtshofes zur Verurteilimg von Kriegs- 
verbrechen erinnert und dazu aufgefordert, die umfassende 
Anwendung des Embargos gegen Serbien und Montenegro sicher- 
zustellen. Dies — so der Berichterstatter Abg. Gerhard Redde- 
mann — sei auch als eine Mahnimg an die Mitgliedstaaten des 
Europarates zu verstehen. 

Darüber hinaus wurde der Sicherheitsrat aufgefordert, das Mandat 
der Schutztruppe der Vereinten Nationen zu erweitern und ihr die 
notwendigen Mittel insbesondere für einen wirksamen Schutz der 
Sicherheitszonen sowie zur Durchsetzimg imd Aufrechterhaltimg 
eines Waffenstillstandes zur Verfügung zu stellen. Damit sollte 
deutlich gemacht werden, daß die Vereinten Nationen für jede 
Maßnahme Unterstützung finden, die zur Wiederherstellung des 
Friedens sowie zur Rettung von Menschenleben beitrage. 

Ein Antrag, der Schutztruppe ausdrücklich auch die gewaltsame 
Durchsetzung der entsprechenden Resolutionen des UN-Sicher- 
heitsrates zu ermöglichen, fand nicht die erforderliche Mehrheit. 
Auch sprach sich die Versammlimg gegen eine Aufhebung des 
Waffenembargos gegenüber Bosnien-Herzegowina aus. Wieder- 
holt wurde im Verlauf der Debatte auf die Ohnmacht Europas und 
der UNO in diesem Konflikt verwiesen. 

In ihrer Ansprache wies die polnische Ministerpräsidentin, Hanna 
Suchocka, auf die tiefgreifenden Veränderungen hin, die in ihrem 
Land stattgefunden haben. Polen sei nun ein demokratisches Land, 
das seine Politik auf der Grundlage der Menschenrechte und der 
Prinzipien des Rechtsstaates gestalte. Es sei durch seine Geschichte 
eng mit Europa verbunden, und seine Vollmitgliedschaft im 
Europarat sei ein Zeichen für seine endgültige Rückkehr nach 
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Europa. Jedoch berge dieser positive Umwandlungsprozeß, der zur 
Zeit in allen osteuropäischen Ländern zu beobachten sei, auch 
zahlreiche Gefahren in sich, wie z, B. nationalistische Bewegun- 
gen, regionale Ambitionen, ethnischen Separatismus und Instabi- 
lität, was leicht zu einer Atmosphäre der Depression imd des 
Pessimismus in Ost und West führen könnte. 

Europaweite Lösimgen und die Schaffung einer neuen europäi- 
schen Ordnung seien daher erforderlich, woran Polen auch bereit 
sei, mitzuwirken. Dieses gemeinsame Europa könne sich als 
Stabilisierungsfaktor für Polen und alle übrigen europäischen 
Länder auswirken. Es gehe um langfristige Zielsetzungen jenseits 
aller nationalen imd regionalen Interessen. Dabei solle sich Europa 
nicht ausschließlich auf die Probleme des Binnenmarktes konzen- 
trieren. Eine restriktive Handelspolitik gegenüber den mittel- und 
osteuropäischen Ländern sei schädlich; vielmehr bedürfe es einer 
Öffnung der Märkte der Gemeinschaft für die Produkte aus diesen 
Ländern. Ferner müsse der Prozeß der politischen, wirtschaftlichen 
sowie der verteidigimgspohtischen Integration beschleimigt und 
eine engere Zusammenarbeit roit den Ländern der EG und der 
EFTA sichergestellt werden. Polen sei ebenfalls bereit, sich an 
einer europäischen Sicherheitsordnung zu beteüigen, imd strebe 
eine rasche Aufnahme in die WEU imd die NATO an. Auch wolle es 
zur Lösung der Migrationsproblematik beitragen, was jedoch nur 
durch gezielte gesamteuropäische Maßnahmen möglich sei. 

Abschließend dankte die polnische Ministerpräsidentin dem Euro- 
parat für die wertvolle Unterstützung, die dieser im Hinblick auf 
einen verstärkten Schutz der Menschenrechte, die Reform des 
Rechtssystems, die Förderung der Demokratie, die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit sowie die Schaffung von Ausbil- 
dungsprogrammen für Polen geleistet habe. 

Der amtierende Vorsitzende, der Staatsminister für Auswärtige 
und Commonwealth-Angelegenheiten des Vereinigten Königrei- 
ches, Garel-Jones, hob eingangs hervor, daß keine andere Orga- 
nisation derzeit so großen Herausforderungen ausgesetzt sei wie 
der Europarat. Möglicherweise verfüge er zu Ende diesen Jahres 
über fast doppelt soviele Mitglieder wie noch im Jahre 1989 (z. Zt. 
29 Mitgliedstaaten). Bei allen notwendigen Bemühungen um die 
Integration neuer Staaten müsse jedoch klar sein, daß die Auf- 
nahme-Standards des Europarates nicht gesenkt werden dürften, 
zumal sie gerade die Anziehungskraft des Europarates ausmach- 
ten. Die Entwicklung der Beziehungen zu Rußland sei hierbei eine 
der schwierigsten Aufgaben des Emoparates. Der Reformprozeß 
brauche dort gerade in der Übergangsphase weiterhin die Unter- 
stützung des Europarates und dies müsse insbesondere nach außen 
deutlich gemacht werden. Das Ministerkomitee habe bereits ent- 
sprechende Programme zur Zusammenarbeit beschlossen, um 
Rußland damit den angestrebten Beitritt zu erleichtern. 

Im Hinblick auf den Krieg in Bosnien-Herzegowina räumte der 
amtierende Vorsitzende ein, daß die Möglichkeiten des Europara- 
tes hier beschränkt seien. So werde versucht, die bereits bestehen- 
den unterschiedhchen Formen der Zusammenarbeit mit einzelnen 
Republiken des früheren Jugoslawien zu intensivieren. Auch 
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unterstütze das Ministerkomitee den Beschluß des UN-Sicherheits- 
rates zur Schaffung eines internationalen Gerichtshofes für Kriegs- 
verbrechen, wie dies auch die Parlamentarische Versammlung 
empfohlen habe. Allerdings stoße die Umsetzung dieses Beschlus- 
ses noch auf eine Reihe praktischer Probleme. Wichtig sei es 
insbesondere, daß sich der Europarat weiterhin für eine Verwirk- 
hchung des Vance-Owen-Planes einsetze. Im übrigen könne er 

— entgegen anderslautender Presseberichte — nicht bestätigen, 
daß dieser Konflikt von den USA und Europa zunehmend imter- 
schiedlich beurteilt werde, auch wenn es gewisse Auffassungs- 
imterschiede — wie auch innerhalb der EG — gäbe. 

Zur Empfehlung der Versammlung für die imverzügliche Schaf- 
fung eines Übergangsmechanismus zum Schutz der Menschen- 
rechte in den KSZE-Staaten, die nicht dem Europarat angehören 

— gedacht ist hier insbesondere an das frühere Jugoslawien — 
habe sich das Mmisterkomitee noch keine abschließende Meinung 
gebildet. Auch sei die Frage, ob für einen wirksamen Minderhei- 
tenschutz ein entsprechendes Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention — wie von der Versammlung vorge- 
schlagen — oder eine eigene Rahmenkonvention das geeignetere 
Instrument sei, noch offen. Hiermit müsse sich der Wiener Gipfel 

— die Konferenz der Staats- und Regierungschefs der Mitglieds- 
staaten des Europarates im Herbst in Wien — befassen. 

Aufgrund der Entwicklungen in Europa und der neuen Aufgaben, 
die der Europarat seit Beginn des Demokratisierungsprozesses in 
Mittel- und Osteuropa übernommen hat, hat die Parlamentarische 
Versammlung eine Initiative zur Gesamtrevision der aus dem 
Jahre 1949 stammende Satzung des Europarates ergriffen. Sie hat 
daher einen Entwurf für eine Satzimgsrevision beschlossen, der 
dem Ministerkomitee anläßlich des Gipfels der Staats- imd Regie- 
rungschefs im Oktober 1993 in Wien zur Annahme vorgelegt wird. 
Die Vorschläge, die sich unter anderem mit den Voraussetzungen 
für die Mitghedschaft und Mitwirkung als assoziiertes Mitghed und 
Beobachter befassen, haben in ihrem Kern eine Erweiterung der 
Rechte der Parlamentarischen Versammlung zmn Ziel. 

Für Beitritt, Ausschluß und Suspendierung der Mitgliedschaft 
sowie die Aufnahme als assoziiertes Mitglied oder Beobachter soll 

— wie vorgeschlagen — künftig die Zustimmimg der Parlamenta- 
rischen Versammlung erforderlich sein. Auch sollte sie über ein 
eigenes Untersuchungsrecht verfügen können und die Mögüch- 
keit zur indirekten Einschaltung der Organe der Menschenrechts- 
konvention erhalten. Weiterhin ist geplant, daß ihr der Jahreshaus- 
halt des Europarates vor der Verabschiedimg durch das Minister- 
komitee zur Stellimgnahme vorgelegt wird und sie selber die Höhe 
ihrer eigenen Aufwendungen festsetzt, die Steigerungsrate für den 
Gesamthaushalt dagegen mit dem Ministerkomitee abstinmit. 

Entwürfe von Konventionen und Übereinkommen sollen vor 
Annahme durch das Ministerkomitee der Versanunlung ebenfalls 
zur Billigung zugeleitet werden. Auch soll sie formelle Arbeitsbe- 
ziehung zu den nationalen Parlamenten imd interparlamentari- 
schen Versammlungen aufnehmen können imd verstärkt auch als 
parlamentarisches Forum für internationale Organisationen — wie 
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bereits bei der OECD — dienen, die über kein parlamentarisches 
Gremium verfügen. Die Verteilung der Sitze soll nicht mehr durch 
das Ministerkomitee, sondern durch die Parlamentarische Ver- 
sammlung festgelegt werden. Auch sollen ihr die von den Staats- 
und Regierungschefs zur allgemeinen Pohtik des Europarates 
festgelegten Richtlinien zur Beratung vorgelegt werden. 

Zusätzliche Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft sollen künftig 
neben der Anerkennung der Grundsätze der pluralistischen Parla- 
mentarischen Demokratie auch die Verpfhchtung zum Beitritt zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention sowie die Unterwer- 
fung unter die Rechtsprechung der gemäß der Konvention einge- 
setzten Organe sein. Ein Beitritt sowie die assoziierte Mitglied- 
schaft soll nur europäischen Staaten möghch sein; nichteuropäi- 
sche Staaten können dagegen nur den Beobachterstatus erhal- 
ten. 

Der Präsident des Interparlamentarischen Rates der Interparla- 
mentarischen Union (IPU), Sir Michael Marshall, würdigte in 
seiner Ansprache die Unterzeichnung des Memorandums über die 
Zusammenarbeit zwischen beiden parlamentarischen Versamm- 
lungen, das insbesondere auch der Vermeidung von Doppelarbeit 
dienen solle. Vor allem in den Bereichen parlamentarische Demo- 
kratie und Menschenrechte, aber auch auf den Gebieten wirt- 
schaftlicher Fortschritt und soziales Wohlergehen sowie Aufbau 
imd Weiterentwicklung der Demokratie eröffneten sich über die 
bisherigen gemeinsamen Aktivitäten hinaus weitere Formen der 
Kooperation. 

Die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeer- 
raum sowie das weltweite Symposium über Menschenrechte in 
Budapest zeige, welch wichtigen Beitrag die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates auch dann zu leisten habe, wenn 
die Thematik nicht unmittelbar ihrem geographischen Rahmen 
entspreche. Schwerpunkt der Arbeit der IPU, der zur Zeit Abge- 
ordnete aus 124 Parlamenten angehörten, seien seit ihrem Beginn 
die Entwicklung parlamentarischer Institutionen sowie die friedli- 
che Lösung von Konflikten, Bereiche, die vor dem Hintergrund der 
veränderten Situation in Europa ungewollte Aktivität erlangt 
hätten. Man habe erkannt, wie wichtig ein Tätigwerden regionaler 
parlamentarischer Organisationen im Falle solcher Konflikte sei, 
was auch das verantwortungsbewußte Handeln der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates beweise. 

In der Debatte über die Entwicklungen in der Biotechnologie und 
deren Folgen für die Landwirtschaft ging es sowohl um die 
Möglichkeiten des Einsatzes der Biotechnologie als auch darum, 
die damit verbundenen Risiken auf ein Minimum zu beschränken. 
Dabei wurde hervorgehoben, wie wichtig es sei, vor jedem neuen 
Schritt jeweils eine detaillierte Risikobewertung durchzuführen, 
um immer vorbeugend den Schutz von Leben und Gesundheit des 
Menschen sowie von Natur und Umwelt gewährleisten zu kön- 
nen. 

In einer Empfehlung werden die unterschiedlichen Einsatzmög- 
lichkeiten der Biotechnologie im Einzelnen aufgelistet. So eröffne 
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sie sowohl für die Züchtung von Tieren und Pflanzen als auch die 
Herstellung von Nahrungsmitteln und anderen Produkten völlig 
neue Entwicklungsperspektiven. Allerdings wird auch auf die 
Gefahren des Mißbrauchs hingewiesen. So könne es z. B. zur 
Entstehung neuer Krankheiten oder neuer Tiere imd Pflanzen 
kommen, die unerwünschte Auswirkungen auf bestimmte Ökosy- 
steme haben könnten. In diesem Zusammenhang wurde auf die 
Verantwortung hingewiesen, die die Industrieländer gegenüber 
den Entwicklimgsländem hätten. 

Die Versammlung empfahl daher dem Ministerkomitee die Schaf- 
fung eines rechtlichen und ethischen Rahmens auf internationaler 
Ebene imter Einbeziehung der europäischen Gemeinschaft und 
des europäischen Patentamts. Zu diesem Zwecke sollte eine 
europäische Konferenz mit Vertretern aller betreffenden Berufs- 
imd Interessengruppen durchgeführt sowie eine europäische Kon- 
vention zu den bioethischen Aspekten der Biotechnologie hinsicht- 
lich ihrer Anwendung in der Landwirtschaft und der Nahrimgsmit- 
telproduktion erarbeitet werden. Weiterhin empfahl die Versamm- 
lung die Ratifizierung der in Rio de Janeiro anläßlich der Konferenz 
der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklimg Unterzeich- 
neten Konventionen über die biologische Vielfalt sowie Schutz- 
maßnahmen zur Erhaltung der Ökosysteme. Insbesondere forderte 
sie, die Öffentlichkeit durch eine Koordinierung der Informations- 
veranstaltimgen und durch geeignete Produktbezeichnung besser 
imd umfangreicher zu informieren und die betreffenden Nicht- 
regierungsorganisationen an diesen Aktivitäten zu beteUigen. 

Während der Debatte über Illegale Wanderbewegungen: Schlep- 
per und Arbeitgeber illegaler Einwanderer befaßte sich die 
Parlamentarische Versammlung mit den Ursachen dieser Wander- 
bewegungen und anderen damit im Zusammenhang stehenden 
Formen des organisierten Verbrechens. Der Europarat habe bereits 
1984 Ulegale Wandenmgsprobleme behandelt, die allerdings auf- 
grund mangelnder internationaler Koordination immer noch weit- 
gehend ungelöst seien. Die Zahl der ülegalen Einwanderer nehme 
ständig zu imd werde aufgrund der zunehmenden Nachfrage nach 
imqualifizierten und schlecht bezahlten Arbeitskräften in Europa 
zusätzlich erhöht. Besonders betont wurde die Tatsache, daß die 
ülegal eingereisten und illegal beschäftigten Einwanderer in den 
meisten Fällen in menschenunwürdiger Weise behandelt und 
ausgenutzt werden und dadurch in ihren Menschenrechten ver- 
letzt würden. Die bestehenden Sanktionen und Präventivmaßnah- 
men wurden übereinstimmend als unzureichend bezeichnet. 
Langfristig müßten die Ursachen der Ulegalen Einwanderungen 
abgebaut werden. 

Demgemäß sprachen sich die Abgeordneten für den Abbau des 
sozialen und wirtschaftlichen Ungleichgewichts zwischen den 
Aufnahme- und den Herkunftsländern aus und forderten in einer 
Empfehlung eine abgestimmte koordinierte Politik der Mitglieds- 
länder. Hierzu gehörten insbesondere bi- und multUaterale Ver- 
einbarungen für die Rückführung und Wiederaufnahme iUegaler 
Einwanderer sowie Informationsprogramme über Einreise und 
Aufenthaltsbedingungen, Arbeitsmöglichkeiten und Soziallei- 
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stungen im Aufnahmeland sowie über die Risiken der illegalen 
Einwanderung. Schheßlich sei ein internationales Übereinkom- 
men erforderlich, das insbesondere Sanktionen für Schlepper und 
Arbeitgeber illegaler Einwanderer vorsehe. Als Orientierung soll- 
ten hierbei die Resolutionen des Wirtschaftsrates der Vereinten 
Nationen über die Bekämpfung des Menschenhandels und der 
Ausbeutung von Menschen dienen. 


Bonn, den 24. Juni 1993 


Gerhard Reddemann Robert Antretter 

Sprecher der Delegation Stellvertretender Sprecher der Delegation 
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Montag, 10. Mai 1993 

Tagesordnungspunkt 

Bericht des Präsidiums 
und des Ständigen Ausschusses 

(Drucksache 6852) 

Berichterstatter: 

Abg. Lazaros Efraimoglou (Griechenland) 

(Themen: Erweiterung des Europarates — besonderer 
Gaststatus — Konferenz der Staats- und Regierungs- 
chefs der Mitgliedsländer des Europarates — Zusam- 
menarbeit mit der Interparlamentarischen Union 
— Konflikt in Bosnien-Herzegowina/internationale 
Friedenskonferenz — Arbeitsstruktur der Parlamenta- 
rischen Versammlung — finanzielle Mittel des Euro- 
parates) 


Tagesordnungspunkt 

Die Gleichberechtigung von Mann und Frau: 
Recht auf freie Wahl der Mutterschaft* 

(Drucksache 6781) 

Berichterstatterin: 

Abg. Taija Halonen (Finnland) 

Leni Fischer (Unna) (CDU/CSU): Ich spreche hier im 
Namen der Fraktion der Europäischen Volkspartei zu 
dem vorliegenden Resolutionsentwurf. 

Wir haben heute morgen sehr eingehend den vorlie- 
genden Bericht imd den Resolutionsentwurf disku- 
tiert. Uns fiel auf, daß der Bericht und die Präambel 
inhaltlich von dem Resolutionsentwurf stark abwei- 
chen. 

Jetzt wird man mir entgegenhalten, daß wir ja nur 
über die Empfehlungen abstimmen. Nur, diese Emp- 
fehlimgen sind so formuliert, daß sie den eigentlichen 
Gnmdtenor des Berichts nur verdeckt wiedergeben. 
Frau Halonen, Sie weisen selber in Ihrer Präambel auf 
die Verschiedenheit hin. Sie nennen das „a slightly 
different position". Für mich heißt das: Maximalvor- 
stellungen des Berichts sind weich umhüllt worden; 
man hat die Sprache benutzt, um einiges möglichst zu 
verbergen. Das ist mein persönlicher Eindruck. 

Also: Wenn diese Empfehlungen angenommen wer- 
den, erscheinen sie gemeinsam mit dem Bericht; die 
Öffentlichkeit erfährt von einem Bericht, den der 
Europarat angenommen hat; und der nächste Emp- 
fehlimgsentwurf geht dann davon aus, was hier alles 
schon beschlossen sei, und zitiert eben rücht die 
Empfehlungen, sondern den ganzen Bericht. 


*) Der Empfehlungsentwurf erhielt nicht die erforderliche 
Mehrheit. 


Ich halte dieses Vorgehen für eine Form von Doppel- 
strategie, bei der man den Fuß in die Tür schiebt, um 
das Tor immer weiter zu öffnen. 

Es ist zwar legitim, das zu versuchen; ich möchte das 
aber nicht imerwähnt lassen, und ich möchte nicht 
dabei mitwirken. 

Zweitens halten ivir es — darauf wrurde schon hinge- 
wiesen — für äußerst ungewöhnlich, daß der Rechts- 
ausschuß mit diesem Bericht offensichtlich nicht 
befaßt worden ist; denn bei allen juristischen Fragen 
imd Menschenrechtsfragen sollte er zumindest 
gleichrangig befaßt sein, zumal da interpretierend 
festgestellt wird, das Recht auf Abtreibung — „free 
choice of matemity" — sei in der Europäischen 
Menschenrechtskommission implizit enthalten. Das 
sehe ich in keiner Weise so; diese Einschätzung wird 
von meinen KoUegiimen und Kollegen geteilt. 

Die Unantastbarkeit der Würde des Menschen gehört 
zu den Grundlagen imserer Kultur. In jedem unserer 
Mitgliedstaaten gilt, daß sich der Staat schützend vor 
jedes Leben zu stellen hat — wobei wir wissen, daß es 
einen absoluten Lebensschutz nicht geben kann. 

Eine zentrale politische Aufgabe liegt darin, das 
Bewußtsein für den Eigenwert des ungeborenen 
Lebens zu wecken. Für mich hat das Lebensrecht des 
Kindes grundsätzlich Vorrang vor dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Frau. Wer dem Embryo die Anerken- 
nimg als selbständiges Rechtsgut verweigert, fordert 
folgerichtig eine völlige Absicherung des Rechts der 
Frau auf Entscheidungsfreiheit imd nennt das dann 
„free choice of matemity", freie Wahl der Mutter- 
schaft. 

Ich frage: Wollen wir grundsätzlich keinerlei Abwä- 
gungen mehr vorsehen? Denn bei der „free choice of 
matemity" würden sich in der Lebenswirklichkeit die 
Interessen der Schwangeren stets gegenüber denen 
des ungeborenen Kindes durchsetzen können. 

Warum betonen Sie nicht mehr und stärker das Recht 
der Eltern auf eine verantwortete Elternschaft? Es ist 
in Ansätzen in Ihrem Bericht enthalten, Frau Halonen: 
Zugang zu Information imd zu Verhütungsmitteln und 
Schaffung einer kinder- und familienfreundlichen 
Gesellschaft. Sie haben soeben betont, es sei sehr 
wichtig, zu einem Konsens zu kommen. Nun, hier ist 
eine Möglichkeit dazu sicher gegeben. Auch darin 
liegt vielleicht ein Grund für unseren Antrag auf 
Rückverweisung, um eine auf größerem Konsens 
basierende, von der gesamten Versammlung getra- 
gene Haltung ausdrücken zu können. 

Sicher sollen Eltern das Recht haben, Anzahl und 
Abstand der Geburten mitzuplanen. Aber nirgendwo 
im internationalen Bereich wird die Abtreibung als 
legales Mittel der Familienplanung betrachtet, außer 
im kommunistischen China und bis zum Zusammen- 
bmch des Kommunismus in der DDR — da wurde es 
vorher leicht geändert — und im Rumänien Ceauces- 
cus. 
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Ich glaube nicht, daß wir mit dieser neuen Ausdrucks- 
weise in Europa Hilfestellung für die Entwicklungs- 
länder geben können, um in Afrika, Lateinamerika 
und Asien Probleme zu lösen. 

Ein weiterer Punkt muß geklärt werden. In einigen 
Ländern, auch in Deutschland, gibt es ein Embryonen- 
schutzgesetz. Nach diesem Gesetz ist der Embryo 
dann offenkundig in der Petrischale besser geschützt 
als in der werdenden Mutter. Es ist unser nicht würdig, 
einer solchen Entwicklung nicht Einhalt zu gebie- 
ten. 

Unsere dargelegte Position ergibt sich nicht zuletzt 
aus ethischen Überlegxmgen, die für mich und meine 
Kollegen nicht Privatsache, sondern Maßstab politi- 
schen Wertens und Handelns sind. Ich erinnere an 
Dietrich Bonhoeffer, der in seiner „Ethik" nicht im 
formaljuristischen Sinn, sondern in einem giundle- 
genden ethischen Verständnis geschrieben hat: 

Die Tötung der Frucht im Mutterleib ist Verletzung 
des dem werdenden Leben von Gott verliehenen 
Lebensrechts. Die Erörterung der Frage, ob es sich 
hierschon um einen Menschen handele oder nicht, 
verwirrt nur die einfache Tatsache, daß Gott hier 
jedenfalls einen Menschen schaffen wollte und daß 
diesem werdenden Menschen vorsätzlich das Leben 
genommen worden ist. 

Ich weiß, daß Abtreibimgen nicht allein mit staatli- 
chen Mitteln des Strafrechts, der Hilfe und der Unter- 
stützung verhindert werden. Um so wichtiger ist dann 
die Förderung einer neuen Kultur des Lebens, die das 
Gefühl der Bewunderung und Dankbarkeit ange- 
sichts der Größe jedes menschlichen Lebens weckt. 
Dies gilt gerade für eine Welt, die — überrollt von 
technischer und funktionalistischer Mentalität — 
gegenüber der Größe und der Personalität auch des 
ungeborenen Lebens die notwendige Sensibilität ver- 
liert oder sogar schon verloren hat. Die Achtung vor 
dem Wert des Lebens wird in der Gegenwart — tag- 
täglich ist es zu sehen — immer geringer. 

Die Fraktion der Europäischen Volkspartei wird diese 
Empfehlung ablehnen. 


Dienstag, 11. Mai 1993 

Tagesordnungspunkt 

Antrag der Republik Litauen 
auf Mitgliedschaft im Europarat 

(Drucksache 6787) 

Berichterstatter: 

Abg. Tony Banks (Großbritannien) 

Günter Marten (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Fünf Jahrzehnte 
mußte Litauen unter sowjetischer Diktatur leben, ehe 
es vor etwas mehr als zwei Jahren seine Unabhängig- 
keit zurückerhielt. 

Während dieser schrecklichen Zeit, die unendliches 
Leid über das kleine Land brachte, war es das Europa 


der Freiheit imd der Demokratie, der Menschen- 
rechte, der abendländischen Kultur und Zivilisation, 
kurz, das Europa der im Europarat zusammenge- 
schlossenen Völker, das den unterdrückten Menschen 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft gab. 

Diese bessere Zukunft hat zweifellos begonnen. Es 
erfüllt mich mit besonderer Genugtuung, daß Litauen 
irmerhalb der kurzen Zeit seiner Unabhängigkeit die 
Voraussetzimgen erfüllt hat, um Vollmitglied des 
Europarates und damit der demokratischen Völkerge- 
meinschaft Europas werden zu können. 

Wir dürfen die Hoffnung der Menschen in den neuen 
Demokratien Osteuropas nicht enttäuschen, wenn wir 
nicht einen Rückfall in schlimme Zeiten riskieren 
wollen. 

Leistungsfähige Staatswesen nach westlichem Vor- 
bild werden in Litauen und den übrigen Ländern des 
früheren Ostblocks nur dann entstehen können, wenn 
wir bereit sind, dazu jede erdenkliche Hilfe zu lei- 
sten. 

Wie schwierig die Umgestaltung einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung sein kann, erleben wir Deut- 
schen gerade in den östlichen Bundesländern unserer 
Republik. Wir haben dabei wichtige Erfahrungen 
gesammelt, die uns bei unserer Hilfe für Mittel- und 
Osteuropa sehr zustatten kommen. 

Meine politische Heimat, das neue Bundesland Meck- 
lenburg-Vorpommern, kann bei der Vollendung des 
europäischen Hauses eine wertvolle Hüfe leisten. Die 
geographisch günstige Lage zu den Ländern Skandi- 
naviens, dem Baltikum, Polen sowie auch zu der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten bietet hierzu 
eine große Chance. 

Nur drei Jahre nach dem Fall der Mauer gibt es heute 
bereits eine vielfältige Zusammenarbeit zwischen den 
Anrainerstaaten der Ostsee. Der Ostseerat xmd die Art 
Baltica, die Hansetage und grenzüberschreitende 
Euroregionen mögen einige Beispiele dafür sein. 

Die Menschen in Mecklenburg- Vorpommern haben 
besonders reiche Erfahrungen im Umgang mit den 
Menschen des Baltikums. Die Tradition der Zusam- 
menarbeit der Küstenländer reicht bis in die Zeit der 
Hanse zurück. Die vielfältigen wirtschaftlichen und 
kulturellen Bindxmgen sind auch in der Zeit der 
Teilung Europas nie ganz abgerissen. Mecklenburg- 
Vorpommern — das darf ich hier mit Stolz feststel- 
len — ist das Tor zum Norden und die Brücke zum 
Osten Europas. 

Gegenwärtig sind ca. 60 Firmen aus meinem Land in 
den verschiedensten Branchen in Litauen aktiv. Diese 
Geschäftsbeziehungen laufen nicht einseitig in Rich- 
tung Litauen ab, sondern basieren auf einem wechsel- 
seitigen Austausch. 

Der Import und Export von Handelsgütern aller Art, 
der Austausch von Know-how und die Zusammenar- 
beit im Tourismusbereich spielen eine große Rolle. 
Die Verkehrswege zu Wasser, auf dem Land imd in 
der Luft sind schon heute tragende Pfeiler einer 
Brücke von imd nach Litauen. 
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Mein Land Mecklenburg-Vorpommern und auch die 
Bundesrepublik Deutschland, die wie kein anderes 
Land unseres Kontinents von den Entwicklungen in 
Mittel- und Osteuropa so tiefgreifend betroffen ist, 
wären jedoch weit überfordert, woUten sie die Last des 
Wiederaufbaus allein bewältigen. 

Die gesamte westliche Welt ist aufgerufen, den Weg 
der baltischen Staaten zur Marktwirtschaft durch 
tatkräftige Hilfe soweit wie möglich abzukürzen imd 
zu erleichtern. Auf der Basis gemeinsamer Werte imd 
Zielvorstellungen müssen wir diese schwierige Dop- 
pelaufgabe auch in Litauen schaffen: Umwandlung 
der Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft imd Sanie- 
rung der Wirtschaft. 

Erfolgsrezepte der Staaten des Pazifischen Beckens 
sollten zur Entwicklung der baltischen Staaten ver- 
stärkt herangezogen werden. Anstoßfinanzierungen 
aus dem Ausland und erste Kredite von öffentlichen 
Institutionen werden notwendig sein für den Ausbau 
der Infrastruktur, für die Restrukturierung der Wirt- 
schaft, für die Schaffung eines effizienten Bankensy- 
stems und — last but not least — für die Finanzierung 
des internationalen Handels. 

Auch sollte es von Litauen ein Signal geben, daß man 
zu Verhandlungen über eine Beteiligung an den 
Altschulden der ehemaligen UdSSR bereit ist. 

Kommt es in dieser Frage zu einer zufriedenstellenden 
Lösimg, könnte dies den Weg für die Verbesserung 
der Länderrisiken und die Wiederaufnahme normaler 
Beziehungen zu den internationalen Finanzmärkten 
ebnen. 

Der Weg ist unumkehrbar: Litauen hat seine Freiheit 
wiedererrungen, Litauen ist nach Europa zurückge- 
kehrt. Wir alle begrüßen das von Herzen und heißen 
Litauen in der Familie des Europarates willkom- 
men. 

Ich bedanke mich. 

Hans Büchler (Hof) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Aussprache 
beweist, wie sehr Litauen in der Völkergemeinschaft 
des Europarats willkommen ist. Wir können uns alle 
darauf freuen, daß ein kleines Land mit einer großen 
und schwierigen Geschichte jetzt Mitglied dieses 
Rates sein wird. 

Die Menschen, das Land, haben viel durchstehen 
müssen, haben sicher auch gute Zeiten, aber auch 
sehr viel schlechte Zeiten erlebt. Ich hatte die ersten 
Begegnungen 1962 mit Menschen aus Litauen in den 
Vereinigten Staaten an der Universität in Miimesota 
gehabt, und mir ist klargeworden, daß sich dieses 
Volk, auch wenn es noch längere Zeit dauern wird, bis 
es seine Freiheit erlangt, sein Recht erkämpfen wird. 
Deswegen sage ich — Landsbergis Verdienste sind 
unbestritten — : Es gibt in Litauen viele Landsbergis, 
Deshalb war mir auch nicht mehr bange, daß, als der 
Freiheitszug gerollt ist, er zum entsprechenden Ziel 
kommt. 

Das litauische Volk hat viel gelitten, es hat, wir wissen 
es, schlimme Zeiten unter deutscher Besatzung durch- 


gemacht, war Verfolgung bis hin in Teilen Auslö- 
schung durch die Nazis ausgesetzt. Es hat einen 
langen Leidensweg während der sowjetischen Besat- 
zung durchgemacht. Der ausgezeichnete Bericht zeigt 
diese Linien der Geschichte auf. 

Viele aus Litauen mußten in den letzten Jahrhunder- 
ten auswandem, um woanders ihr Brot zu finden. 
Deshalb habe ich heute kurz ein paar Wünsche 
anzubringen. Der erste Wimsch ist, daß mit dem 
Beitritt zum Europarat für Litauen ewige Zeiten 
anbrechen, in denen das Selbstbestimmungsrecht 
dieses Volkes nicht mehr angetastet wird. 

Der zweite Wunsch ist, daß Litauen seine traditionelle 
Rolle, die nie ganz aufgegeben worden ist, als Binde- 
glied zu den nordischen Staaten, als ein Land, das 
Handel und Wandel gerade im Ostseebereich treibt, 
wiederfindet. Hier liegt die Chance dieses Landes, 
nachdem, wie wir heute gehört haben, Bodenschätze 
nicht vorhanden sind. Der Kulturaustausch, Handel 
imd Wandel werden die Zukunft dieses Staates sein. 
Der dritte Wunsch, den ich äußern möchte, ist, daß 
Litauen ein Bindeglied zwischen Rußland, den nordi- 
schen Staaten, den Ostseestaaten insgesamt und Mit- 
tel- und Westeuropas wird. Ich glaube, daß gerade ein 
kleines Land wie Litauen eine solche Vermittlerrolle 
übernehmen kaim, ohne daß irgendein Land mißtrau- 
isch werden muß. Litauen erwartet hier eine große 
Aufgabe. Litauen sollte diese Aufgabe zum Wohle 
Europas übernehmen. 

Litauen hat — das möchte ich noch hinzufügen — sehr 
starke Minderheiten. Bei über 2,3 Millionen eigener 
Bevölkerung gibt es 340 000 Russen, über 250 000 
Polen usw. Wir wissen, es ist nicht leicht, Minderhei- 
tenrechte durchzusetzen und umzusetzen. Ich hoffe 
sehr, daß Spaimungen, die auf dieses Land in den 
nächsten Jahren ohne Zweifel zukommen werden, 
auch mit unserer Hilfe überwunden werden, daß 
Litauen ein Land wird, das diese Minderheitenpolitik 
so ausfüllt, daß es ein Musterbeispiel in Europa 
darstellt. Jeder weiß, dciß wir Minderheitenschutz in 
Zukunft in vielen Ländern brauchen. Litauen könnte 
als erster Staat, der die Sowjetunion praktisch verlas- 
sen hat und Mitglied des Europarats geworden ist, ein 
Musterbeispiel des Zusammenwirkens der einzelnen 
Minderheiten mit der Mehrheit im Staat werden; die 
polnischen Kollegen haben auf diese Problematik 
hingewiesen; dies wäre mein vierter Wunsch. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, Litauen bedarf unserer Hilfe. Lippenbe- 
keimtnisse nützen dabei nichts. Ein paar Millionen, in 
diese Länder geschafft, nützen auch nichts. Diese 
Länder brauchen unsere Hilfe nicht nur mit Geld, 
sondern sie brauchen Hilfe auch dadurch, daß wir 
ihnen die Handelswege öffnen; daß wir in Europa 
wirklich dafür sorgen, daß sie mit uns Handel und 
Wandel treiben können. Die EG-Politik darf ihnen 
hier nicht im Wege stehen, sondern muß auch ihre 
Märkte öffnen. Litauen braucht natürlich auch finan- 
zielle Unterstützung. 

Wir müssen beim Aufbau der Demokratien in den 
ehemaligen Ostblockstaaten mit Taten vorangehen. 
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Gerhard Reddemann*) (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Präsident. — Ich glaube, es war wichtig, daß sich 
alle drei Kommissionen, die sich mit der Axifnahme 
Litauens befaßten, einstimmig für die Aufnahme ein- 
getreten sind. Es war mindestens ebenso wichtig, daß 
sich alle Redner, die heute in der Debatte gesprochen 
haben, für den Beitritt Litauens aussprachen. 

Es war mindestens ebenso wichtig, daß die Vertreter 
der Russischen Föderation erklärten, sie gratulierten 
Litauen. Sie erklärten sogar ausdrücklich, daß es 
keine neuen imperialistischen Versuche von Moskau 
in Richtimg Litauen geben werde. 

Mindestens ebenso wichtig war auch, daß sich die 
polnische Delegation, die aus historischen Gründen 
akute Probleme mit Litauen hat, für die Mitgliedschaft 
ausgesprochen hat und daß sie vor allem erklärt hat, 
daß man Probleme im gegenseitigen Einvernehmen 
lösen könne. 

Ich glaube, daß wir zu einem Votum schreiten können, 
das etwa nach den Vorstellungen imseres Kollegen 
Atkinson einstimmig sein sollte. Wir hoffen das. 

Wir hoffen weiterhin, daß wir am Freitag Litauen als 
ein reguläres souveränes Vollmitglied des Europarats 
hier begrüßen können. — Vielen Dank. 

Stellungnahme 168 (1993) 

betr. den Antrag der Republik Litauen 
auf Mitgliedschaft im Europarat 

1. Das Ministerkomitee hat in Übereinstimmung mit 
der von ihm am 3. Mai 1951 angenommenen sat- 
zxmgsgemäßen Resolution (51) 30 A die Versamm- 
lung um eine Stellimgnahme über den Beitritt 
Litauens zum Europarat ersucht (Dok. 6506). 

2. Sie stellt fest, daß am 25. Oktober 1992 imd am 
15. November 1992 demokratische Parlaments- 
wahlen in einem allgemeinen, freien und gehei- 
men Abstimmungsverfahren stattgefxmden haben 
und von einem Ad-hoc-Ausschuß der Versamm- 
lung überwacht worden sind. 

3. Die Versammlimg begrüßt das europäische Enga- 
gement, das die Vertreter der politischen Gruppen 
des litauischen Parlaments während des am 22. imd 
23. Dezember 1992 in Wilna erfolgten Treffens mit 
dem Unterausschuß für Menschenrechte des Aus- 
schusses für Recht und Menschenrechte zxrni Aus- 
druck gebracht haben. 

4. Die Versammlimg schätzt den Beitrag zu den 
Arbeiten des Europarates, den Litauen seit der am 
18. September 1991 erfolgten Verleihung des 
besonderen Gaststatus an sein Parlament sowohl 
auf parlamentarischer Ebene als auch nach seinem 
Beitritt zu mehreren europäischen Konventionen, 
insbesondere der Europäischen Kulturkonvention 
am 7. Mai 1992, auf intergouvemementaler Ebene 
geleistet hat. 

5. Sie mißt den Bemühungen der litauischen Behör- 
den große Bedeutung bei, deren Ziel es ist, die 


•) Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses. 


Europäische Menschenrechtskonvention zu unter- 
zeichnen imd zu ratifizieren und das Recht auf ein 
persönliches Gesuch bei der Europäischen Men- 
schenrechtskommission (Artikel 25 der Konven- 
tion) sowie die obligatorische Gerichtsbarkeit des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(Artikel 46) anzuerkennen. 

6. Sie verweist ebenfalls auf die Verbundenheit des 
Europarates mit den Prinzipien der Europäischen 
Charta der Kommunalen Selbstverwaltung als 
wesentliche Voraussetzung für jede pluralistische 
Demokratie und hofft, daß dieser Text bald von den 
litauischen Behörden angenommen wird. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, daß die Republik 
Litauen die Fähigkeit und die Bereitschaft 
besitzt: 

i. die Bestimmungen von Artikel 3 der Satzung 
einzuhalten, der wie folgt lautet: „Jedes Mit- 
glied des Europarates erkennt den Grundsatz 
der Vorherrschaft des Rechts und den Grundsatz 
an, daß jeder, der seiner Hoheitsgewalt unter- 
liegt, der Menschenrechte und Gnmdfreiheiten 
teilhaftig werden soll"; 

ii. aufrichtig und tatkräftig bei der Verwirklichung 
der Ziele des Europarates, die in Kapitel I seiner 
Satzung festgelegt sind, mitzuwirken und 
dadurch die in Artikel 4 der Satzung festgeleg- 
ten Voraussetzungen für den Beitritt zum Euro- 
parat zu erfüllen. 

8. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, auf seiner nächsten Sitzung: 

i. die Republik Litauen einzuladen, Mitglied des 
Europarates zu werden; 

ii. Litauen vier Sitze in der Parlamentarischen 
Versammlung zuzuweisen. 


Tagesordnungspunkt 

Illegale Wanderungsbewegungen: 
Schlepper und Arbeitgeber 
illegaler Einwanderer 

(Drucksache 6817) 

Berichterstatter: 

Abg. Christos Pahtas (Griechenland) 

(Themen: Ursachen der illegalen Wanderbewegun- 
gen — soziales und wirtschaftliches Ungleichgewicht 
zwischen den Einwanderungs- und Herkunftsländern 

— Zusammenhang zu anderen Formen des organisier- 
ten Verbrechens — Menschenrechtsverletzungen 

— Rückführung und Wiederaufnahme in den Her- 
kunftsländern — Informationsprogramme für Einwan- 
derer über Einreise- und Aufenthaltsbedingungen 

— Sanktionen für Schlepper und Arbeitgeber) 
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betr. illegale Wanderbewegungen: 

Schlepper und Arbeitgeber 
illegaler Einwanderer 

1. Um die Wanderungsbewegungen von Osten nach 
Westen und von Süden nach Norden, die durch 
soziale, wirtschaftliche und bevölkerungspoliti- 
sche Ungleichgewichte entstanden sind imd oft ein 
Nährboden für ethnische imd politische Sparmun- 
gen und Konflikte waren, imter Kontrolle zu brin- 
gen, haben die Mitgliedstaaten eine Reihe restrik- 
tiver Maßnahmen ergriffen, die sich gegenwärtig 
als unzureichend erweisen. 

2. Die illegale Einwandenmg entsteht insbesondere 
aufgrund der zimehmenden Nachfrage nach 
imqualifizierten und schlecht bezahlten Arbeits- 
kräften in Europa; dadurch können jedoch weder 
die arbeitspolitischen Probleme in Westeuropa 
gelöst noch das wirtschaftliche Wachstum der Ent- 
wicklungsländer gefördert werden. Darüber hin- 
aus führt sie zu einem erhebhchen Verlust an 
menschlichem Kapital für diese Länder. 

3. Angesichts der geltenden Restriktionen und der 
Schwierigkeiten, in die westeuropäischen Länder 
einzureisen, wenden sich Menschen, die auswan- 
dem möchten, zunehmend an „Schlepper" und 
organisierte Netze. Andere reisen zunächst recht- 
mäßig ein, um anschließend in die Illegalität abzu- 
tauchen. Parallel zu diesen rechtswidrigen Ein- 
wanderungsmethoden ist ein explosionsartiger 
Anstieg der Asylbewerber zu verzeichnen, von 
denen erwiesenermaßen eine beträchtliche Zahl 
die in der Genfer Konvention von 1951 über den 
Status der Flüchüinge enthaltenen Kriterien nicht 
erfüllt. Einige unter ihnen befinden sich dennoch in 
Situationen, in denen die Verleihung des Flücht- 
lingsstatus gerechtfertigt wäre, und andere müssen 
vor Abschiebimg geschützt werden. 

4. Schlepper imd organisierte Netze haben im allge- 
meinen ihre Stützpunkte sowohl in den Herkunfts- 
ländern als auch in den Aufnahmeländem und 
bringen die Einwanderer in Kontakt zu Arbeitge- 
bern, die illegale Arbeit anbieten. 

5. Dadurch sparen die Arbeitgeber einen bedeuten- 
den Prozentsatz der Kosten, die sie für steuerlich 
erfaßte Arbeitskräfte aufbringen müßten, denn der 
illegale Einwanderer hat keine Möglichkeit, gegen 
das ihm gebotene Entgelt Einspruch zu erheben. 
Dieses liegt oft unter dem rechtmäßigen Entgelt für 
lange und unregelmäßige Arbeitszeiten. Der Ein- 
satz illegaler Einwanderer führt zu AAurtschaftiichen 
Verzerrungen, die die Volkswirtschaft in ihrer 
Gesamtheit gefährden. 

6. Als Opfer gewissenloser Schlepper sind sich die 
Einwanderer nicht immer des rechtswidrigen Cha- 
rakters ihrer Einwandenmg und der strikten Ein- 
reisebedingungen im Aufnahmeland bewußt. In 
den meisten Fällen werden die illegal eingereisten 
und illegal beschäftigten Einwanderer in un- 
menschhcher imd erniedrigender Weise behandelt 
und ausgenutzt und erleiden eine flagrante Verlet- 


zung der Menschenrechte. Diese in Form einer 
modernen Sklaverei erfolgenden Einschränkun- 
gen ihrer Freiheit stellen eine „verschleierte Skla- 
verei" dar. 

7. Das Einschleusen und die Beschäftigung illegaler 
Einwanderer hängen oft mit anderen Formen des 
internationalen organisierten Verbrechens zusam- 
men. 

8. Die Versammlung hat ebenfalls festgestellt, daß 
diese Situation als Vorwand für das Schüren von 
Rassenhaß und Ausländerfeindlichkeit dient. 

9. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee: 

i. Mittel für eine verstärkte Einreisekontrolle zu 
untersuchen, insbesondere durch die Ausarbei- 
timg von bi- imd multilateralen Vereinbarun- 
gen, die einen Informationsaustausch über die 
Bewegungen und Einreisemethoden illegaler 
Einwanderer zwischen den betroffenen Staaten 
umfassen; 

ii. die Mitgliedstaaten aufzufordem: 

a. ein System bi- oder multilateraler Vereinba- 
rungen für die Rückführung und Wiederauf- 
nahme illegaler Einwanderer zu errichten; 

b. Informationsprogramme für Einwanderer zu 
erstellen über Vorschriften und Bedingun- 
gen für Einreise und Aufenthalt im Aufnah- 
meland, Arbeitsmöglichkeiten, Unterkunft 
und SoziaUeistungen sowie über die Risiken 
der illegalen Einwanderung; 

c. gesetzhche Regelungen für illegale Einwan- 
derer unter besonderer Berücksichtigung 
bestehender Verbindungen zur Gesellschaft 
des Aufnahmelandes zu fördern; 

d. die Möglichkeit befristeter Ausbüdungs- 
und Beschäftigungsverträge zu untersu- 
chen; 

iü. a. ihre Zusammenarbeit mit den mittel- und 
osteuropäischen Ländern zu fördern, um 
deren Aussichten im Bereich der sozio-öko- 
nomischen Entwicklung zu verbessern; 

b. die Verfügbarkeit von Mitteln für die Erstel- 
limg von Entwicklungs- imd Investitions- 
programmen in Ländern, die besonders von 
diesem Phänomen betroffen sind, zu prüfen 
unter Berücksichtigung der Entschlie- 
ßung 981 (1992) betr. die neuen Nord- Süd- 
Beziehungen: 

iv. ein Übereinkommen auszuarbeiten, das die 
Bekämpfung aller Formen der illegalen Ein- 
wanderung zum Ziel hat und insbesondere 
Sanktionen für Schlepper und Arbeitgeber ille- 
galer Einwanderer vorsieht, insbesondere im 
Lichte der in der Resolution 1983/30 des Wirt- 
schafts- und Sozialrates der Vereinten Natio- 
nen enthaltenen Bestimmungen über die 
Bekämpfung des Menschenhandels und der 
Ausbeutung von Menschen sowie der Resolu- 
tion 1991/35 über die Bekämpfung des Men- 
schenhandels, 
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Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Ratspräsidenten 
der Interparlamentarischen Union, 

Sir Michael Marshall 

(Themen: Memorandum über die Zusammenarbeit 
zwischen Interparlamentarischer Union und Parla- 
mentarischer Versammlung — gemeinsame Aktivitä- 
ten in den Bereichen: parlamentarische Demokratie, 
Menschenrechte, wirtschaftlicher Fortschritt und so- 
ziales Wohlergehen — Entwicklung parlamentari- 
scher Institutionen — friedliche Konfliktlösung 
— Rolle der Parlamentarischen Versammlung) 


Tagesordnungspunkt 

Die Verabschiedung einer revidierten Satzung 
des Europarates 

(Drucksache 6788) 

Berichterstatter: 

Lord Finsberg (Großbritannien) 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte dem Berichter* 
statter, Herrn Lord Finsberg, und den beteiligten 
Ausschüssen herzlich für die wichtige, notwendige 
und längst überfällige Arbeit der Revision der Satzung 
danken. 

Vor 19 Jahren, am 8. Mai 1974, hatte ich hier in der 
Plenardebatte vorgeschlagen, daß sich die Beratende 
Versammlung autonom „Parlamentarische" Ver- 
sammlung nennen möge. Das ist damals beifällig 
aufgenommen worden. 

Der Ständige Ausschuß hat in der Sitzung von Luzern 
im Juli 1974 beschlossen: Ja, wir nennen uns so; aber 
die Satzung soll noch nicht geändert werden, weil 
Widerstand bei den Regierungen zu erwarten ist. 

Jetzt endlich ist es soweit: Durchgängig wird in der 
Satzung von der „Parlamentarischen Versammlimg" 
gesprochen. Diese Parlamentarisierung bedeutet 
auch Verpflichtung. Wir müssen auf die demokrati- 
sche Legitimität unserer Mitglieder achten. Wir müs- 
sen uns mit offensichtlichen massiven Menschen- 
rechtsverletzungen, wenn sie denn in Mitgliedstaaten 
des Eiuoparates stattfinden, auseinandersetzen. An- 
dernfalls leidet imsere Glaubwürdigkeit. 

Die Parlamentarische Versammlung bleibt zwar das 
beratende Organ des Eiuoparates. Gegenüber der 
bislang gültigen Satzimg wird jedoch ihr Handlungs- 
spielraiun erweitert. Der Herr Berichterstatter hat zu 
Recht darauf hingewiesen, daß die Kompetenzen 
erweitert werden. 

Eine wichtige Neuerung stellt meines Erachtens der 
vorgesehene Artikel 24 a dar. Er sieht zweierlei vor: 

Erstens: Die Parlamentarische Versammlung kann mit 
nationalen Parlamenten und interparlamentarischen 
Versammlungen geeignete Arbeitsbeziehungen auf- 
nehmen — so, wie es heute mit der Interparlamenta- 
rischen Union vereinbart worden ist. Herzlichen Dank 


noch einmal an Michael Marshall für die wichtigen 
und auch freundlichen Worte. 

Zweitens: Die Parlamentarische Versammlung kann 
als parlamentarisches Forum für andere internatio- 
nale Organisationen und Institutionen tätig werden, 
die kein parlamentarisches Gremiiun besitzen. Das ist 
ganz wichtig. Im vergangenen Jahr — insofern sind 
wir der Änderung der Satzung auch hier schon vor- 
ausgeeilt — haben wir uns hier mit anderen Kollegen 
aus den OECD- und Nichtmitgliedstaaten des Euro- 
parates als OECD-Parlamentarierversammlung kon- 
stituiert. 

Am 30. Juni werden wir eine Premiere erleben, was 
die Osteuropabank, in London ansässig, anbetrifft. 
Wir werden das parlamentarische Gremium, der 
Counterpart, der Europäischen Bank für Wiederauf- 
bau und Entwicklimg sein. 

Der neue Artikel 24 a unterstreicht also den Wülen 
von uns Abgeordneten, große, zum Teil mächtige 
internationale Institutionen nicht ohne eine interna- 
tionale parlamentarische Begleitung zu lassen. Er 
stellt nach meinem Verständnis auch einen Ausfluß 
der parlamentarischen Demokratie dar, die nun im 
übrigen zum erstenmal in der Satzung als die Form des 
politischen Systems der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates expressis verbis bezeichnet wird. 

Wo liegen eigentlich die Leistimgen des Europarates? 
Ich will nur die jüngsten Leistimgen anführen. 

Der Europarat gewährte und gewährt gleichberech- 
tigten Zutritt zur demokratischen Völkerfamüie in 
Europa. Das galt z. B. für Spanien, Portugal und 
Griechenland, die ihre totalitären Regime und Herr- 
schaftssysteme abschüttelten. Das gilt heute für die 
Reformstaaten in Zentral- und Osteuropa. 

Der Europarat leistet Beiträge zur Bewußtseinsmobi- 
lisierung für einen fairen Ausgleich zwischen Indu- 
strie- und Entwicklungsländern. Auch dies ist eine 
wichtige Arbeit. 

Der Europarat spielt eine nicht zu unterschätzende 
Rolle beim Aufbau von Demokratie und Rechtsstaat- 
lichkeit. In Zentral- und Osteuropa, aber auch in einer 
Reihe von Entwicklungsländern werden wichtige Hil- 
fen und Anregungen gegeben. 

Die Parlamentarische Versammlung ist der eigentli- 
che Motor des Europarates, Initiator und Vordenker. 
Ich wünschte mir, daß noch mehr von dem, was wir 
hier vordenken, daim auch konkrete Auswirkungen 
in der Politik hätte. 

Wo liegen eigentlich die Defizite? Es ist erstens die 
Folgenlosigkeit vieler Anregungen, die wir hier 
geben. 

Es gibt zweitens nur unzureichende Kompetenzen des 
Europarates. Einige Regierungen wollen uns immer 
noch auf Menschenrechte und kulturelle Fragen 
allein beschränken. Deshalb war es wichtig, daß 
Kolleginnen und Kollegen mit dafür gesorgt haben, 
daß der Wunsch des Wirtschafts- und Entwicklungs- 
ausschusses respektiert wurde, daß man weiterhin 
hier mit unserer Arbeit den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt in Europa fördern wül. Es ist gut, 
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daß die Parlamentarische Versammlimg jetzt ein all- 
gemeines Initiativrecht hat. 

Ein drittes Defizit liegt in der unzureichenden Mitwir- 
kimg der Versammlimg beim Budget des Europarates. 
Auch das wird jetzt verbessert. Eine bessere Finanz - 
ausstattung wäre noch vshinschenswerter. 

Die Position des Europarates ist in den letzten Jahren 
besser geworden. Sorgen wir mit dafür, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, daß der Europarat und dessen 
Parlamentarische Versammlung noch deutlicher als 
ein Leuchtfeuer in Europa für Demokratie, für Fort- 
schritt im Wirtschafts- und Sozialbereich sowie in 
Menschenrechtsfragen wahrgenommen werden. 

— Danke schön. 

Hans Büchler (Hof) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben soeben eine 
kritische Rede zur Satzungsänderung gehört. Man 
muß dem Kollegen Columberg dankbar sein, daß er 
die schwachen Seiten dieser Ausarbeit angesprochen 
hat. Es sei mir aber gestattet zu sagen: Das, was jetzt 
vorliegt, ist dennoch eine bessere Arbeitsgnmdlage 
als die, die wir hatten. Der Europarat wagt sich einen 
Schritt nach vom; der Schritt ist vielleicht nicht weit 
genug, da gebe ich Ihnen recht, Herr Columberg. 
Aber neue Fragen in der Politik bedingen neue 
Antworten, die gegeben werden müssen. Insofern 
sind wir mit Sicherheit ein Stückchen weitergekom- 
men. 

Der Europarat wird immer mehr zum Ansprechpart- 
ner für alle Staaten, die Demokratien wagen. Das ist 
gut so. Ich glaube, daß diese Versammlung eine 
wesentlich größere Arbeit noch vor sich hat und daß 
sie noch mehr Einfluß brauchte. Hierzu zählt auch das 
Recht, über ihren Etat selbst zu bestimmen, und auch 
das Recht, so zu agieren wie jede andere demokrati- 
sche Institution, also wie jedes Parlament sonst in 
Europa. Unsere Arbeit in diesem Parlament ist Richt- 
schnur für den Aufbau der Demokratien in den neuen 
Ländern, die jetzt zu uns stoßen. 

Die Arbeit der Berichterstatter auf diesem Gebiet 

— die lobenswert ist — , kommt dem weitgehendst 
entgegen. Es gibt natürlich auch einige Fragen, die 
sich neu stellen und die wir mit zu behandeln haben: 
Wie halten wir es mit den Sprachen in diesem Parla- 
ment? Wie geht es mit der neu entstandenen Situation 
weiter? Beruflich habe ich sehr viel in den ehemahgen 
Ostblockstaaten zu tun. Dort ist der Wunsch, neben 
Englisch und Französisch eben auch Deutsch als 
Amtssprache zu haben, sehr groß. Sie wollen in den 
europäischen Gremien, auch in diesem Gremium, 
Deutsch als Amtssprache haben. 

Die Zahlen weisen es ein bißchen aus. 90 Millionen 
Menschen der Mitgliedstaaten dieser Versammlung 
sind deutschsprachig, 70 Millionen französischspra- 
chig und 65 Millionen englischsprachig. Die Rolle der 
Deutschen beim wirtschaftlichen Aufbau der neuen 
Demokratien im Osten ist so, daß man sie würdigen 
kann. Wir haben — auch das will ich sagen — auch 
weiß Gott genug Verpflichtungen, dies zu tun; das ist 
gar keine Frage. Deutsch als weitere Amtssprache 
einzuführen wäre — dies ist heute Gott sei Dank schon 
angesprochen worden — mit Sicherheit keine Geld- 


frage. Es ist eine Frage der Demokratie, des Verständ- 
nisses, unseres Wollens in dieser Versammlung, daß 
möglichst viele Menschen die Sprachen verstehen, 
die wir hier offiziell sprechen. Das Geld darf kein 
Kriterium sein, denn Geld wäre bei Englisch oder 
Französisch genauso ein Kriterium. Möglichst viele 
Menschen müssen vieles von dem verstehen können, 
was wir hier sprechen, und möglichst viele Doku- 
mente sollten so ausgelegt werden, daß möglichst 
viele Menschen sie lesen können. Am liebsten hätte 
ich alles in allen Sprachen, aber wir müssen Schritt für 
Schritt vorangehen. Deswegen sollte dieses Parla- 
ment heute den Schritt wagen. Deutsch als weitere 
Amtssprache einzuführen. Dies nützt den neuen 
Demokratien, dies nützt, glaube ich, ganz Europa. 

Empfehlung 1212 (1993) 

betr. die Verabschiedung einer revidierten Satzung 
des Europarates 

1. Seit dem Beginn des Demokratisierungsprozesses 
in den mittel- und osteuropäischen Ländern hat der 
Europarat neue Aufgaben auf kontinentaler Ebene 
übernommen. 

2. Daher betrachtet die Versammlung die Revidie- 
nmg der aus dem Jahre 1949 stammenden Satzung 
der Organisation als äußerst wichtig und legt dem 
Ministerkomitee zu diesem Zweck den von ihr 
vorbereiteten Entwurf einer revidierten Satzung 
vor. Die Versammlung ist der Ansicht, daß die 
revidierte Satzung anläßlich des Gipfels der Staats- 
und Regierungschefs im Oktober 1993 in Wien, der 
ein wichtiges politisches Ereignis im Leben des 
Europarates sein wird, angenommen werden 
sollte. Dadurch würde die neue Rolle verdeutlicht, 
die dem Europarat beim Aufbau Europas 
zukommt. 

3. Über diese politische Zielsetzung hinaus wird die 
Revision ebenfalls die Möglichkeit bieten: 

i. die Satzung zu aktualisieren und ihren Wortlaut 
mit der gegenwärtigen Praxis und den vom 
Ministerkomitee seit 1949 verabschiedeten 
institutioneilen Texten in Einklang zu brin- 
gen; 

ii. eine Anpassung in Bezug auf die Struktur der 
Organisation vorzunehmen, insbesondere im 
Hinblick auf eine Erweiterung ihrer Hand- 
lungsfähigkeit sowie die Verstärkung ihrer Bin- 
dung an die wichtigsten europäischen Institu- 
tionen. 

4. Daher empfiehlt die Versammlimg dem Minister- 
komitee, 

i. dem Entwurf für eine revidierte Satzung des 
Europarates zuzustimmen; 

ii. die Mitgliedstaaten aufzufordem, diesen Ent- 
wurf auf dem Gipfel der Staats- und Regie- 
rungschefs im Oktober 1993 in Wien zu verab- 
schieden; 
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üi. die Versammlung bis zur Anwendung der vor- 
geschlagenen Revidierung der Satzung bei 
allen satzungsmäßigen Entschließungsentwür- 
fen hinzuzuziehen, die das Fortschreiten des 
institutioneilen Reformprozesses beabsichti- 
gen. 


Entwurf einer revidierten Satzung des Europarates 
Präambel 

1. Die Regierungen der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates, 

2. in der Überzeugung, daß die Festigung des Frie- 
dens auf der Grundlage der Gerechtigkeit und 
internationalen Zusammenarbeit für die Erhaltung 
der menschlichen Gesellschaft und der Zivilisation 
von lebenswichtigem Interesse ist; 

3. in unerschütterlicher Verbundenheit mit den gei- 
stigen und sittlichen Werten, die das gemeinseime 
Erbe aller ihrer Völker sind und der persönlichen 
Freiheit, der politischen Freiheit und der Herrschaft 
des Rechts zugrundeliegen, auf denen jede plura- 
listische parlamentarische Demokratie beruht; 

4. in der Überzeugimg, daß zum Schutze und zur 
fortschreitenden Verwirklichung dieser Ideale und 
zur Förderung des sozialen und wirtschaftlichen 
Fortschritts zwischen den europäischen Ländern, 
die von demselben Geiste beseelt sind, eine engere 
Verbindung hergestellt werden muß; 

5. unter Hinweis darauf, daß der Europarat zu diesem 
Zweck am 5. Mai 1949 durch den Londoner Ver- 
trag gegründet wurde; 

6. in Anbetracht der Notwendigkeit, diese Verbin- 
dung über ganz Europa auszudehnen imd die 
Akzeptanz der dem Europarat zugrundeliegenden 
Werte bei allen europäischen Völkern, die ihm 
angehören möchten, zu fördern; 

7. entschlossen, die Strukturen des Europarates ent- 
sprechend anzugleichen, dessen Aufgabe darin 
besteht, alle europäischen Länder zum Zwecke 
einer gleichberechtigten Zusammenarbeit zusam- 
menzuführen, immer engere Verbindungen inner- 
halb seines Rahmens zu entwickeln und dadurch 
den Frieden, die Sicherheit und die demokratische 
Stabilität des Kontinents zu garantieren. 


Kapitel I — Aufgabe des Europarates 

Artikel 1 

a. Der Europarat hat zur Aufgabe, auf der Grundlage 
der parlamentarischen Demokratie der Herrschaft 
des Rechts und der Menschenrechte eine immer 
größere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern 
herzustellen zum Schutze und zur Förderung der 
Ideale und Werte, die ihr gemeinsames Erbe bil- 
den, und ihren wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritt zu fördern. 


b. Diese Aufgabe wird von den Organen des Rates 
erfüllt durch Beratung von Fragen von gemeinsa- 
mem Interesse, durch den Abschluß von Überein- 
kommen und Abkommen und durch gemeinschaft- 
liches Vorgehen in Bereichen, die zur Verwirkli- 
chung dieser Verbindung erforderlich sind, unter 
Ausnahme von Fragen der nationalen Verteidi- 
gung. 


Kapitel II — Zusammensetzung 

Artikel 2 

Mitglieder des Europarates sind die Vertragspartner 
dieser Satzung. 


Artikel 3 

Jedes Mitglied des Europarates erkennt die Grund- 
sätze der pluralistischen parlamentarischen Demo- 
kratie, der Herrschaft des Rechts und den Grundsatz 
an, daß jeder, der seiner Hoheitsgewalt unterliegt, der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten teilhaftig wer- 
den soll. Es verpflichtet sich, bei der Erfüllung der in 
Kapitel I bestimmten Aufgaben aufrichtig und tatkräf- 
tig mitzuarbeiten. Insbesondere unterstützt es die 
Organe und Institutionen des Europarates bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. 


Artikel 4 

Jeder europäische Staat, der für fähig und gewillt 
befunden wird, die Bestimmungen des Artikels 3 zu 
erfüllen, und sich verpflichtet, der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention beizutreten und sich der 
Rechtsprechung der gemäß der Konvention einge- 
setzten Organe zu unterwerfen, kann nach erfolgter 
Zustimmung der Parlamentarischen Versammlung 
vom Ministerkomitee eingeladen w.erden, Mitglied 
des Europarates zu werden. Jeder auf diese Weise 
eingeladene Staat erwirbt die Mitgliedschaft mit der 
in seinem Namen erfolgenden Hinterlegung einer 
Urkunde über den Beitritt zu dieser Satzung beim 
Generalsekretär. 


Artikel 5 

a. Ein europäischer Staat, der für fähig und gewillt 
befunden wird, die Bestimmungen des Artikels 3 
zu erfüllen, kann nach erfolgter Zustimmung der 
Parlamentarischen Versammlung vom Minister- 
komitee eingeladen werden, assoziiertes Mitglied 
des Europarates zu werden. Jeder auf diese Weise 
eingeladene Staat erwirbt die Eigenschaft eines 
assozüerten Mitgliedes mit der in seinem Namen 
erfolgenden Hinterlegimg der Urkunde über die 
Annahme dieser Satzung beim Generalsekretär. 
Die assoziierten Mitglieder sind ohne Stimmrecht 
in der Parlamentarischen Versammlung vertreten. 
Sie können vom Ministerkomitee eingeladen wer- 
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den, ohne Stimmrecht an Sitzungen teilzimeh- 
men. 

b. In der Satzung umfaßt der Ausdruck „Mitghed" 
auch die assoziierten Mitgheder, sofern keine 
andere Regelung getroffen wurde. 


Artikel 6 

Das Ministerkomitee kann nach erfolgter Zustim- 
mung der Parlamentarischen Versammlung einem 
Staat, welcher ein Interesse an den Aktivitäten der 
Organisation bekundet, den Beobachterstatus verlei- 
hen. Die Beobachter sind nicht in der Parlamentari- 
schen Versammlung und im Ministerkomitee vertre- 
ten, sofern keine andere Regelimg von einem dieser 
Gremien getroffen wurde. 


Artikel 7 

Der Europarat unterhält geeignete institutionelle und 
Arbeitsbeziehungen zur Europäischen Gemeinschaft, 
entsprechend den vom Ministerkomitee nach erfolg- 
ter Zustimmung der Parlamentarischen Versammlung 
zu treffenden Vereinbarungen. 


Artikel 8 

Das Ministerkomitee kann nach erfolgter Zustim- 
mung der Parlamentarischen Versammlung den 
Beobachterstatus an eine internationale zwischen- 
staatliche Organisation verleihen, die bereit ist, eng 
mit dem Europarat zusammenzuarbeiten, imd von der 
angenommen wird, daß sie einen wichtigen Beitrag zu 
dessen Arbeit leisten kaim. 


Artikel 9 

Der Generalsekretär kann in Vertretung des Minister- 
komitees und nach erfolgter Zustimmung der Parla- 
mentarischen Versammlung Koordinienmgs- imd 
Kooperationsvereinbarungen mit anderen internatio- 
nalen zwischenstaatlichen Organisationen sowie Ver- 
einbarungen mit Nichtmitgliedstaaten treffen, die sich 
in bestimmten Bereichen an den Aktivitäten der 
Organisation beteüigen möchten. 


Artikel 10 

Der Generalsekretär kaim internationale Nichtregie- 
nmgsorganisationen zu Rate ziehen, die sich mit 
Fragen aus dem Zuständigkeitsbereich des Europara- 
tes befassen und deren Aktivitäten in den imter- 
schiedlichen Bereichen der europäischen Zusammen- 
arbeit gefördert werden müssen. Die Ausnahme for- 
maler Arbeitsbeziehimgen zwischen dem Europarat 
und internationalen Nichtregienmgsorganisationen 
unterhegt besonderen Vorschriften. 


Artikeln 

Vor der Absendung einer der in den Artikeln 4 oder 5 
vorgesehenen Einladung setzt das Ministerkomitee 
unter Berücksichtigung der Bevölkenmgszahl imd 
des Bruttoinlandproduktes den Beitrag des zukünfti- 
gen Mitglieds zu den finanzieUen Aufwendungen 
fest. 


Artikel 12 

Jedes Mitghed des Europarates kaim aus diesem 
ausscheiden, indem es dem Generalsekretär gegen- 
über eine förmüche Erklärung hierüber abgibt. Die 
Austrittserklänmg wird mit dem Ende des laufenden 
Jahres wirksam, wenn sie innerhalb der ersten neun 
Monate dieses Jahres abgegeben wird. In diesem Fah 
hat der betreffende Staat den voUen Jahresbeitrag zu 
entrichten. Erfolgt die Austrittserklänmg innerhalb 
der letzten drei Monate eines Jahres, wird sie mit dem 
Ende des folgenden Jahres wirksam, für das der 
betreffende Staat den vollen Jahresbeitrag zu entrich- 
ten hat. 


Artikel 13 

Jedem Mitghed des Europarates, das sich einer 
schweren Verletzung der Bestimmungen des Arti- 
kels 3 schuldig macht, kann nach erfolgter Zustim- 
mung der Parlamentarischen Versammlung sein 
Recht auf Vertretung vorläufig entzogen oder es kann 
vom Ministerkomitee aufgefordert werden, gemäß 
den in Artikel 12 vorgesehenen Bestimmungen sei- 
nen Austritt zu erklären. Kommt es dieser Aufforde- 
rung nicht nach, so kann das Komitee nach erfolgter 
Zustimmung der Parlamentarischen Versammlung 
beschließen, daß das Mitghed von einem vom Komi- 
tee bestimmten Zeitpunkt an dem Rat nicht mehr 
angehört. 


Artikel 14 

Erfüht ein Mitghed seine finanzieUen Verpflichtun- 
gen nicht, so kann ihm das Ministerkomitee nach 
erfolgter Zustimmung der Parlamentarischen Ver- 
sammlung das Recht auf Vertretung im Komitee und 
in der Parlamentarischen Versammlung entziehen, 
und zwar für so lange, als es seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt. 


Kapitel 111 — Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 15 

Die Organe des Europarates sind: 

i. das Ministerkomitee: 

ü. die Parlamentarische Versammlung. 

Diesen beiden Organen steht das Sekretariat des 
Europarates zur Seite. 
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Artikel 16 

Im Rahmen des Europarates findet regelmäßig eine 
Konferenz der Staats- oder Regierungschefs statt, um 
die allgemeinen politischen Richtlinien für seine Akti- 
vitäten festzulegen, die daraufhin von der Versamm- 
lung zu berücksichtigen sind. 


Artikel 17 

Der Europarat hat seinen Sitz in Straßburg. 


Artikel 18 

Die Amtssprachen des Europarates sind Englisch und 
Französisch. Die Geschäftsordnimgen des Minister- 
komitees und der Parlamentarischen Versammlimg 
bestimmen die Umstände imd Voraussetzimgen, 
imter denen andere Sprachen verwendet werden 
können. 


Kapitel IV — Das Ministerkomitee 

Artikel 19 

Das Minis terkomitee ist das Organ, das dafür zustän- 
dig ist, ün Namen des Europarates gemäß Artikeln 2 1 
imd 22 zu handeln, ohne daß dadurch die Vorrechte 
der Parlamentarischen Versammlimg beeinträchtigt 
werden. 


Artikel 20 

a. Jedes Mitglied hat im Ministerkomitee einen Ver- 
treter, jeder Vertreter hat eine Stimme. Vertreter im 
Komitee sind die Außenminister. Kann ein Außen- 
minister an den Sitzungen nicht teilnehmen, oder 
lassen andere Umstände es wünschenswert 
erscheinen, so kann ein Beauftragter bestellt wer- 
den, der für ihn tätig wird. Der Beauftragte soll, 
werm irgend möglich, ein Mitglied der Regienmg 
seines Landes sein. 

b. Jeder Minister benennt einen Stellvertreter, der 
außerhalb der auf Ministerebene veranstalteten 
Treffen in seinem Namen tätig wird. Die von den 
Stellvertretern getroffenen Entscheidungen haben 
dieselbe Gültigkeit und Wirkung wie Entscheidun- 
gen, die auf den Sitzungen des Ministerkomitees 
auf Ministerebene getroffen werden. 

c. Der Europarat nimmt enge Arbeitsbeziehungen zu 
den Konferenzen der Fachminister auf. Gegebe- 
nenfalls kann das Ministerkomitee seine Befug- 
nisse an eine Fachrnmisterkoriferenz übertragen. 

d. Ein Mitglied, dem das Recht auf Vertretimg in der 
Versammlung entzogen wurde, besitzt für den 
entsprechenden Zeitraum kein Stimmrecht im 
Ministerkomitee und kaim keinen Vorsitz führen. 


Artikel 21 

a. Das Ministerkomitee unterhält einen ständigen 
politischen Dialog, um gemeinsame Positionen in 
Fragen von gegenseitigem Interesse zu erreichen 
und dadurch zur Förderung des Zusammenhalts 
und der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
beizutragen. 

b. Das Ministerkomitee prüft auf Empfehlung der 
Parlamentarischen Versammlung oder von Amts 
wegen die Maßnahmen, die eine Verstärkung der 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in 
den einzelnen Tätigkeitsbereichen der Organisa- 
tion zum Ziel haben. 

c. Die Beschlüsse des Ministerkomitees köimen 
gegebenenfalls die Form von Übereinkommen, 
Vereinbarungen oder Protokollen, Empfehlimgen 
an die Mitgliedstaaten oder Entschließungen 
aimehmen. Sie werden den Mitgüedem vom 
Generalsekretär nütgeteilt. 

d. Solche Übereinkommen und Vereinbarungen ha- 
ben nur für diejenigen Staaten bindenden Charak- 
ter, die durch Ratifizierung oder entsprechende 
andere Verfahren hierzu ihre Zustimmung gege- 
ben haben. Die Ratifikationsurkimden werden 
beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt, 

e. Eine Aktivität des Europarates kann nur auf einige 
Mitgliedstaaten beschränkt sein und die Form 
eines Teilabkommens annehmen. Es wird nur von 
den Vertretern derjenigen Mitgliedstaaten, die 
dafür gestimmt haben, als angenommen betrach- 
tet. In seiner auf die Vertreter der Mitgliedstaaten 
eines Teilabkommens beschränkten Zusammen- 
setzung kann das Ministerkomitee jeden Nicht- 
MitgUedstaat einladen, einem Teüabkommen bei- 
zutreten. 

f. Analog karm das Ministerkomitee beschließen, 
eine Aktivität im Rahmen eines erweiterten 
Abkommens auf einen Staat auszudehnen, der 
kein Mitglied des Europarates ist. 


Artikel 22 

Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 18, 29, 
30, 32, 33, 34, 35, 38, 40, 41, 42, 43, 44, 47 b, 49 über die 
Befugnisse der Parlamentarischen Versammlung 
regelt das Ministerkomitee nüt bindender Wirkung 
alle Fragen der Organisation und des inneren 
Dienstes des Europarates. Es erläßt zu diesem Zweck 
die erforderlichen Haushalts- und Verwaltungsver- 
ordnungen. 


Artikel 23 

Das Miiüsterkomitee kann nach erfolgter Zustim- 
mimg der Parlamentarischen Versammlung zu den 
von ihm für wünschenswert erachteten Zwecken 
Fachbereiche einsetzen, die ün Rahmen des Europa- 
rates tätig werden, und Komitees oder Ausschüsse 
beratenden Charakters bilden. 
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Artikel 24 

Das Ministerkomitee gibt sich eine Geschäftsord- 
nung; diese regelt insbesondere: 

i. die zur Beschlußfähigkeit notwendige Mitglie- 
derzahl; 

ii. den Modus für die Bestellung des Vorsitzenden 
und die Dauer seines Mandats; 

iii. das Verfahren für die Aufstellung der Tagesord- 
nung und für die Einreichung der Entschließungs- 
anträge; 

iv. die Art und Weise der Mitteilung der Bestellung 
von Beauftragten gemäß Artikel 20; 

V. die Befugnisse der Stellvertreter der Minister; 

vi. die Übertragung von Autorität an die Fachmini- 
sterkonferenzen; 

vii. die Beziehungen zur Parlamentarischen Ver- 
sammlung; 

viü. die Mitgliedschaft im Präsidium des Minister- 
komitees; 

ix. die Beziehungen zur Kammer der Kommunal- 
und Regionalbehörden. 


Artikel 25 

In jeder Teilsitzungsperiode der Parlamentarischen 
Versammlung unterbreitet ihr das Ministerkomitee 
einen Bericht über seine Tätigkeit unter Beifügung 
der einschlägigen Unterlagen. Der amtierende Vorsit- 
zende des Ministerkomitees legt diesen Bericht auf 
einer öffentlichen Sitzung der Versammlung vor und 
beantwortet Fragen. 


Artikel 26 

a. Einstimmigkeit der abgegebenen Stimmen und die 
Stimmen der Mehrheit der Vertreter, die Anspruch 
auf einen Sitz im Ministerkomitee haben, sind für 
Beschlüsse des Komitees über folgende Fragen 
erforderlich: 

i. die Annahme von Empfehlungen an die Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 21 c; 

ii. die Annahme von Empfehlungen für die Abän- 
derung der Artikel Ib, 12, 21 und 26 dieser 
Satzung. 

b. Fragen aus dem Bereich der Geschäftsordnung 
oder der Haushalts- oder Verwaltungsordnungen 
können den Gegenstand einer Entscheidung bü- 
den, die von der einfachen Mehrheit der Vertreter, 
die Anspruch auf einen Sitz im Ministerkomitee 
haben, getragen wird; 

c. Die folgenden Beschlüsse werden mit Zweidrittel- 
mehrheit der von den Mitgliedern abgegebenen 
Stimmen und der einfachen Mehrheit der Vertre- 
ter, die Anspruch auf einen Sitz im Ministerkomitee 
haben, gefaßt: 


i. die Annahme von Entschließungen; 

ü. die Annahme von Empfehlungen für die Abän- 
derung der vorstehend unter a.ü. nicht erwähn- 
ten Artikel dieser Satzung; 

iii. die Verabschiedung von Übereinkommen, Ver- 
einbarungen und Protokollen und deren Aufle- 
gimg zur Unterzeichnung gemäß Artikel 21 c; 

iv. Beschlüsse im Hinblick auf erweiterte und Teil- 
abkommen gemäß den Artikeln 21 e und 21 f. 


Artikel 27 

a. Die Sitzungen des Ministerkomitees finden, wenn 
dieses keine andere Entscheidung trifft, statt: 

i. unter Ausschluß der Öffentlichkeit und 

ii. am Sitze des Rates. 

b. Das Komitee bestimmt selbst, welche Mitteilungen 
über die nicht öffentlichen Beratungen zu veröf- 
fentlichen sind. 

c. Das Komitee tritt mindestens zweimal im Jahr auf 
Ministerebene zusammen, möglichst während 
einer Teilsitzung der Parlamentarischen Versanun- 
lung. Es tritt außerdem zusammen, wenn es von 
ihm für zweckmäßig erachtet wird. 


Kapitel V — Parlamentarische Versammlung 

Artikel 28 

a. Die Parlamentarische Versammlung ist das bera- 
tende Organ des Europarates. Sie erörtert alle 
Fragen, die dem Ziel des Europarates dienen und in 
das Aufgabengebiet des Europarates fallen, wie es 
in dieser Satzung, in den innerhalb des Europarates 
geschlossenen Übereinkommen oder in den vom 
Ministerkomitee verabschiedeten Entschließun- 
gen und Beschlüssen umschrieben ist. Sie berät 
ferner über jede Frage, die ihr vom Ministerkomi- 
tee zur Stellungnahme unterbreitet wird und über- 
mittelt ihre Beschlüsse dem Ministerkomitee in 
Form von Empfehlungen und satzungsgemäßen 
Stellungnahmen. 

b. Die Versammlung setzt ihre Tagesordnung im 
Einklang mit den Bestimmungen des vorstehenden 
Absatzes a. fest. 


Artikel 29 

Die Parlamentarische Versammlung kann unter 
Berücksichtigung der Bestimmungen des Arti- 
kels 49 e Ausschüsse bilden, die beauftragt sind, alle 
Fragen im Rahmen ihrer Zuständigkeit des Artikels 28 
zu prüfen, ihr Bericht zu erstatten, Fragen zu den auf 
ihre Tagesordnung gesetzten Angelegenheiten zu 
prüfen und vorzubereiten, zu allen Verfahrensfragen 
Stellung zu nehmen und Anhönmgen und Konferen- 
zen zu organisieren. 
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Neuer Artikel 30 

Die Parlamentarische Versammlung nimmt geeignete 
Arbeitsbeziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und den internationalen Versammlungen auf und 
schließt, sofern erforderhch, zu diesem Zweck 
Abkommen ab. Sie kann als Parlamentarisches Forum 
für andere intemationcile Organisationen tätig wer- 
den, die kein Parlamentarisches Gremium besitzen. 


Artikel 31 

a. Die Parlamentarische Versammlung besteht aus 
Vertretern jedes Mitglieds, die von dessen Parla- 
ment aus seiner Mitte gewählt oder unter den 
Mitghedem dieses Parlaments nach einem von ihm 
bestimmten Verfahren in einer Art und Weise 
ernannt werden, daß sie die unterschiedlichen 
Meinungsrichtungen innerheilb dieses Parlaments 
widerspiegeln. Jeder Vertreter muß Staatsangehö- 
riger des von ihm vertretenen Mitgheds sein und 
darf nicht gleichzeitig Mitglied der Regierung 
eines Mitgliedstaates, des Europäischen Gerichts- 
hofes oder der Europäischen Menschenrechtskom- 
mission oder irgendeines anderen gemäß einer 
Konvention eingesetzten Gremiums sein. 

b. Die Amtszeit der auf diese Weise emaimten Ver- 
treter begiimt mit der Eröffnung der auf die Hinter- 
legxmg ihrer Beglaubigungsurkunden folgenden 
ersten Sitzung der Versammlung oder des Ständi- 
gen Ausschusses; sie endet mit der Eröffnung der 
darauf folgenden oder einer späteren ordentiichen 
Sitzungsperiode. Jedoch kaim ein Mitghedsparla- 
ment nach einer allgemeinen Wahl innerhalb von 
sechs Monaten neue Emermungen vornehmen. 
Darüber hinaus kann ein Parlament, weil ein Sitz 
durch Tod oder Rücktritt verwaist ist, Neuemen- 
nungen vornehmen. Die Amtszeit der neuen Ver- 
treter beginnt mit der ersten auf die Ernennung 
folgenden Sitzung der Versammlung oder des 
Ständigen Ausschusses. 

c. Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen 
kaim kein Vertreter im Laufe einer Sitzimgspe- 
riode der Versammlung ohne deren Zustimmung 
seines Mandats enthoben werden. 

d. Jeder Vertreter kann einen Ersatzmann haben, der 
im Falle der Abwesenheit des Vertreters berechtigt 
ist, an seiner Stelle an den Sitzungen teilzunehmen, 
das Wort zu ergreifen und abzustimmen. Die 
Bestimmungen des vorstehenden Absatzes a. fin- 
den auch auf die Bezeichnung der Ersatzleute 
Anwendung, 


Artikel 32 

Die Parlamentarische Versammlung bestimmt die 
Verteilung der Sitze unter den Mitgliedstaaten unter 
Berücksichtigung u. a. deren Bevölkerungszahlen 
und deren Bnittoirilandsprodukt. Die Mitglieder 
haben das Recht, höchstens 18 und mindestens zwei 
Vertreter zu benennen. 


Artikel 33 

Die Parlamentarische Versammlung kaim das Mini- 
sterkomitee durch jedes ihr zur Verfügimg stehende 
Verfahren, insbesondere durch „Interpellation" oder 
mündUche Anfrage in Verbindung mit einer Debatte 
auffordem, eine Stellungnahme und/oder Erklänmg 
zu Fragen, die in die Zuständigkeit des Europarates 
fallen, abzugeben. 


Artikel 34 

Die Parlamentarische Versammlimg bestimmt das 
Ausmaß und das Verfahren solcher von ihr gegebe- 
nenfalls für notwendig befundenen Untersuchungen 
von Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 
Europarates fallen. 


Artikel 35 

Die Parlamentarische Versammlung besitzt ein Initia- 
tivrecht in bezug auf Übereinkommen. Das Minister- 
komitee legt ihr alle Entwürfe für Übereinkommen, 
Vereinbarungen und Protokolle vor deren Verab- 
schiedung zur Billigung vor. Falls erforderhch, erstat- 
tet der Generalsekretär der Versammlung über die 
Anwendung dieser Verträge Bericht. Im Falle der 
Nichtbeachtung der eingegangenen Verpflichtungen 
richtet die Versammlung über das Ministerkomitee 
Empfehlungen an die Regierungen, um diesen Miß- 
stand zu beheben. Werden die Empfehlungen der 
Versammlung nicht angenommen, gibt das Minister- 
komitee eine Begründung ab. 


Artikel 36 

In Erfüllung ihrer Rolle als Garant der Menschen- 
rechte kann die Parlamentarische Versammlung auf 
der Gnmdlage der Satzung im Falle flagranter Men- 
schenrechtsverletzungen aUe ihr zur Verfügimg ste- 
henden Maßnahmen ergreifen, und — sofern erfor- 
derhch — die Anwendung der in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorgesehenen Kontroh- 
verfahren empfehlen. 


Artikel 37 

Der Generalsekretär übermittelt der Parlamentari- 
schen Versammlung und dem Ministerkomitee 
gleichzeitig den Entwurf für den Haushalt der Orga- 
nisation und den Entwurf für das intergouvememen- 
tale Arbeitsprogramm. 


Artikel 38 

a. Die Parlamentarische Versammlung gibt sich ihre 
Geschäftsordnung. 

b. Die Geschäftsordnung der Versammlung regelt 
insbesondere: 
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i. die Frage der Beschlußfähigkeit; 

ii. das Verfahren für die Wahl und die Dauer des 
Amtes des Präsidenten imd der anderen Mit- 
glieder des Präsidiums; 

iü. das Verfahren für die Aufstellimg der Tages- 
ordnimg imd für deren Bekanntgabe an die 
Vertreter; 

iv. die Mitgliedschaft im Ständigen Ausschuß, der 
für die Wahrung der Kontinuität im Hinblick 
auf die Tätigkeit der Versammlimg verant- 
wortiich ist und zwischen den Sitzimgsperio- 
den in deren Namen tätig wird; 

V. Vereinbarungen über die politischen Grup- 
pen; 

vi. Anzahl imd Tätigkeitsbereich ihrer Aus- 
schüsse. 


Artikel 39 

Folgende Beschlüsse der Parlamentarischen Ver- 
sammlung bedürfen der Zweidrittelmehrheit der 

abgegebenen Stimmen: 

i. Empfehlungen und satzungsgemäße Stellimgnah- 
men an das Ministerkomitee; 

ii. die Bildung der Ausschüsse; 

iii. die Festsetzimg des Eröffnungstages der Sitzungs- 
perioden; 

iv. die Entscheidung, eine außerordentliche Sitzung 
oder eine Teilsitzimg an einem anderen Ort als am 
Sitz des Rates durchzuführen; 

V. die Bestimmimg der erforderhchen Mehrheit für 
Beschlüsse, die nicht unter die vorstehenden Zif- 
fern i. bis iv. fallen, oder in Zweifelsfällen die 
Bestimmimg der angemessenen Mehrheitsregel. 


Artikel 40 

Die Verabschiedung anderer Beschlüsse bedarf der 
von der Parlamentarischen Versammlung in ihrer 
Geschäftsordnung gemäß Artikel 39 v. bestimmten 
Mehrheit. 


Artikel 41 

Die Parlamentarische Versammlung tritt alljährlich zu 
einer Ordentiichen Sitzungsperiode zusammen, die in 
mehreren Teilen abgehalten werden kann. 


Artikel 42 

Die Parlamentarische Versammlung kann in Überein- 
stimmung mit Artikel 39 außerordentliche Sitzungs- 
perioden einberufen, die vom Ministerkomitee vorge- 
schlagen werden können. 


Artikel 43 

Die Ordentiichen Sitzungsperioden der Parlamentari- 
schen Versammlung finden am Sitz des Rates statt, es 
sei denn, daß die Versammlung unter Beachtung der 
Bestimmungen der Artikel 39 und 49 e d. ausnahms- 
weise anders entscheidet. 


Artikel 44 

Die Sitzungen der Parlamentarischen Versammlung 
sind öffentiich, es sei denn, daß die Versammlung 
anders entscheidet. 


Neues Kapitel VI — Gemeinsamer Ausschuß 
Artikel 45 

a. Der gemischte Ausschuß ist das Konzertierungs- 
und Koordinienmgsorgan zwischen dem Minister- 
komitee und der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates. Unbeschadet der jeweiligen 
Rechte dieser beiden Organe sollte der gemischte 
Ausschuß insbesondere folgende Aufgaben ha- 
ben: 

i. die Probleme zu untersuchen, die diesen beiden 
Organen gemeinsam sind; 

ii. auf Fragen aufmerksam zu machen, die für den 
Europarat von besonderem Interesse zu sein 
scheinen, insbesondere die politischen Aspekte 
der europäischen Zusammenarbeit; 

iii. Vorschläge zu machen für die vorläufigen 
Tagesordnungen der Tagungen des Minister- 
komitees und der Parlamentarischen Ver- 
sammlung. 

b. Der gemischte Ausschuß besteht aus einer gleichen 
Anzahl von Mitgliedern des Ministerkomitees und 
Vertretern der Parlamentarischen Versammlung, 
die gemäß seiner Geschäftsordnung ernannt wer- 
den. Er kann zur Erörterung einer bestimmten 
Frage Sitzungen mit beschränkter Mitgliederzahl 
abhalten. 

c. Der gemischte Ausschuß tritt zusammen, sooft dies 
erforderhch ist. Er tritt mindestens einmal jährtich 
auf Ministerebene zusammen. 

d. Der Präsident der Parlamentarischen Versamm- 
lung führt den Vorsitz im gemischten Ausschuß. 

e. Der Generalsekretär nimmt an den Sitzungen des 
gemischten Ausschusses teil. 

f. Die Arbeitsergebnisse des gemischten Ausschus- 
ses werden ohne Abstimmung erzielt. 

g. Im Rahmen der vorstehenden Bestimmungen kann 
sich der gemischte Ausschuß eine Geschäftsord- 
nung geben. 
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Kapitel VII — Kammer der Kommunal- und 
Regionalbehörden 

Artikel 46 

Die Kammer der Kommunal- und Regionalbehörden 
ist das Vertretungsorgan der Kommunal- und Regio- 
nalbehörden. Sie richtet ihre Empfehlungen an das 
Ministerkomitee und an die Parlamentarische Ver- 
sammlrmg, von denen sie gegebenenfalls um Rat 
gefragt vnrd. 

Die Arbeitsmodalitäten der Kammer der Kommunal- 
und Regionalbehörden werden nach erfolgter Zustim- 
mung der Parlamentarischen Versammlung in einer 
vom Ministerkomitee verabschiedeten Charta festge- 
legt. 

Die Kammer gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Kapitel VIII — Sekretariat 

Artikel 47 

a. Das Sekretariat besteht aus dem Generalsekretär, 
zwei stellvertretenden Generalsekretären imd dem 
erforderlichen Personal. Einer der stellvertreten- 
den Generalsekretäre unterstützt den Generalse- 
kretär bei der Erfüllung aller Aufgaben, sofern 
diese keinen Bezug zur Versammlung haben. Der 
andere stellvertretende Generalsekretär ist der 
Greffier der Versammlung; er ist für die Organisa- 
tion der Arbeiten der Versammlrmg zuständig und 
dem Präsidenten gegenüber verantwortlich. 

b. Der Generalsekretär und die stellvertretenden 
Generalsekretäre werden von der Parlamentari- 
schen Versammlung nach Maßgabe einer Sonder- 
ordnung ernannt, die zwischen dem Ministerkomi- 
tee und der Versammlung in gemeinsamem Ein- 
vernehmen festzusetzen ist. 

c. Die übrigen Mitglieder des Sekretariats werden 
vom Generalsekretär nach Maßgabe der Verwal- 
tungsordnung emaimt. 

d. Kein Mitglied des Sekretariats kaim eine entgeltli- 
che Stellung bei einer Regierung iimehaben oder 
Mitglied der Parlamentarischen Versammlung, 
einer anderen internationalen parlamentarischen 
Institution, oder eines nationalen Parlaments sein 
oder eine Tätigkeit ausüben, die mit seinen Pflich- 
ten unvereinbar ist. 

e. Der Generalsekretär und das Personal dürfen im 
Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben 
von keiner Regierung und keiner anderen Behörde 
außerhalb der Organisation Weisungen anfordem 
oder entgegennehmen. Sie enthalten sich jeder 
Handlung, die mit ihrer Stellung als internationale 
ausschließlich der Orgaiüsation verantwortliche 
Beamten unvereinbar ist. 

f . J edes Mitglied hat den ausschließlich internationa- 
len Charakter der Aufgaben des Generalsekretärs 
und des Personals des Sekretariats zu achten und 
davon Abstand zu nehmen, diese Personen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 


Artikel 48 

a. Das Sekretariat wird am Sitz des Rates eingerich- 
tet. 

b. Der Generalsekretär ist für die Tätigkeit des Sekre- 
tariats dem Ministerkomitee gegenüber verant- 
wortlich. Er erstattet der Versammlung im Bedarfs- 
fall, mindestens einmal jährlich, Bericht. 

c. Der Generalsekretär hat der Parlamentarischen 
Versammlung die von ihr benötigten Verwaltungs- 
dienste und sonstigen Dienste zur Verfügimg zu 
stellen. Die Parlamentarische Versammlung wird 
von den dem Greffier unterstellten Verwaltungs- 
diensten unterstützt. 


Kapitel IX — Finanzen 

Artikel 49 

a. Das Ministerkomitee verabschiedet den Jahres- 
haushalt des Europarates, vorbehaltlich der Zu- 
stimmimg der Parlamentarischen Versammlung. 

b. Jedes Mitglied trägt die Kosten seiner eigenen 
Vertretung im Ministerkomitee, den Fachminister- 
konferenzen, der Parlamentarischen Versamm- 
lung und der Kammer der Kommunal- und Regio- 
nalbehörden. 

c. Die Aufwendungen des Sekretariats und alle son- 
stigen gemeinsamen Aufwendungen werden in 
dem vom Komitee unter Zugrundelegung der 
Bevölkerungszahl und des Bruttoinlandsprodukts 
jedes Mitglieds bestimmten Verhältnis und nach 
den von ihm festgesetzten Kriterien auf alle Mit- 
glieder umgelegt. Aufgnmd von Teilabkommen 
oder erweiterten Abkommen entstandene Aufwen- 
dungen gehen ausschließlich zu Lasten der Ver- 
tragsstaaten des entsprechenden Abkommens. 

Der Beitrag eines jeden assoziierten Mitglieds wild 

vom Komitee festgesetzt. 

d. Der Haushalt des Rates wird dem Komitee alljähr- 
lich vom Generalsekretär unter Beachtung der 
Haushaltsordnung zur Genehmigtmg unterbrei- 
tet. 

e. Die Parlamentarische Versammlung setzt die Höhe 
ihrer Aufwendimgen fest, wobei die Steigerungs- 
rate zwischen dem Ministerkomitee und der Ver- 
sammlung abgestimmt wird. 

f. Der Generalsekretär unterbreitet dem Ministerko- 
mitee ferner einen Voranschlag der Ausgaben, die 
mit der Durchführung jeder der dem Komitee 
vorgelegten Empfehlungen verbunden sind. Ein 
Beschluß, dessen Durchführung zusätzliche Aus- 
gaben verursacht, güt erst daim als vom Minister- 
komitee angenommen, wenn dieses die darauf 
bezüglichen zusätzlichen Kostenvoranschläge ge- 
nehmigt hat. 
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Artikel 50 

Der Generalsekretär gibt alljährlich den Regierungen 
der Mitglieder die Höhe ihres Beitrages bekannt. Die 
Beiträge gelten als am Tage dieser Bekanntgabe 
fällig; sie sind der Organisation von den Mitgliedstaa- 
ten spätestens innerhalb von sechs Monaten zu über- 
weisen. 


Kapitel X — Vorrechte und Immunitäten 

Artikel 51 

a. Dem Europarat, den Vertretern der Mitglieder und 
dem Sekretariat stehen in Gebieten der Mitglieder 
die Vorrechte und Immunitäten zu, die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Auf- 
grund dieser Immunitäten dürfen alle Vertreter 
und Stellvertreter der Parlamentarischen Ver- 
sammlung in Gebieten der Mitglieder wegen der 
im Laufe der Beratungen der Versammlungen und 
ihrer Ausschüsse oder anderen untergeordneten 
Gremien ziun Ausdruck gebrachten Auffassungen 
oder wegen ihrer Stimmabgabe weder festgenom- 
men noch verfolgt werden. 

b. Die Privilegien und Immunitäten ergeben sich aus 
dem Allgemeinen Abkommen über Privilegien und 
Immunitäten vom 2. September 1949 und aus dem 
Zusatzabkommen und den Zusatzprotokollen. Je- 
der Staat, der Mitglied des Europarates wird, tritt 
dem Abkommen, dem Zusatzabkommen und den 
Zusatzprotokollen bei. Mit der Regierung der fran- 
zösischen Republik wurde am 2. September 1949 
ein besonderes Abkonunen getroffen, das die Vor- 
rechte und Immunitäten bezeichnet, die dem Rat 
an seinem Sitze zustehen. 


Kapitel XI — Satzungsänderungen 

Artikel 52 

a. Vorschläge auf Änderung dieser Satzung können 
dem Ministerkomitee oder der Parlamentarischen 
Versammlung unterbreitet werden. 

b. Das Komitee empfiehlt nach erfolgter Zustimmung 
der Parlamentarischen Versammlung die von ihm 
für wünschenswert erachteten Änderungen der 
Satzung und sorgt für ihre Aufnahme in ein Proto- 
koU. 

c. Jedes Änderungsprotokoll tritt in Kraft, sobald es 
von zwei Dritteln der Mitglieder unterzeichnet und 
ratifiziert ist. 

d. Unbeschadet der Bestimmungen der vorstehenden 
Absätze dieses Artikels treten die Änderungen der 
Artikel 5 bis 10, 28 bis 44, 45, 46, 49 und 50 nach 
ihrer jeweiligen Billigung dmch das Komitee imd 
die Versammlung mit dem Datiun der vom Gene- 
ralsekretär ausgestellten Bescheinigung, die den 
Regienmgen der Mitglieder zu übersenden ist und 
die Billigung der genannten Änderungen beglau- 
bigt, in Kraft. 


Kapitel XII — Schlußbestinunungen 

Artikel 53 

a. Diese revidierte Satzung tritt nach der Hinterle- 
gung der Ratifikationsurkunden von zwei Dritteln 
der Mitgliedstaaten beim Generalsekretär des 
Emoparates in Kraft. Sie ersetzt die am 3. August 
1949 in Kraft getretene Satzung. 

b. Jeder weitere Unterzeichner wird gemäß den in 
den vorstehenden Artikeln 4 und 5 vorgesehenen 
Bestimmungen Vertragspartner dieser revidierten 
Satzung. 


Mittwoch, 12. Mai 1993 

Tagesordnungspunkt 

Antrag der Republik Slowenien 
auf Mitgliedschaft im Europarat 

(Drucksache 6786) 

Berichterstatter: 

Abg. Jacques Baiunel (Frankreich) 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU): *) Herr Präsident! 
Die Politische Kommission hat einstimmig empfohlen, 
Slowenien zum Mitgliedstaat des Europarats zu 
machen. 

Nach allem, was ich heute morgen in der Debatte 
gehört habe, ergab sich kein Widerspruch, sondern im 
Gegenteil nur Zustimmung zu den Erwägungen, die 
uns dazu geführt haben. Ihnen die Mitgliedschaft 
vorzuschlagen. 

Einige Redner haben zu Recht Bemerkungen über die 
Situation der Minderheiten in Slowenien gemacht. 
Aber sie taten es nicht, lun anzumahnen und anzukla- 
gen, sondern sie setzten nur ein Ausrufezeichen zu 
einer vernünftigen Minderheitenpolitik, die in der 
Republik Slowenien mittlerweüe zur Selbstverständ- 
lichkeit geworden ist. 

Wir haben vom Europarat, als Jugoslawien noch 
existierte, immer enge Kontakte zu den damaligen 
Autoritäten und vor allem zu den kulturellen Einrich- 
tungen in Slowenien gehabt. Wir haben schon vor 
mehr als zehn Jahren den Wunsch der Bevölkerung 
erfahren, daß Slowenien ein Mitgliedstaat dieses 
Europarats werden soll. Nur waren, wie Sie wissen, 
die politischen Verhältnisse damals noch nicht so, daß 
man einen derartigen Vorschlag unterbreiten 
konnte. 

Die Situation hat sich erfreulich geändert. Wir können 
eine funktionierende Demokratie in Slowenien fest- 
stellen. Wir können eine wirtschaftliche Entwicklung 
konstatieren, die durchaus imseren Hoffnungen ent- 
spricht. Wir können vor allem feststellen, daß das 
Thema der Menschenrechte nicht mehr ein Thema ist, 
das man anklagend vortragen muß, sondern ein 

•) Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses. 
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Thema ist, das in die Praxis des Staates umgesetzt 
wird. 

Aus diesen Gründen, Herr Präsident, meine verehrten 
Kolleginnen imd Kollegen, schließe ich mich den 
Wünschen imd Bitten imd Anträgen der drei Kommis- 
sionen an. Ich wäre dankbar, wenn wir es wie gestern 
schafften, die Entschließung zugxmsten Sloweniens 
einstimmig zu verabschieden. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

Stellungnahme 169 (1993) 

betr. den Antrag der Republik Slowenien 
auf Mitgliedschaft im Europarat 

1. Das Ministerkomitee hat in Übereinstimmung mit 
der von ihm am 3. Mai 1951 angenommenen sat- 
zungsgemäßen Resolution (51) 30 A die Versamm- 
lung um eine Stellxmgnahme über den Beitritt 
Sloweniens zum Europarat ersucht (Dok. 6588). 

2. Sie stellt fest, daß am 6, Dezember 1992 demokra- 
tische Parlamentswahlen in einem allgemeinen, 
freien imd geheimen Abstimmungsverfahren statt- 
gefunden haben imd von einem Ad-hoc-Ausschuß 
der Versammlung überwacht worden sind. 

3. Die Versammlung begrüßt das europäische Enga- 
gement, das die Vertreter der politischen Gruppen 
des slowenischen Parlaments während des Tref- 
fens mit dem Ausschuß für die Beziehungen zu den 
europäischen Nichtmitgliedsländem vom 10. bis 
12. September 1992 in Laibach zum Ausdruck 
gebracht haben. 

4. Die Versammlung schätzt den Beitrag zu den 
Arbeiten des Europarates, den Slowenien seit der 
am 3. Februar 1992 erfolgten Verleihung des 
besonderen Gaststatus an sein Parlament sowohl 
auf parlamentarischer Ebene als auch nach seinem 
Beitritt zu mehreren europäischen Konventionen, 
insbesondere der Europäischen Kulturkonvention 
am 2. Juli 1992, auf intergouvemementaler Ebene 
geleistet hat. 

5. Sie mißt den Bemühungen der slowenischen 
Behörden große Bedeutung bei, deren Ziel es ist, 
die Europäische Menschenrechtskonvention zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren und das Recht auf 
ein persönliches Gesuch bei der Europäischen 
Menschenrechtskommission (Artikel 25 der Kon- 
vention) sowie die obligatorische Gerichtsbarkeit 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschen- 
rechte (Artikel 46) anzuerkennen. 

6. Die Versammlung ist der Ansicht, daß die Republik 
Slowenien die Fähigkeit und die Bereitschaft 
besitzt: 

i. die Bestimmimgen von Artikel 3 der Satzimg 
einzuhalten, der wie folgt lautet: „Jedes Mitglied 
des Europarates erkennt den Grundsatz der 
Vorherrschaft des Rechts und den Grundsatz an, 
daß jeder, der seiner Hoheitsgewalt imterliegt, 
der Menschenrechte imd Grundfreiheiten teil- 
haftig werden soll"; 


ii. aufrichtig und tatkräftig bei der Verwirklichimg 
der Ziele des Europarates, die in Kapitel I seiner 
Satzung festgelegt sind, mitzuarbeiten imd 
dadurch die in Artikel 4 der Satzung festgeleg- 
ten Voraussetzungen für den Beitritt zum Euro- 
parat zu erfüllen. 

7. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, auf seiner nächsten Sitzung: 

i. die Republik Slowenien einzuladen, Mitglied 
des Europarates zu werden; 

ii. Slowenien drei Sitze in der Parlamentarischen 
Versammlung zuzuweisen. 


Tagesordnungspunkt 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 6819) 

vorgestellt vom amtierenden Vorsitzenden, dem briti- 
schen Staatsminister für Auswärtige und Common- 
wealth Angelegenheiten, Tristan Garei- Jones 

(Themen: neue Rolle des Europarates — Aufnahme- 
standards — Beziehungen des Europarates zu Ruß- 
land — Krieg in Bosnien-Herzegowina — Internatio- 
naler Gerichtshof für Kriegsverbrechen — Vance- 
Owen-Plan — Übergangsmechanismus zum Schutz 
der Menschenrechte in Nicht-Europaratsstaaten 
— Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechts- 
konvention zum Minderheitenschutz — Wiener Gip- 
fel 


Tagesordnungspunkt 

Das Nord-Süd-Zentrum des Europarates: 
seine Rolle — seine Leistungen 

(Drucksache 6812) 

Berichterstatter: 

Abg. Mats Hellström (Schweden) 

Leni Fischer (Unna) (CDU/CSU); Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zu diesem 
Zeitpunkt — auch im Namen des Erziehungsaus- 
schusses — ganz kurz zu dem Bericht und zu der 
vorliegenden Empfehlung Stellung nehmen. Zu- 
nächst einmal ganz herzlichen Dank an den Bericht- 
erstatter und auch an das Institut für die bisher 
geleistete Arbeit, Ich möchte aber auch nicht verges- 
sen, meinem Kollegen Uwe Holtz recht herzlich zu 
danken, der zusammen mit den anderen Kolleginnen 
und Kollegen aus der Versammlung und den nationa- 
len Parlamenten der Vorbereitung der Gründung 
dieses Instituts sehr viel Zeit, Arbeit und Überzeu- 
gungskraft gewidmet hat. 

Ich finde es ganz wichtig, daß wir insbesondere die 
Rolle unterstreichen, die dieses Institut im Hinblick 
auf die Bildung eines stärkeren europäischen Bewußt- 
seins für die Probleme der Entwicklungsländer und 
auch im Hinblick auf die Tatsache hat, wie sehr wir in 
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unserem staatlichen Wohlergehen alle voneinander 
abhängen. 

Die Wichtigkeit der Erziehimg auf diesem Gebiet, der 
Hinfühnmg jimger Menschen in unseren Ländern zu 
dieser Problematik haben wir schon 1988 in einem 
Bericht des Kulturausschusses gegenüber der Ver- 
sammlung zum Ausdruck gebracht. Von daher begrü- 
ßen wir es ganz besonders, daß sich das Institut gerade 
auch dieser Aufgabe widmet. Da wir auf die bedeu- 
tenden Aktivitäten hingewiesen haben, möchte ich 
hier auch anbieten imd wünschen, daß überlegt wird, 
in welcher Form auch der Kultur- imd Erziehungsaus- 
schuß in die erwähnten Erziehungsaufgaben mit ein- 
gebracht werden könnte, wobei ich in diesem Zusam- 
menhang zugleich auf die Aufgaben verweise, die der 
Ausschuß für Wirtschaft imd wirtschaftiiche Zusam- 
menarbeit in diesem Bereich leistet. Vielleicht gäbe es 
eine Möglichkeit, daß sich dieses auch in der Reprä- 
sentanz dieser zwei Ausschüsse der Parlamentari- 
schen Versammlung innerhalb des Nord-Süd-Zen- 
trums niederschlägt. 

Weiterhin möchte ich hier ganz deutlich für eine 
engere Verbindung zwischen dem Zentrum, der Par- 
lamentarischen Versammlung und anderen parla- 
mentarischen Gremien wie z. B. der Interparlamenta- 
rischen Union plädieren. Wir hatten ja gestern die 
Freude, Michael Marshall hier zu hören. Ich habe 
dieses Anliegen auch zum Ausdruck gebracht, als ich 
vor einigen Wochen in Delhi die Ehre hatte, die 
Parlamentarische Versammlung bei der Interparla- 
mentarischen Union zu vertreten und die Informatio- 
nen über das Zentrum an die dort versammelten 
Parlamentarier aus mehr als hundert Ländern weiter- 
zugeben. In der IPU sind ja die Entwicklungsländer 
alle vertreten. Insofern können wir die Informationen 
über das Institut und die Planungen des Instituts dort 
auch weiterverbreiten. Ich meine, daß dadurch zum 
einen dem Zentrum geholfen werden kann, seine 
Kontakte in aller Welt weiter auszubauen, und daß 
dadurch zum anderen unserem Hauptanliegen Rech- 
nung getragen werden kann, die Entwicklungsländer 
in diese so wichtige Aufgabe mit einzubeziehen. Ich 
würde mir sehr wünschen, daß die Arbeit nicht nur 
fortgesetzt, sondern auch verstärkt werden könnte. 

Herzlichen Dank. 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD): *) Besten Dank, Herr Prä- 
sident! — Liebe Kolleginnen und Kollegen! Während 
der dreijährigen Püotphase hat das vom Europarat 
geschaffene Nord- Süd-Zentrum in Lissabon die ihm 
gestellten Aufgaben weitgehend erfüllt. Wir sagen 
bewußt „to a large extent"; wir sagen nicht „zu 
100%". Deshalb machen wir ja Verbesserungsvor- 
schläge. Wir plädieren als Wirtschafts- und Entwick- 
lungsausschuß für die Weiterarbeit des Zentrums. 

Mein Dank gilt unserem Berichterstatter Mats HeU- 
ström für seinen ungeschminkten Evaluierungsbe- 
richt, dem Kollegen Harry Aarts, der in besonderer 
Weise bis heute die Arbeit des Zentrums begleitet, 
allen KoUegirmen und Kollegen verschiedener Aus- 
schüsse, die das Zentrum unterstützen, und auch all 
denen von der portugiesischen Regierung bis zu den 


•) Als Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses. 


Nichtregierungsorganisationen, die zu erfolgreichen 
Tätigkeiten des Zentrums beigetragen haben. 

Bei aller verständlichen Zunahme von Aktivitäten des 
Europarats gegenüber Zentral- und Osteuropa kann 
die Weiterführung des Zentrums ein wichtiges Signal 
gegenüber den Entwicklungsländern darstellen. Wir 
vergessen sie nicht trotz eigener Schwierigkeiten im 
eigenen Land, weil wir wissen, daß unser Schicksal 
miteinander verknüpft ist. Nord und Süd, Ost und 
West hängen miteinander zusammen. Wir sind die 
Eine Welt. Es war gerade der Erfolg des Nord- 
Süd-Zentrums, aus europäischer Sicht, nicht aus 
UNO- Sicht, darauf hingewiesen zu haben, wie groß 
die gegenseitige Abhängigkeit ist. 

Wichtige pädagogische Materialien sind aus euro- 
päischer Sicht zu dem Thema „Industrieländer und 
Entwicklungsländer" erarbeitet worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit einem Haus- 
halt von 5 Millionen französischen Francs plus 
250 000 ECU von der Europäischen Gemeinschaft 
kann man nicht Millionen verschwenden. Sie sind 
sinnvoll eingesetzt worden. Es gab Anlauf Schwierig- 
keiten. Auch jetzt noch sind Mängel und Unzuläng- 
lichkeiten zu beklagen. Aber das richtet sich zum Teil 
an unsere eigene Adresse. 

Bei dem Quadrilog, dem vierseitigen Dialog, war die 
parlamentarische Säule oft gar nicht oder nur sehr 
schwach vertreten. Wir müssen also neben den Nicht- 
regierungsorganisationen, neben den Vertretern der 
Regierungen und neben den Gemeinden mit dafür 
sorgen, daß wir uns künftig noch stärker dem Thema 
Nord-Süd zuwenden. 

Alles in aUem ist die Bilanz dieses Zentrums positiv. Zu 
diesem Evaluierungsergebnis kommen auch die 
Nichtregierungsorganisationen und die ständige Ge- 
meindekonferenz. 

Ich komme zum Schluß. Im Entschließungsentwurf, 
Herr Präsident, schlagen wir dreierlei vor. Erstens: Die 
Weiterarbeit des Zentrums, verbunden mit der Auffor- 
derung an alle Mitgliedstaaten, endlich dem Zentrum 
beizutreten. Zweitens: Die aktive Beteiligimg aller 
Quadrilogpartner ist nötig, um dem Nord- Süd- Zen- 
trum zu noch mehr Erfolg zu verhelfen. Drittens: Das 
Nord-Süd-Zentrum muß sich neuen Herausforderun- 
gen stellen, wie wir es in der Entschließung fordern. 

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, unserer 
Entschließung zuzustimmen, damit das Ministerkomi- 
tee und unsere Regierungen sehen, daß wir geschlos- 
sen für eine Weiterarbeit dieses wichtigen Nord- 
Süd-Zentnims sind. 

Danke. 


Entschließung 998 (1993) 

betr. das Nord-Süd-Zentrum des Europarates: 
seine Rolle — seine Leistungen 

1. In Weiterverfolgung der Entschließung 1095 
(1989) der Versammlung betr. Nord-Süd-Interde- 
pendenz und Solidarität hat das Ministerkomitee 
des Europarates 1989 auf der Grundlage eines 
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Teilabkommens ein Europäisches Zentrum für 
globale Interdependenz und Solidarität, allge- 
mein bekannt als das „Nord-Süd-Zentrum", 
geschaffen. 

2. Aufgabe des Zentrums ist es, wie in seinem Statut 
niedergelegt, „einen Rahmen für die europäische 
Zusammenarbeit zum Zwecke der Vertiefung des 
allgemeinen Bewußtseins um die Fragen der glo- 
balen Interdependenz bereitzustellen und eine 
Politik der Solidarität gemäß den Zielen und 
Grundsätzen des Europarates zu fördern", vor 
allem in den Bereichen Menschenrechte, Demo- 
kratie imd Rechtsstaatlichkeit, Im Statut wird 
ebenfalls festgelegt, daß „das Zentrum als Püot- 
projekt für einen vorläufigen Zeitraum von drei 
Jahren eingerichtet werden soll, nach dessen 
Ablauf dem Ministerkomitee ein Bericht über die 
vom Zentrum geleistete Arbeit imd seinen spe- 
ziellen Beitrag vorgelegt werden soll. Auf der 
Grundlage dieses Berichtes wird das Ministerko- 
mitee sich erneut mit dem Mandat des Zentrums 
befassen und über seine Zxikunft entscheiden, " 

3. Die Versammlung hat sich in ihrer Eigenschaft als 
Partner der vierseitigen Entscheidungsfindimgs- 
struktur von Parlamenten, Regierungen, Nicht- 
Regienmgs Organisationen und lokalen und Ge- 
bietskörperschaften ‘an der Evaluierung der 
Arbeit des Zentrums in den ersten drei Jahren seit 
seiner Gründung beteiligt und ist zu den folgen- 
den Schlußfolgerungen gelangt. 

4. Das Nord-Süd-Zentrum hat weitgehend die ihm 
gestellten Aufgaben erfüllt, besonders im Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit imd der Beziehungen zu 
den Medien, der Büdung und Ausbildung im 
Bereich globaler Interdependenz und des Dialogs 
im Hinblick auf eine weltweite Partnerschaft, Aus 
diesem Grunde verdient es das Nord-Süd-Zen- 
trum, weitergeführt zu werden. Betrachtet man 
die derzeit wachsende Ausländerfeindlichkeit 
und die Zunahme weiterer Spannungen in Europa 
könnte man die Existenz des Zentrums heute als 
noch notwendiger als bei seiner Gründung 
bezeichnen. Trotz Anfangsschwierigkeiten und 
Mängeln, auf die auch in der Entschheßimg 982 
(1992) über die Weiterverfolgung der europäi- 
schen Öffentlichkeitskampagne über Nord- Süd- 
Interdependenz und Solidarität aus dem Jahre 
1988 hingewiesen wird, hat und wird es weiterhin 
einen positiven Beitrag zur Nord-Süd-Verständi- 
gung in Europa leisten. 

5. Dessen ungeachtet sollte das Zentrum weiterhin 
den in der Entschließung 982 enthaltenen Vor- 
schlägen Aufmerksamkeit schenken. Insbeson- 
dere sollte es der in der Entschließung gestellten 
Aufforderung nachkommen: „sich auf seine zen- 
trale und einzigartige Aufgabe der Förderung des 
öffentlichen Bewußtseins um die Nord-Süd-Pro- 
blematik in Europa und der Bekämpfung des 
Euro-Egoismus konzentrieren" und sollte „seine 
Tätigkeit auf der Grundlage von Menschenrech- 
ten imd Demokratie, den Grundpfeilern des Euro- 
parates, aufbauen, und damit den auf Demokratie 
gerichteten Trend in den Entwicklungsländern 
festigen und auf mehr Toleranz in Europa hinar- 


beiten". Darüber hinaus sollte es die Beteiligung 
des Südens an der Arbeit des Zentrums stärken 
und sicherstellen, daß der Umfang der Aktivitäten 
seiner nationalen Ausschüsse angemessen ist. 

6. Die Versammlung begrüßt es, daß bislang 15 Mit- 
gliedstaaten des Europarates sowie die Europäi- 
sche Gemeinschaft dem Zentrum beigetreten 
sind: Zypern, Frankreich, Finnland, Italien, Liech- 
tenstein, Luxemburg, Malta, die Niederlande, 
Norwegen, Portugal, San Marino, Spanien, 
Schweden, die Schweiz und die Türkei. Darüber 
hinaus leisten mehrere Mitgliedstaaten des Euro- 
parates freiwillige Beiträge. Die Versammlung 
verleiht ihrem nachdrücklichen Wunsch Aus- 
druck, daß alle übrigen Mitgliedstaaten bald dem 
Zentrum beitreten werden. 

7. Der Entscheidungsprozeß des Zentrums ist revi- 
sionsbedürftig. Insbesondere der Beratende Aus- 
schuß sollte im Hinblick auf verstärkte Effizienz 
neu strukturiert und vielleicht in eine Beratende 
Versammlung umgewandelt werden. Darüber 
hinaus sollten der Umfang, die Häufigkeit der 
Sitzungen und die Arbeitsmethoden des Exeku- 
tivausschusses im Interesse der Arbeitseffizienz 
beträchtlich reduziert werden. 

8. Obwohl die vierseitige Struktur des Zentrums 
beibehaltenswert ist, sollte man nach Wegen 
suchen, um die Arbeitsweise zu verbessern. Es 
sollte darauf geachtet werden, daß die Treffen der 
Organe des Zentrums nicht zu häufig stattfinden, 
damit eine Überbelastung der Mitarbeiter des 
Zentrums vermieden und das Zentrum nicht daran 
gehindert wird, sich auf die laufenden Aktivitäten 
zu konzentrieren. 

9. Die Versammlung begrüßt die derzeitigen und die 
geplanten Aktivitäten des Zentrums und emp- 
fiehlt, die Aktivitäten im Bereich der mittelmeer- 
überspannenden Zusammenarbeit und die Akti- 
vitäten zur Bekämpfung der Ausländerfeindlich- 
keit als vorrangig zu betrachten. 

10. Die Versammlung beschließt, in regelmäßigen 
Abständen, z. B. alle drei Jahre, eine Debatte über 
die Aktivitäten des Zentrums zu führen. 


Tagesordnungspunkt 

Die Entwicklung in der Biotechnologie und deren 
Folgen für die Landwirtschaft 

(Drucksache 6780) 

Berichterstatter: 

Senator Fernando Gonzalez Laxe (Spanien) 

Dr. Albert Probst*) (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der For- 
schungsausschuß hat sich eingehend mit den Fragen 
der Biotechnologie und vor allem mit dem Bericht von 
Ihnen, Herr Gonzalez Laxe, befaßt. Wir möchten 
Ihnen für die sorgfältige Arbeit danken. Das ist auch in 
unserem Bericht so nieder gelegt. 


*) Als Berichterstatter für den Wissenschaftsausschuß. 
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Es ist wichtig, daß aus der Sicht der Forschung noch 
einige Schwerpunkte gesetzt werden. Wir haben 
versucht, die Geschichte der Biotechnologie und den 
naturwissenschaftlichen Rahmen abzustecken, damit 
man nicht auf die Idee kommt, hier handle es sich um 
etwas vollkommen Neues. Es handelt sich wohl um 
eine neue Technik, aber diese Technik ist im Grunde 
nichts anderes als eine künstliche Methode dessen, 
was in der Natur ohnehin vor sich geht. 

In dem Bericht werden in positiver Weise Möglichkei- 
ten aufgezeigt imd Schwerpunkte herausgestellt, was 
man mit biotechnologischen Methoden künftig errei- 
chen kann. Sehr häufig wird in der öffentlichen 
Diskussion davon ausgegangen, daß es sich hier um 
ein großes Schadensszenario handelt. Die Reahtät 
zeigt aber, daß es wenige Schwerpunkte sind, die 
erfolgversprechende Forschimg und Entwicklung 
verheißen. Diese sollen herausgestellt werden. 

Es ist außerordentlich wichtig, daß wir das gesamte 
Gebiet der Biotechnologie ernst nehmen, weü die 
Konkurrenz weltweit groß ist. Wenn die Europäer es 
versäumen würden, hier Schwerpunkte zu setzen und 
den Fortschritt zu suchen, dann könnte das für diese 
Region sehr verhängnisvoll sein. Deshalb wird auch 
noch einmal herausgestellt, was Ziele und Schwer- 
punkte einer europäischen Forschungspolitik sein 
könnten. Die Regierungen werden gebeten, die Gen- 
technologie zu fördern. Es wird weiterhin angeregt, 
die Forschimgspolitik europaweit aufeinander abzu- 
stimmen und zu harmonisieren. 

Wichtig ist vor allen Dingen auch eine rasche Umset- 
zimg in wirtschaftliche Produkte. Erkenntnisse allein 
genügen nicht; vielmehr müssen auch die Möglich- 
keiten, die durch Erkenntnisse eröffnet werden, 
genutzt werden. Hier gibt es eine gewisse Verunsi- 
chenmg, weil in der öffentlichen Diskussion natürlich 
die Frage gestellt wird, ob sich ein wirtschaftliches 
Unternehmen überhaupt auf das Gebiet der Entwick- 
lung im Bereich der Biotechnologie begeben soll. 
Schließlich ist das Risiko groß, daß es mit einer 
Investition möglicherweise nicht zu Stuhle kommt. 
Wegen der weltweiten Konkurrenz ist es wichtig, hier 
klare Verhältnisse zu schaffen. 

Wichtig ist auch, daß Fehlentwicklimgen genau ana- 
lysiert rmd diskutiert werden. Entwicklungen müssen 
nicht nur wissenschaftlich erarbeitet werden, sondern 
über sie muß auch in der Öffentlichkeit diskutiert 
werden, damit echte Probleme von Scheinproblemen 
getrennt werden können. Heute ist es oft so, daß man 
die Diskussion auf Scheinprobleme bezieht, aber die 
Wirklichkeit nicht im Auge hat. Die öffentlich geäu- 
ßerten Befürchtimgen müssen, soweit sie grundlos 
sind, durch eine reahstische Diskussion, insbesondere 
eine realistische Sicherheitsdiskussion, aus der Welt 
geschafft werden. 

Der Forschimgsausschuß hat auch darauf hingewie- 
sen — so steht es auch im Bericht — , daß der rechtliche 
und ethische Rahmen diskutiert werden muß. Da wir 
es hier mit Rechtssetzung in einem technologischen 
Entwicklungsprozeß zu tim haben, ist es relativ 
schwierig, überhaupt Recht zu setzen. Es handelt sich 
schließlich um einen dynamischen Prozeß. Die 
Rechtssetzimg ist von ihrem Wesen her etwas Konser- 


vatives: Ein Zustand soll festgeschrieben werden. 
Eine dynamische Entwicklung kann man aber nicht 
festschreiben. Das heißt, wir brauchen einen Rahmen, 
der zwar das, was man weiß, sicher einfängt, aber den 
Entwicklimgsprozeß nicht verhindert. Das bedeutet, 
daß wir eine ständige Diskussion der Wissenschaftler, 
der Naturschützer, derjenigen, die sich mit Tierschutz 
befassen, brauchen. Wir brauchen also eine multidis- 
ziplinäre Diskussion auch unter Beteiligung der 
Öffentlichkeit, was die ethischen Fragen und vor 
allem was den Rechtsrahmen anbelangt. Die Rechts- 
setzimg im technologischen oder technischen Bereich 
ist außerordentlich schwierig. 

Wir haben auch einige Verbesserungen vorgeschla- 
gen, um manche uns etwas provozierend erschei- 
nende Formulierungen zu bereinigen. Die Vorschläge 
liegen Urnen vor. Ich meine, wir sollten die Sorgen, die 
Sicherheitsprobleme und auch die Wissens chaftiichen 
Probleme ganz ernsthaft diskutieren. Alle Gruppen 
von Menschen, die sich mit dieser Materie befassen, 
sollten in einen ernsthaften Dialog einbezogen wer- 
den. Es hat keinen Sirm, wenn dieses Thema emotio- 
nal behandelt wird. Deshalb muß auch im Bereich der 
Sprache eine besondere Sorgfalt herrschen. 

Dies war mein kurzer Beitrag, Herr Präsident. Ich 
bedanke mich dafür, daß ich ihn leisten konnte. 

Ulrich Junghanns (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Meine Herren Berichterstatter! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Biotechno- 
logie — mit Bezug speziell auf die Landwirtschaft — , 
besonders die Gentechnologie als Schlüssel- und 
Querschnittstechnologie, kann nach allen Voraussa- 
gen in vielen Bereichen des öffentlichen und privaten 
Lebens beträchtliche innovative, ökonomische imd 
soziale Auswirkungen entfalten. 

Schlüsseltechnologie heißt, daß die Methoden der 
Gentechnologie vielfältige und neue wissenschaft- 
lich-technische Gestaltungsmöglichkeiten mit weit in 
die Zukunft reichenden Wirkungen eröffnen. 

Querschnittstechnologie bedeutet, daß die Gentech- 
nologie in unterschiedlicher Weise auf eine Vielzahl 
traditionell eher getrennter Sektoren der Wirtschaft 
einwirken und das Verhältnis dieser Wirtschaftsberei- 
che zueinander verändern wird. 

Der Zeitrahmen für die volle Entfaltung dieser tech- 
nologischen Weiterentwicklung wird, wenn sie statt- 
findet, bei mehreren Jahrzehnten liegen. Die ethi- 
schen Ansprüche — da teüe ich die Auffassung 
unseres niederländischen Kollegen, wie er sie vorhin 
formuliert hat — müssen dafür sehr anspruchsvoll und 
klar definiert werden. 

Dabei ist Gentechnik keine imdurchschaubare Ge- 
heimwissenschaft. Sie ermöglicht, das Wissen der 
Biologie zur direkten und gezielten Veränderung der 
Erbanlagen zu nutzen. 

Zum Beispiel im Bereich gentechnischer Verbesse- 
rungen landwirtschaftlicher Nutzpflanzen hat 
Deutschland jetzt ein neues Stadium erreicht. Den 
bisherigen Labor- und Gewächshausversuchen soll ab 
Frühjahr 1993 der versuchsweise Anbau im Freiland 
folgen. 
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Weltweit sind bereits rund 1 100 solcher Versuche 
sicher durchgeführt worden. In Deutschland hatten 
wir demgegenüber nur zwei Versuche mit Zierpflan- 
zen. In Zukunft werden es jedoch auch bei ims mehr 
werden müssen, wenn Deutschland sich nicht interna- 
tional abhängen lassen will. So laufen gegenwärtig 
Genehmigungsverfahren für den versuchsweisen 
Freilandanbau gentechnisch veränderter Kartoffeln 
und Zuckerrüben. 

Besonders bei der Entwicklung der Gentechnik darf 
nur in wohldosierten Schritten vörgegangen werden. 
Vor jedem neuen Schritt muß auf der Grundlage der 
dann vorliegenden Erkenntnisse jeweils eine detail- 
lierte Risikobewertung durchgeführt werden, um 
immer vorbeugend den Schutz von Leben und 
Gesundheit des Menschen sowie von Natur und 
Umwelt gewährleisten zu können. 

Die Menschen in Deutschland bewegt naturgemäß 
zunehmend die Frage, was im Lebensmittelbereich an 
gentechnisch veränderten Produkten auf sie zukom- 
men wird. Bisher ist beim dafür zuständigen Bundes- 
gesundheitsamt noch kein Antrag auf Genehmigimg 
eingegangen. Die Gnmdlage für diese Entscheidung 
bieten die entsprechenden Regelimgen der EG und 
das nationale Gentechnikgesetz. 

Bei der öffentlichen Diskussion über den Einsatz der 
Biotechnologie — das merken wir in diesem Bereich 
besonders — stehen wir noch am Anfang. Damit die 
Chancen und Risiken in diesem Bereich nüchtern 
abgewogen werden können, ist es wichtig, daß diese 
Diskussion sachlich geführt wird. Weder dürfen die 
möglichen Chancen im land- und emährungswirt- 
schaftlichen Bereich übertrieben, noch darf der 
Anwendung der Biotechnologien von vornherein mit 
zu vielen Vorurteilen begegnet werden. 

Der Verbraucherschutz und das Verbraucherver- 
trauen müssen vor allem aus der Sicht der Landwirte 
oberste Priorität haben, besonders wenn es um den 
Einsatz von Gentechnologie geht. Dafür sind zwei 
Aspekte wichtig: Die Gefährdung der Gesundheit der 
Verbraucher und Täuschungen der Verbraucher müs- 
sen ausgeschlossen sein. 

Unsicherheit und Geheimniskrämerei schaden der 
Sache. Dem Anspruch auf umfassende Information 
kann durch eine wie auch immer geartete Kennzeich- 
nungspflicht allein nicht ausreichend entsprochen 
werden. Die Öffentlichkeit muß imabhängig davon 
über alles informiert werden. Hier sind die Wissen- 
schaftler und Verbraucherverbände gefordert, aber 
ebenso die Lebensmittelindustrie und auch die Staa- 
ten. Nur durch umfassende Information kann dieses 
Vertrauen geschaffen werden. 

Die Chancen der Biotechnologien werden gerade 
wegen ihrer großen ethischen Dimension nur dann 
genutzt werden können, wenn sie von weiten Teilen 
der Bevölkerung angenommen und mitgetragen wer- 
den. 

Die Politik und die Wissenschaft müssen sich deshalb 
nicht nur mit den Risiken und Chancen der Biotech- 
nologie auseinandersetzen, sondern sie müssen sich 
ernsthaft, sachlich und sehr einfühlsam auch mit den 
Vorbehalten und Ängsten befassen, die für viele 


Menschen mit neuartigen technischen Entwicklun- 
gen verbunden sind. 

Die im Bericht vorgeschlagenen Maßnahmen sind 
geeignet, Biotechnologien im Interesse des Mensch- 
heitsfortschritts nutzbar zu machen. Deshalb werden 
wir dem Bericht und den darin enthaltenen Folgenm- 
gen als einem wichtigen Arbeitspapier für einen vor 
uns liegenden noch sehr langen Weg unsere Unter- 
stützung geben. 

Danke. 

Dr. Albert Probst*) (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! 
Ich will mich bei meiner Erwidenmg kurz fassen. Die 
Debatte hatte ein sehr hohes Niveau. Es gab eine 
Anzahl sehr wichtiger Beiträge, z. B. den, daß man 
Konsumentenwünsche aufnehmen muß. Das ist für 
die Landwirtschaft von großer Bedeutung. 

Es wurde auch die Frage nach den ethischen Maßstä- 
ben aufgeworfen. Wir reden von Ethik und kümmern 
uns eigenüich um die Maßstäbe, die hinter dem Wort 
„Ethik" stehen, nicht, weil es sich dabei um ein 
religiöses Tabu handelt. Jeder hat unterschiedliche 
philosophische oder religiöse Auffassungen. Deshalb 
wird auch die Ethikfrage nicht einheitlich zu lösen 
sein. Das ändert nichts an der Notwendigkeit, sich 
über die wichtigsten Eckpunkte, was man unter 
ethischen Maßstäben versteht, zu verständigen. 

Ich möchte kurz noch etwas zu den Ausführungen der 
Frau Kollegin Graenitz sagen, die, wie sie es formu- 
hert hat, einen hohen Nutzen aus der Gentechnologie 
bei einer maximalen Sicherheit erreichen möchte. 
Eine maximale Sicherheit würde jeden Nutzen aus- 
schließen, denn die Sicherheit zu maximieren bedeu- 
tet unendhch großen Aufwand, Wir werden also nur 
eine optimale Schutzmöglichkeit haben, wenn wir 
Nutzen aus dieser Technologie ziehen wollen. 

Von Herrn Granstedt, der das Thema besonders 
kritisch beurteilt hat, ist davon gesprochen worden, 
daß wir die Umwelt nicht berücksichtigen. Ich glaube, 
das Entscheidende ist, daß wir uns eines Problems 
bewußt geworden sind, um im Falle des Fortschritts 
der Erkenntnisse richtig zu reagieren. Der Wunsch, 
alles Vorhersagen zu können, alles vorherdeuten zu 
können, ist ein alter Wunsch. Diesen Wunsch hatte die 
Menschheit immer. Er ist aber nicht erfüllbar. Wir 
werden mit Sensibilität und Augenmaß das Richtige 
zur rechten Zeit tun müssen, wenn wir in dieser Frage 
überhaupt weiterkommen wollen. Sonst können wir 
nänüich auch der Dritten Welt diese Technik nicht 
überlassen. Die Dritte Welt wird in diesen Fragen ja 
nicht so sensibel reagieren können, wie wir Europäer 
das tun können. 

Insgesamt stehen wir, wie ich glaube, am Anfang 
einer sehr wichtigen Diskussion und der Behandlung 
einer wichtigen Frage für die Zukunft. Sie wird für 
unsere Länder in jedem Falle von großer Bedeutung 
sein. 

Danke schön, Herr Präsident. 


•) Als Berichterstatter für den Wissenschaftsausschuß. 
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Empfehlung 1213 (1993) 

betr. die Entwicklung in der Biotechnologie und 
deren Folgen für die Landwirtschaft 

1. Die Geschichte der Biotechnologie ist in gewisser 
Weise so alt wie das Brotbacken und das Bier- 
brauen. Sie kaim definiert werden als die Nutzung 
von biologischen Organismen, Systemen und Pro- 
zessen im Wirtschafts- und Dienstleistungsbe- 
reich. Mit den in den fünfziger Jahren gewonne- 
nen Aufschlüssen über Art und Funktionsweise 
der Nukleinsäuren (DNS und RNS) wurde der 
Weg geebnet für Veränderungen an lebenden 
Organismen, so daß Zellen oder Moleküle modi- 
fiziert werden können. Der zum „Kreuzen" ver- 
fügbare Gen-Pool wurde weit über die Grenzen 
der geschlechtlichen Kompatibilität hinaus erwei- 
tert. 

2. Die Anwendung der Biotechnologie im Agrarbe- 
reich (einschließlich Forstwirtschaft und Fisch- 
fang) hat neue Tierarten hervorgebracht, deren 
Züchtimg mit den traditionellen Methoden nicht 
möglich gewesen wäre, sowie neue, schädlingsre- 
sistente und anderweitig gentechnisch veränderte 
Pflanzen. Darüber hinaus hat die Verwendimg 
von Gewebekulturen die rasche Regeneration von 
Zellen zu identischen, voll ausgewachsenen 
Pflanzen imd Tieren (Klonen) ermöglicht. Für 
einige der neuen Tier- und Pflanzenarten wurde 
bereits ein Patent erteilt. 

3. Die Biotechnologie kaim zur Förderung ganz 
unterschiedlicher Ziele eingesetzt werden: 

i. Steigerung der landwirtschaftlichen Leistung 
oder Verringerung des Waren- \md Arbeits- 
einsatzes; 

ii. Herstellimg von Luxusgütem oder von Pro- 
dukten für den Grundbedarf; 

iü. Ersatz chemischer Herbizide und Insektizide 
oder deren gezielterer Einsatz; 

iv. Veredlung des Stammbaums von Tieren xmd 
Pflanzen oder Erweiterung des Bestandes an 
einheimischen Tieren und Pflanzen in Indu- 
strieländern; 

V. Veredlung von Pflanzen für Industrie- 
zwecke; 

vi. Herstellung von biologisch abbaubaren 
Kunststoffen oder von Methanol als Brenn- 
stoff aus Getreide; 

vü. Beschleuiügimg des Reifeprozesses bei Tie- 
ren oder Verhinderung der geschlechtlichen 
Reife bei Heuschrecken oder Zuchtlachs; 

viü. Herstellimg nährstoffreicherer und ge- 
schmacklich verbesserter Nahrungsmittel 
oder Prüfung von Nahrungsmitteln auf bak- 
terielle Kontamination; 

ix. Züchtung von Nutzpflanzen, die für frucht- 
bare Temperaturzonen oder für halbaride 
Regionen geeignet sind; 


X. Bekämpfung von Virenkrankheiten oder 
Auffrischung des Bestands bei bedrohten 
Arten; 

xi. Verringerung der Produktion von Treibhaus- 
gasen oder Verwendung dieser Gase bei der 
Nahnmgsmittelherstellung; 

xii. Kloning von für die Fleischproduktion gehal- 
tenen Tieren für bestimmte Märkte oder 
Anlegen von Embryonen-Banken zur Erhal- 
tung der genetischen Vielfalt. 

4. Die Versammlung ist der Überzeugung, daß die 
Biotechnologie für den Agrarbereich (einschließ- 
lich Forstwirtschaft und Fischfang) bedeutende 
neue Entwicklungsperspektiven für die Züchtung 
von Tieren und Pflanzen und die Herstellung von 
Nahrungsmitteln und anderen Produkten (Ener- 
gie, Pharmazeutika, Arzneimittel) bietet. 

5. Im Zusammenhang mit der Biotechnologie kann 
es auch zu Mißbräuchen kommen, z. B. zur Ent- 
wicklung neuer Krankheiten oder zur Schaffung 
neuer Tiere und Pflanzen, die imgewünschte 
negative Auswirkungen auf bestimmte Ökosy- 
steme haben könnten. Die Veränderung von 
Genen und Zellen und der Eingriff in den Lebens- 
prozeß von Tieren kaim ferner auch zu unnötigem 
Leiden und damit zur Verletzung von Gesetzen 
zum Schutz von Tieren führen. 

6. Die Versammlung ist der Meinung, daß die Ver- 
änderung von Genen sowie Eingriffe in den 
Lebensprozeß durch Anwendung geeigneter 
Maßnahmen einer sorgfältigen Kontrolle unterlie- 
gen müssen, um inhärente Risiken aufzudecken, 
schädhche Aspekte zu vermeiden und positive 
Entwicklungen zu fördern. 

7. Die Versammlung verweist auf die Verantwor- 
tung der Industrieländer gegenüber den Entwick- 
lungsländern und unterstützt in diesem Zusam- 
menhang die entsprechenden Verpflichtungen, 
die in der von der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro verabschiedeten Konvention über die bio- 
logische Vielfalt festgesetzt wurden. 

8. Mit Genugtuung nimmt die Versammlung die 
Empfehlung Nr. R (92) 9 des Ministerkomitees an 
die Mitgliedstaaaten zu den möglichen ökologi- 
schen Auswirkungen der eingeschränkten Ver- 
wendung und der gezielten Freisetzung gentech- 
nisch veränderter Organismen sowie die Ent- 
scheidung zur Kenntnis, vom 24. bis 26. Novem- 
ber 1993 in Straßburg eine gesamteuropäische 
Konferenz über dieses Thema zu veranstalten, auf 
der hochqualifizierte Ökologen \md Wissen- 
schaftler Zusammentreffen werden. 

9. In Anlehnung an ihre Empfehlung 870 (1986) zur 
biogenetischen Revolution in der Landwirtschaft 
— „Segen oder Fluch" — empfiehlt die Versamm- 
limg dem Ministerkomitee: 

i. seine Arbeit zur Bioethik (d. h. der systemati- 
schen Untersuchung des menschlichen Ver- 
haltens bezüglich des Lebens im Lichte ethi- 
scher Werte und Prinzipien) auszuweiten und 
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dabei auch Fragen zu Herstellung, Freiset- 
zung, Verwendung und Handel von neuen 
oder veränderten lebenden Organismen, Tie- 
ren, Pflanzen, Nahrungsmitteln oder anderen 
Produkten miteinzubeziehen und in diesem 
Bereich eine europäische Harmonisierung der 
Gesetzgebung anzustreben; 

ii. die Europäische Gemeinschaft und das Euro- 
päische Patentamt zur Beteiligung an diesen 
Projekten einzuladen; 

iii. die Durchführung dieser Vorhaben einzulei- 
ten durch Einberufung einer europäischen 
Konferenz mit Vertretern aller betroffenen 
Berufs- und Interessengruppen; im Rahmen 
dieser Konferenz sollten Umfang und Haupt- 
inhalte einer gemeinsamen europäischen Vor- 
gehensweise geprüft und die bereits aus der 
Arbeit des Europarats zur Bioethik gewonne- 
nen Erfahrungen verarbeitet werden; 

iv. auf der Grundlage der oben erwähnten 
gesamteuropäischen Konferenz ein zweites 
europäisches Treffen zu veranstalten, auf dem 
sowohl Vertreter aus den Bereichen der Wis- 
senschaft und der Ökologie als auch Vertreter 
aller betroffenen Berufs- und Interessengrup- 
pen Zusammentreffen; 

V. die Einrichtung nationaler Ausschüsse zur 
Untersuchung bioethischer Aspekte beim Ein- 
satz der Biotechnologie in der Landwirtschaft, 
vor allem in Hinbück auf die Feldforschung, zu 
fördern; derartige Gremien könnten außer- 
dem Empfehlungen erarbeiten zur Beaufsich- 
tigung neuer Entwicklungen, zu notwendigen 
poütischen Reformen und zu Maßnahmen, die 
zum Schutz der biologischen Vielfalt erforder- 
Üch sind; auf diese Weise könnten diese Aus- 
schüsse zu nationalen Gremien einer europa- 
weiten Zusammenarbeit werden; 

vi. eine Europäische Konvention zu den bioethi- 
schen Aspekten der Biotechnologie hinsicht- 
üch ihrer Anwendung in der Landwirtschaft 
und der Nahrungsmittelproduktion zu erar- 
beiten. 

10. Des weiteren fordert die Versammlung das Mini- 
sterkomitee auf, die Regierungen der Mitgüeds- 
staaten imd die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft zur Durchfühnmg folgender Maß- 
nahmen imd Projekte auf zuf ordern: 

i. Intensivierung und Koordinierung der euro- 
päischen Forschung und Entwicklung im 
Bereich der Biotechnologie, wobei der Erfor- 
schung der vorhandenen biologischen Viel- 
falt imd der stetigen Entwicklung und Nut- 
zung dieser Ressourcen Vorrang einzuräu- 
men ist; 

ü. Unternehmen aller erforderüchen Anstren- 
gungen im Hinbück auf die Ratifizierung der 
in Rio de Janeiro anläßlich der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt imd Ent- 
wicklung Unterzeichneten Konvention über 
die biologische Vielfalt; 


iü. Besondere Berücksichtigung biochemischer 
Verfahrenstechniken und deren möglicher 
Anwendung in der Pharma-Industrie aUge- 
mein und bei der HersteUung neuer Impf- 
stoffe und resistenter Pflanzen im besonde- 
ren; 

iv. Förderung neuer Untemehmensgründungen 
zur Umsetzung von Erfindungen in der Bio- 
technologie und Schaffung eines gesetzü- 
chen Rahmens für die Arbeit dieser Unter- 
nehmen; 

V, Besondere Berücksichtigung der Notwen- 
digkeit, die Öffentüchkeit durch eine Koordi- 
nierung der Informationsveranstaltungen 
und -ausstellungen und durch geeignete 
Produktbezeichnung besser und umfangrei- 
cher zu informieren; 

vi. Stärkung der Ausbüdungsprogramme zur 
Biotechnologie und ihrer Anwendung in der 
Land- und Forstwirtschaft, im Fischfang und 
bei der HersteUung und Verarbeitung von 
Nahrungsmitteln und anderen Produkten; 

vü. Ergreifung von Maßnahmen zum Schutz der 
biologischen Vielfalt und der Ökosysteme 
gegen aUe mögüchen negativen Einflüsse, 
die sich aus biotechnologischen Erfindungen 
ergeben können, sowie Nutzung der Biotech- 
nologie zur Wahrung der biologischen Viel- 
falt; 

vüi, Annahme des Konzepts der „Rechte der 
Landwirte" gemäß der im November 1989 
vom Weltemährimgsprogramm der Verein- 
ten Nationen (FAO) verabschiedeten Resolu- 
tion und Förderung der Umsetzung des vom 
Weltemährungsprogramm der Vereinten 
Nationen (FAO) ersteUten Projekts eines „In- 
ternationalen Verhaltenskodex für biotech- 
nische Planung"; 

ix. Verfolgung einer vorsichtigen Poütik bei der 
Vergabe von Patenten für biotechnologische 
Erfindungen und Anwendungen unter ge- 
bührender Berücksichtigung von ethischen 
Aspekten und Erwägungen des Umwelt- 
schutzes; 

X. Erstellung technischer Studien zu biotechni- 
schen Erfindungen als Vorbedingung für 
weitere Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten sowie Einrichtung einer internationalen 
SteUe für Studien zur Biotechnologie; 

xi. Förderung der Einbeziehung der Bioethik in 
die Ausbüdung von Spezialisten auf dem 
Gebiet der Biotechnologie und Förderung 
der Entwicklung ethischer Arbeitsnormen 
bezügüch der Biotechnologie und ihrer 
Anwendungen — einschüeßüch der Einrich- 
tung von Expertengremien auf institutionel- 
ler, nationaler, europäischer und internatio- 
naler Ebene; 

xü. Beteiügung der betreffenden Nichtregie- 
rungsorganisationen an diesen Aktivitäten. 
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Donnerstag, 13. Mai 1993 

Tagesordnungspunkt 

Antrag der Republik Estland auf Mitgliedschaft 
im Europarat 

(Drucksache 6810) 

Berichterstatter: 

Abg. Jözsef Bratinka (Ungarn) 

Rudolf Bindig*) (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Der Bericht des Hauptbericht- 
erstatters ist im Einvernehmen und mit Unterstützimg 
auch der Mitberichterstatter der beiden anderen Aus- 
schüsse erstellt worden. Die Feststellimgen imd Emp- 
f ehlimgen im Hauptbericht werden von uns mitgetra- 
gen und imterstützt. 

Als Berichterstatter für den Ausschuß für Recht imd 
Menschenrechte möchte ich einiges ergänzen: Der 
Unterausschuß für Menschenrechte hat sich vor allem 
mit der menschenrechtlichen Situation imd der Lage 
der ethnischen Minderheiten in Estland beschäftigt. 

Estland wird die Europäische Menschenrechtskon- 
vention ratifizieren und die beiden Optionen des 
Artikel 25 — Recht auf Individualbeschwerde — und 
Artikel 46 — Anerkennimg der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes — akzeptieren. Es wird auch das erste 
Zusatzprotokoll akzeptieren. 

Was die Anerkennimg des sechsten Zusatzprotokolls 
angeht — dieses Protokoll regelt die Abschaffung der 
Todesstrafe — , so haben Parlaments- und Regierungs- 
mitglieder geäußert, daß es angesichts wachsender 
Kriminalität im Lande dafür bei der Bevölkerung zur 
Zeit wenig Verständnis geben dürfte. Trotzdem hat 
der Präsident Estlands versichert, daß es während 
seiner Amtszeit keine Vollstreckung geben wird. Seit 
den Parlamentswahlen im Jahre 1992 hat es auch 
keine Verurteilungen mehr gegeben. 

Vom Rechtsausschuß des Europarates möchten wir 
Estland ermutigen, in dieser Richtung fortzufahren 
und bald auch dem sechsten Protokoll beizutreten. 

Zu den Aufgaben des Rechtsausschusses gehörte es, 
sich auch mit der Situation in den Strafvollzugsanstal- 
ten zu beschäftigen. Die Bedingungen in diesen von 
den sowjetischen Instanzen übernommenen Einrich- 
tungen sind erklärlicherweise nicht gerade rosig. 
Neben der schlichten Ausstathmg fiel auch die hohe 
Zcihl der Inhaftierten in Relation zur Gesamtbevölke- 
nmg — 5 000 von 1,5 Millionen Einwohnern — auf. 

Erkennbar ist jedoch der aufgeschlossene Wille der 
estnischen Regierung, die Situation zu verbessern. 

In einem Kooperationsprogramm mit dem Europarat 
sollte Estland bei seinen Bemühimgen imterstützt 
werden, eine Strafvollzugsreform vorzunehmen, um 
den Standard der europäischen Regeln für Gefangene 
zu erreichen. Die Verlagerung der Zuständigkeit vom 
Innenministerium auf das Justizministerium ist hierzu 
bereits ein wichtiger Schritt. 


•) Als Berichterstatter für den Rechtsausschnß. 


Besonders zu betonen ist die Aufgeschlossenheit der 
estnischen Regierung und der Parlamentarier, über 
diesen sicherlich sensiblen Bereich offen zu informie- 
ren, Besichtigungen zu ermöglichen und Änderungen 
vorzimehmen. 

Im Rahmen der anstehenden Strafrechtsreform sollte 
auch die gleichgeschlechtliche Orientierung straffrei 
gestellt werden, wie das in den freiheitlich-liberalen 
europäischen Staaten allgemein üblich ist. 

Der Rechtsausschuß hat sich intensiv auch mit dem 
Minoritätenrecht beschäftigt. Im Zusammenhang mit 
den historischen Minderheiten, die im Lande leben, 
wurden keine Probleme genaimt. Das betrifft auch 
den Teü der Russen, der als historische Minderheit 
schon länger dort wohnt. 

Es bleiben die über 30 % der Bevölkerung, welche als 
neue russische Minderheit im Lande lebt. Das Gesetz 
über die Staatsbürgerschaft gibt diesen die Möglich- 
keit, in einem geregelten Verfahren die Staatsbürger- 
schaft zu erwerben. Die Bewerber müssen zwei Jahre 
im Lande leben imd Sprachkenntnisse nachweisen. 

Die Einzelheiten über die Sprachanforderungen sind 
im Akt über Sprachkenntnisse geregelt. Wir haben 
uns informieren können, daß es inzwischen ein breites 
Angebot an Unterricht, an Rundfunksendungen, an 
Cassetten und Büchern gibt, um die estnische Sprache 
zu lernen. 

Was die Rechte der Bürger angeht, die noch nicht 
Staatsbürger sind, ist besonders zu erwähnen, daß für 
diese bereits jetzt auf lokaler Ebene ein Wahlrecht 
besteht und daß einige zum Bürgermeister gewählt 
worden sind. 

Wir sind der Auffassung, daß das Gesetz über die 
Staatsbürgerschaft in Estland extrem liberal ist, vor 
allen Dingen, wenn man bedenkt, welche Probleme es 
in der Vergangenheit mit dem Okkupanten, der 
russischen Armee und der Sowjetmacht gegeben 
hat. 

In einem Zusatzantrag zum Entschließungsentwurf 
soll noch einmal zum Ausdruck gebracht werden, daß 
Estland aufgefordert wird, die Minderheitenrechte zu 
schützen und zu wahren, wie das in der Entschließung 
dieser Versammlung zum Protokoll über die Minori- 
tätenrechte niedergelegt ist. Ich verstehe das als eine 
Aufforderung, die nicht nur an Estland, sondern an 
alle Mitgliedsländer des Europarates gerichtet ist. 

Was die Rechte der Bürger angeht, ist zu betonen, daß 
die estnische Gesetzgebung gleiche Rechte und Frei- 
heiten für estnische Staatsbürger ebenso wie für alle 
Bürger anderer Länder, die stetig im Lande leben, 
kennt. 

Die Gleichheit der Person ist durch die Verfassung 
garantiert. Es gibt keine Diskriminierung auf der Basis 
der Nationalität, des Geschlechts oder der Sprache. 
Jedermaim hat das Recht, seine ethnische Identität zu 
wahren und zu schützen. 

Regierung und Parlament von Estland haben sich — so 
ist unser Eindruck — unter schwierigen ökonomi- 
schen und sozialen Bedingungen darangemacht, 
ihren Staat nach demokratischen und rechtsstaatli- 
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Chen Gesichtspunkten zu gestalten und das Land auf 
rechtsstaatlicher Grundlage sozial und wirtschaftlich 
voranzubringen. 

Für den mitberatenden Rechtsausschuß unserer Par- 
lamentarischen Versammlung möchte ich den Beitritt 
Estlands unterstützen und befürworten. 

Wilfried Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Die heutige Diskussion über den Beitritt Estlands zum 
Europarat gibt Anlaß, diesen Beitritt in den Zusam- 
menhang der gesamteuropäischen Entwicklung zu 
stellen, ^e sich in diesem Jahrhimdert ereignet hat. 
Vor nmd zweihundert Jahren begann in Europa die 
Entwicklung zu demokratischen Nationalstaaten. Vor 
einhtmdert Jahren hatte diese Entwicklung die Mitte 
Europas erreicht. Darm wurde sie durch Nationalso- 
zialismus und Kommurüsmus jäh gestoppt. Erst jetzt, 
nachdem Nationalsozialismus tmd auch der Kommu- 
nismus zusammengebrochen sind, köimen sich im 
östlichen Teil unseres Kontinents demokratische 
Nationalstaaten bilden, die die Grundlage unseres 
vereinten Europas sind. Der erfolgreiche Abschluß 
dieser Entwickltmgen wird die Voraussetzung für ein 
demokratisches imd damit friedliches Gesamteuropa 
sein. 

Nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus 
entwickelte sich im Westen Europas im engen Bünd- 
lüs mit den USA ein funktionsfähiges System demo- 
kratischer Nationalstaaten, das nicht zuletzt in 
Abwehr des expansiven Kommurüsmus die Bereit- 
schaft zur Integration imd zur freiwilligen Übertra- 
gung von Souveräiütätsrechten in bestiiiunten Politik- 
bereichen nüt sich brachte. 

Nunmehr besteht auch im Osten und Westen tmseres 
Kontinents diese Chance. Wir sollten sie fördern. 

Die Aufnahme Estlands in den Europarat gehört dazu, 
diese Chance zu nutzen. 

Nationalsozialismus und Kommurüsmus haben im 
August 1939 die Esten in einer der dunkelsten Stun- 
den Europas gehindert, den 1918 nach Jahrhimderten 
der Bevormundung begonnenen Weg des demokrati- 
schen Nationalstaats weiterzugehen, als Hitler und 
Stalin ihren Pakt abschlossen. 

Ich meine — das sage ich als Deutscher tmd vor allem 
an die russischen Kollegen — daß gerade deswegen 
Deutsche und Russen eine ganz besondere Verant- 
wortung dafür haben, den Esten auf dem selbstge- 
wählten Weg in die demokratische Zukunft nach 
Kräften zu helfen. Dieser Weg darf rücht behindert 
werden, vor allem rücht durch fremde militärische 
Präsenz und das Festhalten an den Folgen der totali- 
tären Strukturen der Vergangenheit. 

Estland hat in der kurzen Zeit seiner demokratischen 
Unabhängigkeit in den 20er Jahren mit dem Gesetz 
über die Kulturautononüe vom 5. Februar 1925 eine 
vorbüdliche Minderheitenregelrmg gehabt. 

Es kamen dann die Folgen der kommunistischen 
Migrationspolitik, die wir arüäßlich des Berichts unse- 
res Kollegen Atkinson in unserer vorigen Sitztmg 
diskutiert haben. 


Die Menschenrechts- tmd Souveräiütätsverletzungen 
zur Zeit der sowjetischen Herrschaft köimen und 
dürfen rücht Maßstab für die demokratische Zukunft 
Estlands sein. Die von der Sowjetuiüon forcierte 
Einwanderung setzte die Esten der Gefahr aus, die 
nationale Identität zu verlieren. 

Ich bin überzeugt, daß die Esten, wenn diese Pro- 
bleme gelöst sind, an die großzügigen Minderheiten- 
regelungen der demokratischen Epoche in den 20er 
Jahren anknüpfen werden. 

Lassen Sie mich etwas Persönliches sagen. Im August 
1989 war ich in Riga am 50. Jahrestag des Stalin- 
Hitler- Pakts als Beobachter eines Kongresses der 
Völker der damaligen Sowjetuiüon. Zum ersten Mal 
koimten die Glocken der lürchen wieder läuten. Die 
baltische Menschenkette zog sich vom estnischen 
Tallin bis zum litamschen Viliüus, natürlich auch 
durch das lettische Riga. Obwohl ich als Beobachter 
gekommen war, habe ich mich in diese Menschen- 
kette spontan eingereiht. Dieses Erlebnis hat mich 
mindestens ebenso berührt wie weiüge Monate später 
der Fall der Mauer durch Deutschland. Bei dieser 
historischen Kundgebtmg in Riga riefen die Men- 
schen, die sich dort zusammengefunden hatten, nach 
dem Europarat. Ich konnte seinerzeit im Europarat 
darüber berichten. 

Die Esten wissen, was es heißt, die Freiheit zu verlie- 
ren. Sie werden deshalb immer Mahner sein, die 
Freiheit zu achten, zu wahren imd zu verteidigen. 

Ich bin überzeugt: Der Europarat wird auf dieses 
Mitgliedsland stolz sein. 

Danke. 

Gerhard Reddemann *) (CDU/CSU): Danke, Herr Prä- 
sident. — Zum erstenmal, seit ich dieser Parlamenta- 
rischen Versammlung angehöre — das sind mehr als 
16 Jahre — , habe ich erlebt, daß bei der Aufnahme 
eines neuen Mitgliedstaates ein Nachbarstaat offiziell 
und inoffiziell Einsprüche anmeldete. Ich muß geste- 
hen, daß mich dieses etwas überrascht hat, vor allem 
im Hinblick auf die Geschichte, die dieser wiederer- 
richteten Republik und diesem Mitgliedsantrag vor- 
anging. 

Ich möchte deswegen meine Schlußworte speziell an 
unsere russischen Gäste richten: Der Europarat — da 
können Sie völlig sicher sein — wünscht die Anerken- 
nung der Menschenrechte nicht nur in eirügen Mit- 
gliedstaaten, sondern in allen Staaten. Da wird Est- 
land nicht ausgeschlossen sein. Ich glaube, dies kön- 
nen wir Ihnen als gemeinsame Auffassung der gesam- 
ten Versammlung mitteüen. 

Aber ich sage mit allem Nachdruck: Die Art und 
Weise, in der aus der russischen Delegation Sonder- 
rechte gegenüber Estland verlangt wurden, hat viele 
von uns stutzig gemacht. Dazu gehört etwa der 
Wunsch, der auf Malta in der Sitzung des Politischen 
Ausschusses vorgetragen wurde, Estland erst dann als 
Vollmitglied zuzulassen, wenn die Regierung Ruß- 

*) Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses. 
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lands mit der Regierung Estlands einen Vertrag über 
die Rechte der Russen in Estland abgeschlossen hat. 
Dies ist, glaube ich, nicht der richtige Weg, den wir 
hier akzeptieren könnten. 

Ich möchte unsere russischen Kollegen an eines erin- 
nern — das darf ich auch als Sprecher der deutschen 
Delegation sagen — : Dir Land imter Josef Wissariono- 
witsch Stalin und unser Land unter Adolf Hitler haben 
versucht, dieses Estland von der Landkarte zu strei- 
chen. Über die Konsequenzen haben verschiedene 
Redner hier schon gesprochen. 

Ich meine, es wäre besser, wenn sich diese beiden 
Staaten ihrer Verantwortung gegenüber Estland noch 
deuthcher bewußt würden, so daß wir nicht mit 
negativen Bemerkungen, sondern mit dem Wunsch 
hier aufwarten, Estland zum Vollmitglied zu 
machen. 

Ich bitte deswegen aUe Kolleginnen und Kollegen 
dieser Versammlung, dem Beitritt Estlands zuzustim- 
men. 

Margitta Terborg") (SPD): Ich habe um das Wort 
gebeten, weil es mir ein Bedürfnis ist, den estnischen 
Freunden zur bevorstehenden Aufnahme als Vollmit- 
glied in den Europarat zu gratulieren. 

Ich finde auch, daß die SteUimgnahmen der Herren 
Berichterstatter sehr präzise beschreiben, daß die 
Republik Estland die Vorbedingungen für die Auf- 
nahme erfüQt und auch bei der Behandlung von 
Nicht-Esten einen Modus gefunden hat, der deren 
Beteiligung an der politischen Wülensbildung — mit 
Abstufungen — sichert. Andere, die Aufnahme in den 
Europarat begehrende Staaten tun sich da schwerer, 
wobei ich selbstkritisch eingestehe, daß wir die Meß- 
latte bei der Aufnahme neuer Mitgheder deutlich 
strenger eichen, als wir dies bei der Prüfung von 
Verstößen seitens längst auf genommener Mitglied- 
staaten tun. 

Aber damit möchte ich die heutige bedeutende 
Stunde nicht beschweren. Die zweite baltische Repu- 
blik wird nun mit aUen Rechten und Pflichten in das 
demokratische Europa aufgenommen. 

Das demokratische Europa wird ein Stück universel- 
ler; darauf können unsere estnischen Freunde, darauf 
können wir stolz sein. 

Aber lassen Sie mich noch eine weitere Bemerkung 
hinzufügen. Ich hätte sie bei Litauen und bei Slowe- 
nien schon anbringen können. Ich tue es jetzt und 
sozusagen schon im Vorgriff auf die Aufnahmeproze- 
dur weiterer ost- und zentral europäischer Anwärter. 

Der Eintritt in den Klub der demokratischen Staaten 
Europas löst Ihre wirtschaftlichen Probleme nicht, 
befreit Sie nicht von dem Zwang, mit der Hinterlas- 
senschaft der gerade eben überwimdenen Willkür- 
herrschaft fertig zu werden. Das demokratische 
Europa kann Ihnen dabei eine Stütze sein, mehr nicht. 
Die dauerhafte Stabilisierung Ihrer neuen Gesell- 


•) Zu Protokoll gegebene Rede. 


schäften garantiert Ihnen nur Ihre eigene Bevölke- 
rung und deren Standfestigkeit in den imab weisbaren 
Krisen, die noch vor Ihnen stehen. 

Deshalb meine Bitte: Vernachlässigen Sie Ihre Jugend 
nicht. Fördern Sie sie auch bei knappsten finanziellen 
Ressourcen. Binden Sie sie ein in den Dialog der 
poDtischen Weiterentwicklung Ihrer GeseUschaften. 
Setzen Sie ihr Ziele, und geben Sie ihr auch die 
Möghchkeiten dazu, diese Ziele erreichen zu können. 
Die Jugend könnte Ihr zuverlässigster Partner sein, 
wenn Sie ihr die Chance zur fairen Partnerschaft 
geben. 

Tun Sie das nicht, wird sie nicht mehr auf den 
Barrikaden stehen, wenn es darauf ankommt, die 
neue Ordnung offensiv zu verteidigen. Es wäre dann 
nämhch nicht die Ordnung, die sie sich ersehnte. Bei 
der Gewinnung, manchmal sogar Rückgewinnimg 
dieser Jugend karm Ihnen das demokratische Europa 
behilflich sein, wenn Sie das woUen und wenn Sie den 
Aufbau einer demokratischen Jugendstruktur als 
imverzichtbar für die dauerhafte Sicherung Ihrer 
jungen Demokratie ansehen. Damit wiU ich die 
Freude des heutigen Tages, die uns aUe beseelt, nicht 
trüben. Ich möchte Ihren Blick nur auf einen wichtigen 
Aspekt lenken, der leider aDzu oft aus unserem 
Bewußtsein gerät. 

Stellungnahme 170 (1993) 

betr. den Antrag der Republik Estland 
auf Mitgliedschaft im Europarat 

1. Das Ministerkomitee hat in Übereinstimmung mit 
der von ihm am 3. Mai 1951 angenommenen sat- 
zungsgemäßen Resolution (51) 30 A die Versamm- 
lung um eine SteUungnahme über den Beitritt 
Estlands zum Europarat ersucht (Dok. 6506). 

2. Sie stellt fest, daß am 20. September 1992 demo- 
kratische Parlamentswahlen in Estland stattgefun- 
den haben und von einem Ad-hoc-Ausschuß der 
Versammlung überwacht worden sind. Am selben 
Tag wurden Präsidentschaftswahlen durchge- 
führt. 

3. Sie stellt weiterhin fest, daß die erste Wahlperiode 
nur drei Jahre umfaßt, in deren Verlauf Nichtbür- 
ger, die sich im Land niedergelassen haben und die 
estnische Staatsbürgerschaft beantragen möchten, 
die Möglichkeit erhalten, diese zu erwerben. Wie 
alle Nicht-Esten, die ihren ständigen Wohnsitz in 
Estland haben, genießen diese Personen bereits 
politische Rechte auf kommunaler Ebene. 

4. Die Versammlimg stellt die Bereitschaft Estlands 
fest, die Grundsätze der Vorherrschaft des Rechts, 
der Menschenrechte und Gnmdfreiheiten zu 
garantieren, die in der neuen, am 28. Juni 1992 
durch ein Referendum gebilligten Verfassung ver- 
ankert sind. Sie mißt der Verpflichtimg der estni- 
schen Behörden eine große Bedeutung bei, die 
Europäische Menschenrechtskonvention zu imter- 
zeichnen und zu ratifizieren imd das Recht auf ein 
persönliches Gesuch bei der Europäischen Men- 
schenrechtskommission (Artikel 25 der Konven- 
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tion) sowie die obligatorische Gerichtsbarkeit des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(Artikel 46 der Konvention) anzuerkennen. 

5. Sie hofft, daß die estnischen Behörden ihre Politik 
im Bereich des Minderheitenschutzes auf die Prin- 
zipien gründen werden, die in der Empfeh- 
limg 1201 (1993) betr. ein Zusatzprotokoll über 
Minderheitenrechte zur Europäischen Menschen- 
rechtskonvention enthalten sind. 

6. Die Versammlung schätzt den Beitrag zu den 
Arbeiten des Europarates, den Estland seit der am 
18. September 1991 erfolgten Verleihung des 
besonderen Gaststatus an sein Parlament sowohl 
auf parlamentarischer Ebene als auch nach seinem 
Beitritt zur Europäischen Kulturkonvention am 

7. Mai 1992 auf intergouvemementaler Ebene 
geleistet hat. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, daß Estland die 
Fähigkeit und die Bereitschaft besitzt: 

i. die Bestimmungen von Artikel 3 der Satzung 
einzuhalten, der wie folgt lautet: „Jedes Mit- 
glied des Europarates erkennt den Grundsatz 
der Vorherrschaft des Rechts und den Grundsatz 
an, daß jeder, der seiner Hoheitsgewalt unter- 
liegt, der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
teilhaftig werden soll"; 

ü. aufrichtig und tatkräftig bei der Verwirklichung 
der Ziele des Europarates, die in Kapitel 1 seiner 
Satzung festgelegt sind, mitzuarbeiten und 
dadurch die in Artikel 4 der Satzung festgeleg- 
ten Voraussetzungen für den Beitritt zum Euro- 
parat zu erfüllen. 

8. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, auf seiner nächsten Sitzung: 

i. die Repubhk Estland einzuladen, Mitghed des 
Europarates zu werden; 

ii. Estland drei Sitze in der Parlamentarischen 
Versammlung zuzuweisen. 


Tagesordnungspunkt 

Ansprache der Ministerpräsidentin 
der Volksrepublik Polen, Hanna Suchocka 


(Themen: Umwandlungsprozeß in Mittel- und Osteu- 
ropa — Gefahren durch separatistische /nationalisti- 
sche Bewegungen — Unterstützung durch den Euro- 
parat — Öffnung der EG-Märkte gegenüber Mittel- 
und Osteuropa — engere Zusammenarbeit mit EG- 
und EFTA-Ländern — Beteiligung Polens an einer 
europäischen Sicherheitsordnung — Aufnahme in die 
WEU und NATO) 


Tagesordnungspunkt 

Die Situation in Bosnien-Herzegowina 

(Drucksache 6835) 

Berichterstatter: 

Abg. Gerhard Reddemaim 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU): Mister President! 
Ladies and gentlemen! Meine Damen! Meine Herren! 
Wir haben im Jahr 1990 eine erste Debatte über die 
Situation im damaligen Jugoslawien geführt. Vielen 
war damals wohl nicht klar, welche Probleme dann 
auf uns zukamen, welche mörderischen Instinkte 
freigelegt wurden und welche Gefahren für den 
Weltfrieden entstanden. Wir waren die ersten in einer 
europäischen parlamentarischen Versammlung, die 
das Selbstbestimmungsrecht auch für die Völker in 
dem damaligen Jugoslawien gefordert haben, lange 
bevor in einigen Außenämtem und bei einigen 
Außenministern überhaupt bemerkt wurde, welche 
Probleme auf die Tagesordmmg kamen. 

Aber ich fürchte heute, daß wir trotzdem zu spät 
gekommen sind, weil die Machthaber, die einen 
großserbischen Chauvinismus pflegen, geglaubt ha- 
ben, sie stießen nirgendwo auf Widerstand und könn- 
ten ihr mörderisches Handwerk ohne Schwierigkeiten 
weiterführen. Das hat zu alle dem geführt, was wir in 
den letzten Monaten Tag für Tag auf den Bildschir- 
men sahen, in den Rundfunksendern hörten imd in 
den Zeitungen lasen. 

Ich habe vor ein paar Wochen aus gegebenem Anlaß 
die Akten des Boykottausschusses des Spanischen 
Bürgerkriegs durchgearbeitet imd dabei bemerkt, daß 
viele der Argumente, die gegenwärtig in der Frage, 
wie man das Problem Bosnien-Herzegowina behan- 
deln soll, eine Rolle spielen, schon damals in diesem 
Boykottausschuß in London besprochen wurden. Vie- 
les von dem, was wir jetzt erfahren, gleicht fast bis auf 
das I-Tüpfelchen dem, was damals an Besorgnis, an 
Zurückhaltung, an Finessen, an diplomatischen 
Tricks und vor allem an dem Wunsch, nicht eingreif en 
zu müssen, bemerkbar wurde. 

Ich habe nicht die Absicht, den damaligen Boykott- 
ausschuß heute zu kritisieren. Die Geschichte hat 
darüber bereits ein ziemlich eindeutiges Urteil gefällt. 
Aber ich muß darauf hinweisen, daß am Ende dieser 
Prozedur vierzig Jahre Diktatur mit mehr als 100 000 
Toten gestanden haben. 

Als wir über die Situation in Bosnien diskutierten, war 
wohl allen klar, daß wir hier eine ähnliche Situation 
vorfinden könnten. Trotzdem war ebenso klar, daß wir 
nicht zu einer Einigung kommen konnten, die eine 
klare imd deutliche Festlegung etwa auf eine militä- 
rische Intervention mit sich brächte. 

Auch dies sollten wir nicht kritisieren. Wir sollten es 
vor allem nicht moralisch abwerten. Denn die Angst 
beispielsweise eines britischen Kollegen um die UNO- 
Soldaten aus seinem Wahlkreis, die jetzt in Bosnien 
eingesetzt sind, ist genauso verständlich wie die Angst 
derer, die möglicherweise dann in Gefahr geraten, 
wenn sich der UNO -Einsatz nicht verstärkt. 
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Wir sind also in eine Situation geraten, in der wir, 
wenn wir nichts tun, wahrscheinlich genauso schuldig 
werden, wie wir schuldig werden können, wenn wir 
zuviel tun und wenn wir in die Gefahr geraten, ein 
Programm durchzuziehen, das möglicherweise noch 
mehr Tote produziert, als schon vorhanden sind. 

Wir müssen ims immer wieder auf den Ausgangs- 
punkt zurückverweisen. Wir müssen daran erinnern: 
Dies ist kein Bürgerkrieg, sondern in erster Linie der 
Krieg eines Volkes oder der Führung eines Volkes, die 
glaubt, dieses Volk sei berufen, auf dem Balkan eine 
Großmachtrolle zu spielen. Wir müssen hinzufügen: 
Wie immer Kriege dieser Art weitergehen, sind Pro- 
bleme nicht nur bei einer der kriegsführenden Par- 
teien entstanden. Was gestern Sarajevo war, kann 
heute Mostar sein. Alle anderen Städte, die wir 
kennen, stehen vor ähnlichen Tragödien. 

Daher sollten wir ims nicht zurücklehnen imd nicht 
sagen: Weil wir das Problem im Moment nicht lösen 
können imd weil wir nicht in der Lage sind, diese 
Verbrechen, diese Orgien an Vergewaltigung xmd 
Vertreibimg imd sogenarmter ethnischer Säuberung 
zu beenden, müssen wir uns hinsetzen und dürfen wir 
nichts tun. 

Wir haben uns auf einen Vorschlag geeinigt, der nur 
aus drei entscheidenden Punkten besteht, einen Vor- 
schlag, den wir fast einstimmig akzeptieren konnten 
imd der trotzdem nicht nur ein kompromitierender 
Kompromiß ist, sondern der Versuch, einen Weg zu 
weisen. 

Wir erirmem im ersten Punkt dieser Empfehlung 
daran, daß die Staaten, die den Boykottausschuß der 
UNO mittragen, diesen Boykott verschärfen sollten. 
Ich bin sicher: Mancher der lokalen Milizkomman- 
deure in Serbien oder in Bosnien wird dies mit einigem 
Lächeln hören, weil er weiß, daß aus derlei bisher 
nicht allzuviel oder jedenfalls nicht genug entstanden 
ist. Aber wir haben diesen Punkt nicht nur aufgenom- 
men, damit die lokalen Milizkommandeure oder auch 
die Herren Milosevic und Karadzic es lesen kön- 
nen, sondern ebenso als eine Mahnung an uns selber 
und unsere Staaten. 

Ich darf Ihnen dazu jetzt schon sagen: Wir werden in 
der Sommersitzung der Parlamentarischen Versamm- 
lung einen Untersuchungsbericht vorlegen, aus dem 
hervorgeht, in welchen Staaten und aus welchen 
Gründen der Boykott gebrochen wird. Wir werden 
dann Konsequenzen zu ziehen und zu überlegen 
haben, wie sich so etwas mit der Mitgliedschaft im 
Europarat verträgt. 

In dem zweiten Punkt dieses Entschließungsantrags 
verweisen wir ebenfalls auf etwas schon Bekanntes, 
nämlich auf die Möglichkeit, daß die Vereinten Natio- 
nen durch ein Kriegs verbrechertribxmal nach dem 
Ende der Kampfhandlimgen tätig werden imd dieje- 
nigen zur Verantwortung ziehen, die heute die Ver- 
antwortung für die Greueltaten in Bosnien-Herzego- 
wina tragen. 

Ich weiß, auch dies wird von dem einen oder anderen 
als nicht besonders interessant angesehen, weil man 
glaubt, man müsse mit denen vielleicht verhandeln; 


die einmal Gesprächspartner werden und hinterher 
nicht vor ein Tribunal gestellt werden körmten. 

Mir geht es dabei um etwas ganz anderes, nämlich 
darum, daß durch eine solche Ankündigung der eine 
oder andere Kommandeur, der jetzt mit Menschenle- 
ben umherwirft wie andere Leute mit Würfeln oder 
Spielkarten, in die Sorge versetzt wird, dafür eines 
Tages zur Verantwortimg gezogen zu werden. Ich 
kerme das aus meinem eigenen Land, Wir haben in 
der Zeit, als die kommunistische Diktatur in der DDR 
existierte, die Namen imd die Verbrechen einzelner in 
den Zuchthäusern und an der Grenze registriert. Wir 
ivissen vor allem von freigelassenen Häftlingen, daß 
diese Leute, wenn sie wußten, daß üir Name auf 
unserer Liste stand, sich plötzlich sehr viel korrekter 
verhielten. 

Wenn wir mit der Ankündigung eines Kriegsverbre- 
chertribunals auch nur das eine oder andere Men- 
schenleben retten, sollten wir diesen Passus nicht als 
zu gering ansehen. 

Der dritte Punkt unseres Entschließungsentwurfs 
dreht sich um die Frage: Was tun wir, wenn die 
Vereinten Nationen die Überlegung haben, in irgend- 
einer Weise mit irgendeiner Machtdemonstration 
tätig zu sein? Wir wollen den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen nicht zu einer solchen Maß- 
nahme, einer solchen Aktivität ermuntern. Aber wir 
wollen mit unserer Erklärung verdeutlichen, daß wir 
hinter jeder von den Vereinten Nationen getroffenen 
Maßnahme stehen, die zur Wiederherstellung des 
Friedens und zur Rettung der Menschen beiträgt. 

Das, Herr Präsident, sollte in Kürze die Erläuterung 
dessen sein, was wir als Bericht imd Empfehlimgsent- 
wurf vorgelegt haben. 

Ich danke. 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! 
Meine lieben Kollegiimen imd Kollegen! Eigentiich 
gibt es nichts Neues unter der Sorme, denn schon im 
Jahre 1878 hat sich die Berliner Konferenz mit der 
Frage Bosnien-Herzegowina beschäftigt. Auf dieser 
Konferenz hat der damalige Kanzler des Deutschen 
Reiches von Bismarck einen Satz geprägt, der auch 
heute noch in der innenpolitischen Diskussion unseres 
Landes immer wieder zitiert wird. Er sagte, er sei nicht 
bereit, auch nur einen einzigen Knochen eines pom- 
merschen Musketiers dafür zu opfern, militärisch auf 
dem Balkan zu intervenieren. Der nächste Satz, den 
Bismarck ausgesprochen hat — er wird leider mei- 
stens nicht zitiert — , lautet: Bei denen da unten 
handelt es sich sowieso um Volksstämme, die von 
Hammeldieben und Viehräubem beherrscht wer- 
den. 

Das war die Einschätzung des Imperialismus im 
19. Jahrhundert. Inzwischen hat uns die Vergangen- 
heit vdeder eingeholt. Wir vnssen: Die Balkankrise 
führte 1914 zu Sarajevo. Wir wissen, daß die Nach- 
kriegsordnung nach dem Ersten Weltkrieg mit den 
Vorortsverträgen auch keine endgültige Regelung 
brachte. 

Werm ich an die Rede des Kollegen Korakas aus 
Griechenland denke, der kurz vor mir gesprochen hat, 


36 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5374 


habe ich das Gefühl, er habe das Manuskript aus der 
Zeit des kalten Krieges dabeigehabt, als es für die 
radikale Linke in Europa darauf ankam, vor allem 
gegen die Amerikaner imd die NATO vorzugehen. Er 
hat übersehen, daß sich das Weltbild inzvdschen ganz 
entscheidend gewandelt hat. Auch 1947 war es ja so, 
daß es in Griechenland einen Bürgerkrieg mit kom- 
munistischen Partisanen gab. Es war eine Art Balkan- 
krieg. Wir wissen alle, daß die Erklärung der Truman- 
Doktrin vom März 1947 mit der Sicherheitsgarantie 
für Griechenland und die Türkei im Grrmde genom- 
men die Gründung der NATO im Jahre 1949 einge- 
leitet hat. 

Wir sind also immer noch an dem Pimkt, an dem wir 
auch in der Vergangenheit schon waren. Wir stellen 
fest, daß nichts besser geworden ist. Wir versuchen, 
mit einem Embargo einen Konflikt zu bekämpfen, wie 
man ihn sich grausamer nicht vorstellen kann, und 
stellen fest, daß das Embargo mehr einem durchlö- 
cherten Eimer gleicht als etwa einem intakten Faß, bei 
dem das Wasser unten am Boden nicht herausläuft. 
Wir stellen fest, daß die verschiedensten Gruppen zum 
Teü unkontrolliert aufeinander losgehen. Ich stelle 
mit Entsetzen fest — das sage ich, weil gerade ein 
kroatischer Vertreter vor mir gesprochen hat — , daß 
auch kroatische Milizen vor wenigen Tagen soge- 
nannte ethnische Säuberungen in Mostar vorgenom- 
men haben. An diesem Beispiel sieht man, daß die 
Schuld nicht völlig einseitig verteilt ist. 

Einseitig ist aber auf jeden Fall die Feigheit derjeni- 
gen, die zuschauen und nicht handeln. Ich erwähne 
hier den PEN-Club, von dem einige Mitglieder — dies 
gilt beispielsweise für den deutschen PEN-Club — 
nicht nach Dubrovnik gehen wollen. Ich erwähne die 
Verantwortlichen, die eigentlich eingreifen müßten, 
aber immer noch an Appeasement denken und wis- 
sen, daß Appeasement-Politik logischerweise zu gro- 
ßen Konflikten führt. Wir vdssen: Appeasement-Poli- 
tik hat zum Zweiten Weltkrieg geführt. Ich bin über- 
zeugt, ohne Appeasement- Politik hätte es den Zwei- 
ten Weltkrieg zumindest in diesem Umfang nicht 
gegeben. 

Wir können Menschen helfen. Ich selber habe eine 
Witwe aus Sarajevo 14 Tage bei mir auf meinem 
Bauernhof aufgenommen, deren Mann erschossen 
wurde. Es war keine Moslemin; es war eine Serbin. 
Solche Fragen spielen aber überhaupt keine Rolle 
mehr, wenn kleine Kinder mit ansehen müssen, wie 
ihr Vater von einer anderen ethnischen Gruppe 
erschossen wird. Wir erleben die systematische Zer- 
störrmg der Denkmäler. Hier werden die Gräber 
orthodoxer Priester gesprengt; dort werden die 
Moscheen zerstört. Es ist ein Glaubenskrieg gewor- 
den, wie wir ihn seit dem Zeitalter der Reformation in 
Europa eigentlich schon überwimden glaubten. 

Wir können für diesen Problemkreis meiner Meinung 
nach nur eine Lösung finden, wenn wir wirklich den 
Mut zum Handeln zeigen. Es genügt nicht, daß die 
Blauhelme nur als Notare des Verbrechens in diesen 
Ländern oder in diesen Teilen Europas stehen. Sie 
registrieren, und sie helfen sicher auch bei Lebensmit- 
teltransporten. Sie retten auch Menschen. Die Ent- 
scheidung aber, im Grunde genommen den Frieden 
zu garantieren, konnten sie bisher nicht herbeiführen. 


Ich glaube, hier gilt ein Satz — damit möchte ich 
schließen — , der in einem ganz anderen Zusammen- 
hang von Gorbatschow geprägt wurde. Er sagte: Wer 
zu spät kommt, den bestraft die Geschichte. — Ich 
fürchte, daß dieses Europa leider auch hier wieder 
einmal zu spät kommt und dann von der Geschichte 
bestraft wird. 

Margitta Terborg (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich sehne den Tag 
herbei, an dem wir mit demokratisch legitimierten 
Vertretern der neuen Staaten des zerfallenen Jugo- 
slawiens über den Wiederaufbau nach dem schreckli- 
chen Morden auf dem Balkan reden können. Wohlge- 
merkt; Ich sehne mich nach diesem Tag; ich will ihn 
nicht herbeibomben! Und weil ich weiß, daß Sehnen 
allein nicht hilft, werde ich unerschütterlich für alle 
Schritte unterhalb der Schwelle eines militärischen 
Engagements der Völkergemeinschaft eintreten. 

Es gibt ein paar Töne in der öffentlichen Debatte, die 
mich wegen ihrer Kaltschnäuzigkeit erschrecken, so 
das Argument, man könne gezielte Bombardements 
riskieren, weil dabei die eigenen Verluste kalkulier- 
bar blieben. 

Ich habe als ganz kleines Kind solche Bombardements 
erlebt. Ich werde sie mein ganzes Leben lang nicht 
vergessen. Und ich denke an all die kleinen Kinder, 
die Mütter, die Greise, die unter unseren Bomben 
leiden werden, die ihnen angeblich den Frieden 
bringen. 

Ich weiß, daß man als blauäugig verschrien wird, 
wenn man so denkt. Der Vorwurf trifft mich nicht. Ich 
bleibe menschlich. 

Ich höre, daß ein massiver Einsatz von Bodentruppen 
dem Bürgerkrieg ein rasches Ende setzen würde. Ich 
habe die Warnungen besonnener Militärs im Ohr, die 
genau dies für eine aberwitzige Spekulation halten 
und daran erinnern, daß der massive Einsatz der 
hitlerschen Interventionstruppen in Jugoslawien den 
Widerstand nicht brechen konnte, sondern eskalieren 
ließ. 

Ich vernehme das Drängen, den bosnischen Streit- 
kräften endlich vdeder Waffen zu liefern. Ich muß 
bekennen, daß ich auch diesen Rat für zynisch halte. 
Es kann im günstigsten Falle zu einem Gleichgewicht 
des Mordens führen. Unblutiger macht er diesen Krieg 
gewiß nicht. 

Ich erlebe in meinem Parlament — ich beschränke 
mich aus Höflichkeit darauf — , daß jene Kollegen am 
entschiedensten auftreten, die die absolute Gewißheit 
haben, daß sie mit ihrem eigenen Leben nicht für die 
Folgen ihrer Beschlüsse eintreten müssen. 

Das scheint mir im übrigen auch für die Kriegstreiber 
auf dem Balkan — und die finde ich nicht nur auf der 
serbischen Seite — zu gelten. 

Daß unser anderes Instrumentarium, wenn es konse- 
quent angewendet wird, Wirkung zeigen kann, erle- 
ben wir jetzt: Ohne die totale Isolation Serbiens und 
Rest- Jugoslawiens hätte sich die Gangart in Belgrad 
nicht geändert. 
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Diesen Druck gilt es zu verstärken. Das Embargo muß 
noch lückenloser werden, der Einsatz von Blauhelm- 
verbänden der Vereinten Nationen noch umfassen- 
der, obwohl der weiß Gott auch Lebensgefahr bedeu- 
ten kann. 

Die Kriegsverbrecher aller Seiten müssen glaubhaft 
damit rechnen, daß sie dereinst für ihre Verbrechen 
zur Rechenschaft gezogen werden. 

Ich sage das alles so ausführlich, weil sich der Ent- 
schließungsentwurf des politischen Ausschusses sehr 
ausgewogen und maßvoll liest. Stilistisch ist diese 
Stellungnahme vorzüglich; dem Berichterstatter ist 
insofern hohes Lob zu zollen. 

Die Pferdefüße allerdings sind in den Verweisen auf 
die „einschlägigen UNO-Resolutionen" zu finden. Da 
haben wir, wenn die Drohungen in die Tat umgesetzt 
werden, die Bombardements, die Kampfhandlungen 
am Boden und in letzter Konsequenz eine neue 
Dimension des Balkankrieges. 

Das kann ich nicht mittragen. Deshalb werde ich mich 
der Stimme enthalten; denn gegen ein konsequentes 
Embargo, einen internationalen Gerichtshof für 
Kriegsverbrechen und gegen die Mahnungen an die 
Kriegsparteien — wobei merkwürdigerweise die 
Kroaten ausgeklammert werden — habe ich keine 
Ein wände. 

Nur noch einen Hinweis: Die Staaten, die noch immer 
klammheimlich in diesem Konflikt mitmischen, müs- 
sen real vor die Gefahr gestellt werden, ebenfalls der 
internationalen Ächtung zu verfallen. Das fehlt mir im 
Text. 

Wir dürfen in unseren Hilfen für die vom Krieg 
bedrohten Menschen nicht nachlassen. Daß man dies 
auch ohne Waffeneinsatz tun kann, hat ein französi- 
scher General bewiesen — ein General, kein politi- 
scher Maulheld. 

Also sage ich: Wir dürfen vom Pfad der friedlichen 
Pression nicht abweichen. Es ist der einzige, der dem 
Europarat vorgegeben ist. 

Robert Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn wir heute abermals über die Lage 
im ehemaligen Jugoslawien debattieren und wieder 
gezwungen sind, mit mehr oder weniger hilflosen 
Appellen an die Einhaltung humanitärer Grundsätze 
zu eriimem, so mag manchen unter uns diese Debatte 
als ein eher nutzloses Unterfangen erscheinen. Wie- 
viel Selbsttäuschungen und Fehleinschätzungen, 
wieviel Hoffnungen auf den Durchbruch der Vernunft 
sind wir bereits erlegen, seit wir uns vor zwei Jahren in 
Helsinki mit der Eskalation der Gewalt auf dem 
Balkan zuerst befaßt haben! 

Wir unternehmen heute im großen und ganzen zu 
Recht nicht den Versuch, Perspektiven für eine Frie- 
denslösung aufzuzeigen, die über das hinausgehen, 
was im sogenannten Vance- Owen-Plan festgelegt 
wurde. Es ist daran zu erinnern, daß wir als Unter- 
zeichnerstaaten der Europäischen Menschenrechts- 
konvention an die Grundsätze dieser Charta gebun- 
den sind, die doch unseren Völkern mit ihrem Schutz- 


system die Garantie bieten soll, daß in Europa nicht 
noch einmal die Barbarei triumphieren kann. 

Können wir deshalb aber die gewaltsam betriebene 
Veränderung altangestammter Gebiete von Volks- 
gruppen akzeptieren, wie es im Vance-Owen-Plan 
doch indirekt zum Ausdruck kommt, wenn die Praxis 
der sogenannten ethnischen Säubenmgen einem ver- 
suchten Völkermord gleichkommt? Und wer kann die 
freie Zufahrt über die Transitstrecken oder Korridore 
garantieren, wenn eine auf Revanche siimende Partei 
die Verbindungswege kappt? 

Diese Punkte gehören eindeutig zu den Schwachstel- 
len des Vance-Owen-Plans, wenngleich wir realisti- 
scherweise einräumen müssen, daß es zu diesem Plan 
keine Alternative gibt. 

Es kommt jetzt darauf an, daß wir nüt einer klaren und 
unzweideutigen Frist alle Optionen unterhalb von 
kollektiven Zwangsmaßnahmen ausschöpfen. Dazu 
gehört sicherlich folgendes. Die Sanktionen gegen 
Serbien als Aggressor müssen verschärft werden. Alle 
Auslandsguthaben Serbiens sollten beschlagnahmt 
werden. 

Die begangenen Kriegsverbrechen auf allen Seiten, 
das bestialische Gemetzel und die Massenvergewalti- 
gimgen müssen genau dokumentiert und die Verant- 
wortlichen vor Gericht gestellt werden. Hier könnte 
dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof eine 
wichtige Aufgabe Zuwachsen. 

Der Beschluß des Weltsicherheitsrates, Schutzzonen 
einzurichten, muß entsprechend dem kurdischen Vor- 
bild im Norden Iraks konsequent umgesetzt werden. 
Die in diesen Zonen stationierten Streitkräfte sollten 
das Recht haben, von ihren Waffen zu Selbstverteidi- 
gimgszwecken Gebrauch zu machen. 

Ich will jetzt nicht darüber spekulieren, Herr Präsi- 
dent, wie im Wege kollektiver Zwangsmaßnahmen 
die Beschlüsse des Weltsicherheitsrates umgesetzt 
werden können. Für die Zeit danach aber, wenn die 
Waffen schweigen und die Menschen wieder zu 
einem friedlichen Zusammenleben gelangen müssen, 
benötigen wir neben Soldaten zur Überwachung der 
Demarkationslinien auch ein Friedenskorps, europäi- 
sche Freiwilligentrupps, die sich am Wiederaufbau in 
Bosnien-Herzegovrina beteiligen werden. Hier vor 
allem, so meine ich, beginnen die Möglichkeiten des 
Europarates. 

Warum könnte nicht unsere Organisation diese Frie- 
denskorps zusammenstellen und somit dokumentie- 
ren, daß der Europarat besonders berufen ist, die 
Völker im ehemaligen Jugoslawien wieder nach 
Europa zurückzuführen? Gemischt- europäische Frei- 
willigenkorps, die dazu beitragen, das Leben zu 
normalisieren, wären nicht nur ein Stück Solidarität, 
sondern auch Beleg dafür, daß die europäische Ver- 
ständigimg sich letztlich doch gegen nationalistischen 
Fanatismus und Haß durchsetzen kann. Ich glaube, 
den Haß aus den Herzen der Menschen zu nehmen ist 
eine Aufgabe, die der Europarat auf Grund seiner 
Tradition legitimerweise leisten kann. 

Vielen Dank. 
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Gerhard Reddemann * ) (CDU/CSU): Es war eine wirk- 
lich bemerkenswerte Debatte, eine bemerkenswerte 
Debatte nicht zuletzt deswegen, weil man bei Kom- 
mentaren, die man zu einem so mörderischen Krieg 
abgibt, nicht nur zur Sache, sondern auch über seine 
eigene Person spricht. 

Ich muß gestehen, daß ich in einem Punkt erstaunt 
war, nämlich als es einem unserer Kollegen gelang, 
für all das, was da geschieht, die Amerikaner und die 
NATO verantwortlich zu machen. Ich habe den Ein- 
druck, man muß schon eine höhere Parteischule 
absolviert haben, um zu einem solchen Zirkelschluß 
zu kommen. 

Ich muß aber auch sagen, daß ich einen zweiten Punkt 
erstaunlich fand, nämlich als uns einer unserer Gast- 
vertreter erklärte, in Bosnien kämpften ja nur die 
Moslems gegen die Kroaten oder umgekehrt, wäh- 
rend sich die Serben dezent zurückhielten. Ich hatte 
den Eindruck, als ob man sich hier wieder an alte 
Überlegungen anschloß, die etwa im Jahr 1968 so 
lauteten: Man sei lücht in die Tschechoslowakei 
eingefallen, sondern man sei in brüderlicher Hilfe den 
Menschen entgegengekommen. 

Ich war ebenfalls erstaunt — das gebe ich gern zu — , 
daß einzelne, die einen durchaus ehrenwerten Radi- 
kalpazifismus vertraten, andere, die aus ihrem Ver- 
antwortungsbewußtsein heraus das Gegenteil mein- 
ten, mit sehr unerfreulichen Worten und in sehr 
unschöner Weise, Worten wie Zynismus und ähnli- 
chem angegriffen haben. Ich glaube, es entspricht 
nicht dem Stü unserer Debatten, so etwas zu sagen. 

Was mir wichtig erschien, ist die Frage: Können wir 
helfen, ohne uns, bevor wir eine Äußenmg tun, mit der 
Realität, mit der Vorgeschichte und mit den Zielen des 
Konflikts zu befassen? Ich halte es für interessant, über 
eine Föderalisierung des früheren Jugoslawiens zu 
sprechen; ich muß mich korrigieren und sagen: Ich 
habe es vor zwei Jahren für interessant gehalten, so 
etwas zu hm. Aber ich darf daran erinnern, daß, als 
Slowenien diesen Versuch unternahm, die Antwort 
der Einmarsch der sogenannten Volksarmee Jugosla- 
wiens in Slowenien war. Wer meint, daß nach den 
Hunderttausenden von Toten, Vertriebenen und 
Geschlagenen dort in absehbarer Zeit eine Förderali- 
sierung möglich ist, der überschätzt, glaube ich, die 
Möglichkeiten eines Menschen, zu vergeben und zu 
vergessen. 

Wir benötigen — das ist in der Debatte mehrfach 
gesagt worden — Objektivität. Ich halte dies für 
richtig. Ich halte es auch für richtig, daß wir, selbst 
wenn es in der übergroßen Mehrheit von dort aus 
geschah, lücht nur die serbischen Truppen, die Serben 
aus Belgrad und die Serben aus Bosnien kritisieren. 
Ich bin der Auffassung, daß wir auch muslimische xmd 
kroatische Untaten, die im Zuge dieses Kriegs nun 
einmal dagewesen sind, öffentiich beim Namen nen- 
nen. Aber ich habe eine Besorgnis. Wenn es Kollegen 
gibt, die eine sorgfältige Trennung zwischen den 
Herren Karadzic und Milosevic anstreben und den 
einen nicht für den anderen verantwortlich machen 
woUen, so können sie natürlich nicht im selben Atem- 
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zug die demokratisch gewählte Regierung in Zagreb 
und den sogenannten kroatischen Verteidigimgsrat in 
Bosnien-Herzegowina auf dieselbe Ebene bringen, 
um dann gemeinsam alle Kroaten zu kritisieren. Das 
heißt, wir müssen in der Tat differenzieren; ich stimme 
Ihnen hier gerne zu, und ich werde dies auch tun. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang eine 
Bemerkung machen. Einer unserer Kollegen hat dar- 
auf hingewiesen, daß 200 Millionen Bomben gewor- 
fen worden seien, und wenn man das Waffenembargo 
gegen Bosnien aufgäbe, dann würden eben 400 Mil- 
lionen geworfen. Ich weiß nicht, ob das so richtig ist. 
Aber ich muß natürlich feststellen: Wenn nur eine 
Seite 200 Mülionen Bomben hat, wird sie diese 
200 Millionen eher werfen, als wenn sie fürchten muß, 
daß auch auf der anderen Seite 200 Millionen Bomben 
gegen die eigenen Leute geworfen werden können. 
Es ist ein uralter Streit — wir müssen uns darüber im 
klaren sein — , der die Frage aiifkommen läßt: Kann 
man eine aggressive Diktatur nur nüt Freundlichkeit 
und vieUeicht mit einem Boykott aus dem Gleis 
werfen, oder muß man gegen eine solche Diktatur 
notfalls auch mit Macht angehen? Ich empfehle allen, 
die an eine Bibliothek herankommen, sich etwa die 
Ausgaben des „New Statesman and Nation" aus den 
Jahren 1938 und 1939 vorzunehmen. Dort finden Sie 
eine sehr exakte Beschreibung dessen, was wir heute 
— wenn auch gegenüber anderen — behandeln. 

Herr Präsident, ich wül nicht weiter auf die einzelnen 
Punkte eingehen, damit ich meine sieben Minuten 
einhalte. Ich möchte nur darum bitten, daß wir den 
Vorschlag, den ich Ihnen im Auftrag des Politischen 
Ausschusses unterbreitet habe, akzeptieren und daß 
wir diejenigen, die weiter gehen woUen, nicht als 
Kriegstreiber oder Säbelrassler beschimpfen, wie das 
hier geschehen ist, sondern als Menschen betrachten, 
die eine andere, aber auch ehrenwerte Meinung zu 
diesem Konflikt haben. 

Ich danke Ihnen. 

Entschließung 999 (1993) 
betr. die Situation in Bosnien-Herzegowina 

1. Die Versammlung ist der Ansicht, daß der Vance- 
Owen-Friedensplan trotz der erheblichen Risiken, 
die er sowohl für die unmittelbare als auch für die 
spätere Ziücunft enthält, zur Zeit die einzige reali- 
stische Möglichkeit für die Herbeifühnmg eines 
Waffenstülstandes und den Begiim eines Friedens- 
prozesses in Bosnien-Herzegowina darsteUt. 

2. Sie verweist darauf, daß dieser Plan bereits von der 
Regienmg Bosnien-Herzegowinas und Vertretern 
der kroatischen Bevölkenmg Bosniens gebilligt 
und auf dem jüngsten Gipfel von Athen ( 1 . — 2. Mai 
1993) von aüen Konfliktparteien unterstützt 
wurde. 

3. Daher ist die Versammlung bestürzt über die Wei- 
genmg des selbsternannten „Parlaments" der bos- 
nischen Serben, diesem Friedensplan zuzustim- 
men. 
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4. Sie ist der Ansicht, daß die Führer der bosnischen 
Serben wieder einmal ihr völliges Desinteresse an 
einer friedlichen Beilegimg des Konflikts gezeigt 
haben und die internationale Gemeinschaft weiter- 
hin zum Narren halten. 

5. Die Versammlung begrüßt und unterstützt die 
Resolution 824 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen, insbesondere die Schaffung von Sicher- 
heitszonen. 

6. Die Versammlung fordert die Regierungen der 
Mitgliedstaaten des Europarates, insbesondere 
diejenigen, die im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen vertreten sind, auf, den Sicherheitsrat 
dringend zu ersuchen: 

i. die umfassende Anwendung des gegen Serbien 
und Montenegro verhängten Embargos sicher- 
zustellen; 

ii. die Schaffung eines internationalen Gerichts- 
hofs zur Verurteilung von Kriegsverbrechen 
vorzuschlagen, wie es von der Versammlimg 
bereits in der Empfehlung 1189 (1992) vorge- 
schlagen wurde; 

iii. das Mandat der Schutztruppe der Vereinten 
Nationen (UNPROFOR) zu erweitern und ihr 
ausreichend Mittel zur Verfügimg zu stellen, 
die es ihr gestatten, nicht nur die Beachtimg 
aller einschlägigen Resolutionen des Sicher- 
heitsrates durchzusetzen und insbesondere die 
gemäß der Resolution 824 (1993) des Sicher- 
heitsrates errichteten Sicherheitszonen wirk- 
sam zu schützen, sondern auch den Waffenstill- 
stand durchzusetzen und aufrechtzuerhalten. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, daß die durch 
den Konflikt im früheren Jugoslawien entstehen- 
den Kosten gerecht aufgeteilt werden sollten, und 
fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates und der Staaten, deren Parlamente 
den besonderen Gaststatus genießen, auf, ihre 
finanziellen Beiträge zu den humanitären Hilfsak- 
tionen und zur Durchsetzung aller einschlägigen 
Resolutionen der Vereinten Nationen zu erhö- 
hen. 


Freitag, 14. Mai 1993 
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Entschließung 1000 (1993) 

betr. die vietnamesischen Auswanderer und Asylbe- 
werber in Hongkong („Boat people'') 

1 . Die überwiegende Mehrheit der vietnamesischen 
Auswanderer („Boat people"), die nach dem Fall 
von Saigon im Jahre 1975 in Hongkong Asyl, 
Zuflucht oder ein besseres Leben gesucht haben, ist 
heute in Drittländern wieder angesiedelt worden. 
Zahlreiche andere sind im Rahmen des vom Hoch- 
kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) durchgeführten freiwilligen Repatri- 
ierungsprogramms zurückgekehrt oder wurden in 
einigen Fällen im Rahmen des von den Regierun- 
gen Vietnams, Hongkongs und des Vereinigten 
Königreichs ausgehandelten systematischen Rück- 
führungsprogramms in ihre Heimat abgescho- 
ben. 

2. Allen Rücksiedlem wurde von der vietnamesi- 
schen Re0enmg versichert, daß sie wegen ihres 
illegalen Verlassens des Landes nicht verfolgt wür- 
den, obwohl diejenigen Personen, die schwerer 
Verbrechen angeklagt sind, einer Verfolgung 
unterzogen werden können. Sie erhalten eine 
finanzielle Unterstützung durch den UNHCR, der 
für ihre Sicherheit Sorge trägt, und haben ein Recht 
auf Unterstützung in Form von Arbeitsplatzbe- 
schaffung und Berufsausbildung sowie auf Aufbau- 
darlehen, die im Rahmen eines Programms der 
Europäischen Gemeinschaft gewährt werden. 

3. Vereinzelt wurde über Fälle berichtet, in denen die 
Rückkehrer verfolgt oder bedroht wurden. Die 
Versammlimg ist besorgt über die Tatsache, daß sie 
ohne Ausnahme Schikanen ausgesetzt sind und 
die allgemeine Arbeitslosenrate weiterhin hoch 
bleibt. 

4. Die bereits begonnene Wirtschaftsreform in Viet- 
nam muß, um erfolgreich zu sein, mit einer politi- 
schen Liberalisierung einhergehen, die von grund- 
legender Bedeutung ist für Auslandsinvestitionen, 
den wirtschaftlichen Aufschwung und eine weiter- 
hin freiwillig erfolgende Rückkehr vietnamesi- 
scher Auswanderer — dabei bleibt die Einfühnmg 
einer echten Demokratie die beste und letzte 
Sicherheitsgarantie für die Rückkehrer. 

5. Die Versammlung betont, daß das von der Regie- 
rung in Hongkong angewandte Verfahren zur 
Festsetzung des Flüchtlingsstatus weiterhin ver- 
bessert werden könnte, um den für derartige Ver- 
fahren erforderlichen internationalen Normen zu 
entsprechen. 

6. Die durch die Überfüllung bedingte Situation in 
den Aufnahmelagem in Hongkong, die die Grenze 
des Erträglichen erreicht und Auswirkungen auf 
die Sicherheit hat, muß verbessert werden, sobald 
genügend Menschen die Lager verlassen haben, 
und die den Lagerbewohnem über die Situation 
in Vietnam übermittelten Informationen müssen 
glaubwürdiger sein. 
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7. Daher appelliert die Versammlung: 

i. an die Europäische Gemeinschaft und den 

UNHCR, sofern möglich: 

a. ihre Unterstützungsprogramme in den La- 
gern und in Vietnam auch nach November 
1994 fortzuführen und dafür Sorge zu tragen, 
daß sie allen Rückkehrern und Flüchtlingen 
in den Lagern zugute kommen; 

b. europäische Gesellschaften zu Investitionen 
in Vietnam zu ermutigen, sofern dadxirch zur 
Demokratisierung des Landes beigetragen 
wird; 

c. ihre Informationsdienste in den Flüchtlings- 
lagern zu verbessern, indem sie durch öfter 
stattfindende Aufklärungsveranstaltungen 
und zuverlässigere Videoaufnahmen umfas- 
sendere Informationen vermitteln; 

ii. an die Regierung in Hongkong: 

a. Abhilfe zu schaffen für die überfüllten 
Zustände und die fehlende Privatsphäre in 
den Flüchtlingslagern, indem sie die Rück- 
führung einiger Lagerbewohner für eine 
bessere Verteilung der verbleibenden Aus- 
wanderer nutzt; 

b. dafür Sorge zu tragen, daß die verbleiben- 
den Auswanderer vor Gericht vertreten wer- 
den, daß ihnen gestattet wird, vor der Kom- 
mission zvu: Überprüfung des Flüchtlingssta- 
tus vorstellig zu werden, daß sie eine 
Abschrift des Protokolls ihres Gesprächs 
erhalten, daß sie über die Entscheidungs- 
gründe uiunittelbar nach deren Bekaimt- 
werden unterrichtet werden und ihr Ge- 
spräch aufgezeichnet wird; 

c. den Verantwortlichen des Auswahlprozes- 
ses einen größeren Bemessungsspielraum 
einzuräumen; 

d. einen Prozeß für ständige Konsultationen 
einzuleiten zwischen dem UNHCR, der Ein- 
wanderungsbehörde in Hongkong, der 
Kommission für die Überprüfung des Flücht- 
lingsstatus sowie den Anwälten und Vertre- 
tern von Nichtregierungsorganisationen, die 
für die Auswanderer tätig werden, imd die 
strikte Anwendung des Auswahlverfahrens 


in Übereinstimmung mit den internationalen 
Normen zu gewährleisten; 

iii. an die vietnamesische Regierung: 

a. Amnesty International und anderen aner- 
kaimten Menschenrechtsorganisationen 
den Zugang zu den Rückkehrern weiter zu 
erleichtern, wenn diese Organisationen 
darum ersuchen, um die Sicherheit der 
Rückkehrer überprüfen zu körmen; 

b. den authentischen Text der 1992 gewährten 
Garantie in bezug auf die Nichtverfolgimg 
von Rückkehrern zu veröffentlichen; 

c. jede Zensur für die Medien, die Post und die 
internationale Presse aufzuheben; 

d. gerechte und offene Verfahren für politische 
und religiöse Dissidenten sowie eine Amne- 
stie für aUe „Gefangenen aus Gewissens- 
gründen" einzuführen; 

e. Kontakte und einen Dialog mit den vietna- 
mesischen „Exilanten- Organisationen" zu 
entwickeln, um mit ihnen die Bedingungen 
zu erörtern, die erforderlich sind, um die 
Rückkehr der Betroffenen zu fördern und 
ihnen die Möglichkeit zu geben, zur nationa- 
len Versöhnung sowie zum Wiederaufbau 
eines neuen Vietnam beizutragen; 

iv. an die Vereinigten Staaten von Amerika, ihr 
Handelsembargo aufzuheben, um die Normali- 
sienmg der vietnamesischen Beziehungen zu 
den internationalen Finanzinstituten zu ermög- 
lichen. 


Tagesordnungspunkt 

Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
aus Gewissensgründen *) 

(Drucksache 6752) 
Berichterstatter: 

Abg. Stefano Rodotä (Italien) 


•) Die Abstimmung wurde wegen fehlenden Quorums ver- 
tagt. 
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